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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Thomas 
Gehring, Thomas Mütze, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, 
Kerstin Celina, Christine Kamm, Ulrich Leiner und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

2. Nachtragshaushaltsplan 2018; 
hier: Allen interessierten Schulen in Bayern die Juniorwahl im 

Rahmen der Landtagswahl 2018 ermöglichen! 
 (Kap. 05 03 neuer Tit.) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des 2. Nachtragshaushalts 2018 wird folgende Änderung 
vorgenommen: 

In Kap. 05 03 wird ein neuer Tit. „Zuschüsse an Schulen für Angebote 
zur Demokratieförderung“ eingefügt und mit Mitteln in Höhe von 
250.000 Euro ausgestattet. 

Die Mittel sollen insbesondere das Angebot einer Juniorwahl an Schu-
len ermöglichen. 

 

 

Begründung: 

Eine zentrale Aufgabe der Bildungspolitik ist es, die Werte Menschen-
rechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu vermitteln. Leider ver-
nachlässigt die Staatsregierung die Demokratiebildung an den bayeri-
schen Schulen bis heute. Das Fach Sozialkunde wird noch immer 
stiefmütterlich behandelt. Wichtig wäre aber, die politische Bildung in 
der Schule auszubauen. Daher fordern wir Landtagsgrünen zum ei-
nen, zwei Stunden Sozialkunde ab Klasse 8 für alle Schularten. 

Eine Möglichkeit, Politik in der Schule erlebbar zu machen, ist die 
Durchführung einer Juniorwahl, parallel zu anstehenden Wahlen wie 
der Landtagswahl 2018. Auch wenn die Schülerinnen und Schüler 
noch keine 18 Jahre alt sind, können sie im Rahmen einer realisti-
schen Situation bei der Juniorwahl eigene Erfahrung mit demokrati-
schen Wahlen machen. Das Interesse an der Juniorwahl ist über die 
Jahre stetig gewachsen. In Bayern musste bei der Juniorwahl im 
Rahmen der Bundestagswahl 2017 160 Schulen abgesagt werden. 
Der Grund: zu wenig Geld. Pro Schule kostet das Programm 250 Eu-
ro. Wir halten es für dringend notwendig, dass ausreichend Gelder zur 
Verfügung gestellt werden, so dass alle Schulen die mitmachen wol-
len, auch mitmachen können. Bislang werden 500 Schulen in Bayern 
teilnehmen, weitere 91 Schulen möchten sich beteiligen, Tendenz 
steigend. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig 
Hartmann, Thomas Gehring, Thomas Mütze, Ulrike Gote, Jürgen 
Mistol, Gisela Sengl, Kerstin Celina, Christine Kamm, Ulrich 
Leiner und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/23035 

2. Nachtragshaushaltsplan 2018; 
hier: Allen interessierten Schulen in Bayern die Juniorwahl im 

Rahmen der Landtagswahl 2018 ermöglichen! 
 (Kap. 05 03 neuer Tit.) 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet
Abg. Peter Winter
Abg. Harald Güller
Abg. Bernhard Pohl
Abg. Thomas Mütze
Abg. Karl Freller
Abg. Dr. Herbert Kränzlein
Zweite Vizepräsidentin Inge Aures
Abg. Hans Herold
Abg. Herbert Woerlein
Abg. Günther Knoblauch
Staatsminister Albert Füracker



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

Zweites Gesetz zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2017/2018

(2. Nachtragshaushaltsgesetz 2018 - 2. NHG 2018) (Drs. 17/22033) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge

zum 2. Nachtragshaushaltsplan 2018 (s. a. Anlage 1):

 

Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion (Drs. 17/22573),

Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-Fraktion (Drsn. 17/22401 mit 

17/22420),

Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER (Drsn. 17/22443 mit 17/22551) und

Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 17/22559 mit 

17/22572)

und

Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 17/23034 und 

17/23035)

und

Änderungsanträge

zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2018 (s. a. Anlage 1):

 

Änderungsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Karl Freller, Ingrid Heckner u. 

a. (CSU)

hier: Änderung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes (Drs. 

17/22574),
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Änderungsanträge der Abgeordneten Harald Güller, Franz Schindler, Dr. Paul 

Wengert u. a. (SPD)

hier: Neue Stellen für die Zentralen Ausländerbehörden bei den Regierungen;

kein Landesamt für Asyl und Rückführungen;

keine Errichtung der Bayerischen Grenzpolizei;

neue Stellen für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen bei der Landespolizei 

und neue Stellen für die mobile Reserve der Bereitschaftspolizei; 

20 neue Planstellen für Sozialpädagoginnen, Sozialpädagogen für die 

Justizvollzugsanstalten (Drs. 17/22575),

hier: Änderung der Bayerischen Haushaltsordnung (Drs. 17/22576),

hier: Änderung der Landkreisordnung (Drs. 17/22577) und

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Thomas 

Gehring u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drs. 17/22578)

und

Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 17/23036 und 

17/23037)

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Joachim Unterländer, 

Tobias Reiß u. a. und Fraktion (CSU)

hier: Änderung des Bayerischen Landespflegegeldgesetzes (Drs. 17/23219)

Die Drucksachen wurden für Sie aufgelegt. – Bevor ich die gemeinsame Aussprache 

eröffne, gebe ich bekannt, dass bislang vonseiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN zum Änderungsantrag betreffend die Personalausstattung der unteren Na-

turschutzbehörden auf Drucksache 17/22560 Einzelabstimmung in namentlicher Form 

beantragt wurde. – Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt entsprechend der Ver-

einbarung im Ältestenrat 144 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich 
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an der Redezeit der stärksten Fraktion. – Als ersten Redner rufe ich den Kollegen 

Peter Winter von der CSU auf. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Peter Winter (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Ich freue mich, dass wir nach einer sehr arbeitsintensiven Woche der Beratungen im 

Haushaltsausschuss heute den 2. Nachtragshaushalt 2018 beschließen können. Ich 

möchte mich an dieser Stelle ganz herzlich bei allen Kolleginnen und Kollegen im Aus-

schuss bedanken. In zwei stressigen Sitzungen mit fast zehn Stunden Sitzungszeit 

haben wir in der Sache oft streitig, aber stets konstruktiv zusammengearbeitet.

Mein Dank gilt unserem Finanzminister Albert Füracker, seinem Staatssekretär und 

den weiteren Kabinettsmitgliedern für ihre aktive Präsenz bei den Beratungen, vor 

allem aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ausschussbüros. Den 

Fraktionen sowie den Ministerien danke ich für die gute Vorbereitung der Sitzung.

All diese Beratungen wären nicht möglich, gäbe es nicht die braven Steuerzahler in 

Bayern, die die Voraussetzungen schaffen, damit wir dank ihrer Hände Arbeit heute 

den zweiten Nachtrag verabschieden können.

Wir haben neben dem 2. Nachtragshaushaltsgesetz 13 Einzelpläne beraten. Dabei 

musste der Ausschuss insgesamt 149 Änderungsanträge und eine Tischvorlage bear-

beiten. Ich möchte mich an dieser Stelle nochmals ausdrücklich vor allem bei den Kol-

leginnen und Kollegen von der SPD und den GRÜNEN bedanken, die sich mit der 

Zahl ihrer Änderungsanträge auch angesichts des engen Zeitfensters bewusst zurück-

gehalten haben.

Es tut mir leid, die FREIEN WÄHLER haben das anders gesehen. Sie haben die Än-

derungsanträge zum 1. Nachtragshaushalt 2018 kopiert und dann zum zweiten Nach-

trag erneut gestellt. Dabei hat man sich wirklich nicht allzu viel Mühe gemacht, wie 

zum Beispiel der erneute Änderungsantrag zur Erhöhung der Vereinspauschale be-

weist. So wird mit dem Änderungsantrag auf Drucksache 17/22445 von der irrigen An-

nahme ausgegangen, dass eine Erhöhung des Ansatzes für das Jahr 2018 nicht er-

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 3

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000271.html


folgt sei. Eine Erhöhung dieses Ansatzes um 800.000 Euro erfolgte aber bereits 

aufgrund einer Initiative der CSU-Fraktion zum ersten Nachtrag. Damit ist zum Bei-

spiel dieses Anliegen längst erledigt; ihm ist Rechnung getragen worden.

Wie sieht es sonst mit der Politik der FREIEN WÄHLER aus? – Nach der Abschaffung 

der Straßenausbaubeiträge lautet ihr nächstes Freibier-Projekt: kostenfreie Kitas für 

alle – so eine Pressemitteilung der FREIEN WÄHLER vom 25. Juni 2018. Dabei ist mit 

"kostenfrei" natürlich beitragsfrei gemeint. Die Kosten soll der Freistaat Bayern über-

nehmen, obwohl Kinderbetreuung eine originäre Aufgabe der Kommunen ist, wobei 

wir sie vorbildhaft mit unseren Staatsleistungen unterstützen. Das Muster bei den 

FREIEN WÄHLERN ist also immer dasselbe: Die populäre Abschaffung von Gebühren 

oder Beiträgen.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER))

– Irgendwann werden sie noch die Abschaffung der Steuern fordern und dann feststel-

len, dass wir ein grundlegendes Problem mit der Finanzierung haben.

Der Fraktionsvorsitzende der FREIEN WÄHLER, Kollege Hubert Aiwanger, hat Ende 

Juni per Pressemitteilung erklärt: Bayern braucht eine seriöse Politik. Die FREIEN 

WÄHLER kritisieren darin den 2. Nachtragshaushalt als Wahlkampfhaushalt. Aber wie 

sieht "seriös" bei den FREIEN WÄHLERN aus? – Sie erheben Mehrforderungen zum 

Doppelhaushalt 2015/16 von insgesamt deutlich über 3 Milliarden Euro, Mehrforderun-

gen zum Nachtragshaushalt 2016 von knapp 2 Milliarden Euro für ein Haushaltsjahr, 

Mehrforderungen zum Doppelhaushalt 2017/18 mit insgesamt rund 3,2 Milliarden 

Euro, Mehrforderungen zum 1. Nachtragshaushalt 2018 von knapp 2 Milliarden Euro 

wiederum für ein Haushaltsjahr, Mehrforderungen zum 2. Nachtragshaushalt 2018 von 

rund 1,15 Milliarden Euro, wiederum für ein Haushaltsjahr, und dies alles ohne jegliche 

Gegenfinanzierung. So sieht seriöse Finanzpolitik bei den FREIEN WÄHLERN aus.
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Wie wichtig den FREIEN WÄHLERN der zweite Nachtrag ist, sieht man auch daran, 

dass sie bei der Beratung mancher ihrer eigenen Änderungsanträge im Haushaltsaus-

schuss nicht einmal anwesend waren.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

So findet sich im Protokoll der Sitzung des Haushaltsausschusses vom 12. Juni 2018 

bei der Abstimmung über die Änderungsanträge der FREIEN WÄHLER zum Einzel-

plan 04 der folgende Beschluss: "Ablehnung mit den Stimmen der CSU bei Stimment-

haltung der SPD und der GRÜNEN und Abwesenheit der FREIEN WÄHLER." – Wir 

brauchen daher von den FREIEN WÄHLERN in keiner Weise irgendwelche Belehrun-

gen über seriöse Politik.

(Beifall bei der CSU und der SPD)

Hätten wir den Änderungsanträgen der FREIEN WÄHLER zum jeweiligen Haushalt al-

lein seit 2015 jeweils zugestimmt, dann wäre nur eines sicher: Wir hätten dann in Bay-

ern keine Haushaltsrücklage mehr. Wir bräuchten über einen zweiten Nachtrag tat-

sächlich nicht zu debattieren. Wir wären nicht in der Lage, wichtige Maßnahmen aus 

der Regierungserklärung unseres Ministerpräsidenten Markus Söder noch in diesem 

Jahr umzusetzen.

Wir reagieren mit dem 2. Nachtragshaushalt 2018 auf die großen aktuellen Herausfor-

derungen im Pflegebereich und in der Wohnraumförderung. Wir verbessern daneben 

auch die Förderung von Familien mit kleinen Kindern.

Ich möchte jetzt noch kurz auf einige ausgewählte Schwerpunkte des 2. Nachtrags-

haushalts eingehen.

Mit dem neuen Bayerischen Landespflegegeld helfen wir pflegebedürftigen Menschen 

in Bayern. Wir wollen damit die Lebensgestaltung von Pflegebedürftigen erleichtern. 

Wir versetzen Pflegebedürftige damit in die Lage, Angehörigen oder anderen Unter-

stützenden eine materielle Anerkennung zukommen zu lassen. Das Landespflegegeld 

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 5



beträgt jährlich 1.000 Euro pro anspruchsberechtigter Person. Der 2. Nachtragshaus-

halt enthält die erforderlichen Mittel in Höhe von 400 Millionen Euro für die Auszahlung 

des Pflegegeldes in diesem Jahr. Wir stärken mit dem Landespflegegeld das Selbst-

bestimmungsrecht von Pflegebedürftigen.

Wir gründen ein neues Landesamt für Pflege zur besseren Koordinierung der baye-

rischen Pflegepolitik. Der zweite Nachtrag sieht dafür 60 neue Stellen vor, insbesonde-

re für die Errichtung in der Startphase. Das neue Landesamt für Pflege hat die Aufga-

be, die pflegebedürftigen Menschen sowie die Pflegenden in ganz Bayern zu 

unterstützen. Das gilt gerade auch für die Begleitung schwerstkranker und sterbender 

Menschen sowie ihrer Familien. Wir bündeln im Landesamt die Aufgaben aus dem 

Pflegebereich sowie der Hospiz- und Palliativversorgung in einer Behörde. Wir können 

so die großen Herausforderungen im Pflegebereich noch konzentrierter angehen.

Wir führen das Bayerische Familiengeld als neue landesgesetzliche Leistung ein. Das 

Familiengeld bündelt und verbessert die bisher bestehenden familienpolitischen Leis-

tungen auf Landesebene. Mit dem Familiengeld profitieren alle Eltern von Kleinkindern 

unabhängig von der Betreuungsform und vom Einkommen von einer einheitlichen 

Landesleistung. Das Familiengeld beträgt für das erste und zweite Kind jeweils 

250 Euro pro Monat und für das dritte und jedes weitere Kind 300 Euro pro Monat. Im 

zweiten Nachtrag sind für das Familiengeld zusätzliche Mittel in Höhe von rund 

153 Millionen Euro veranschlagt. Dem Gesamtbetrag von 260 Millionen Euro stehen 

Einsparungen von 107 Millionen Euro beim Betreuungs- und Landeserziehungsgeld 

gegenüber. Wir gehen beim Familiengeld von den unterschiedlichen Lebensentwürfen 

von Familien in Bayern aus. Eltern sollen das Familiengeld daher für die jeweils von 

ihnen gewünschte Form der Kinderförderung einsetzen können; denn es gibt nicht nur 

ein einziges Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsmodell für jedes Kind. Das verste-

hen wir unter echter Wahlfreiheit.

(Beifall bei der CSU)
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Der Wohnungsbau ist zweifellos eine der großen Aufgaben der nächsten Jahre. Wir 

wissen ihn bei unserer Ministerin Ilse Aigner und ihrem Staatssekretär in guten Hän-

den. Der Wohnungsbau ist übrigens ein Thema, das nicht nur Bayern betrifft. Es kann 

und darf nicht die Zukunftsperspektive sein, dass Immobilienpreise weiter in die Höhe 

schießen und Wohnungen für Familien oder ältere Menschen kaum mehr erschwing-

lich sind. Es ist deshalb gut und richtig, dass wir an dieser Stelle noch zulegen.

Mit der Bayerischen Eigenheimzulage und dem Bayerischen Baukindergeld wollen wir 

gerade Familien bei der Verwirklichung des Traums von den eigenen vier Wänden un-

terstützen. Die Bayerische Eigenheimzulage sieht als Grundförderung einen einmali-

gen Festbetrag in Höhe von 10.000 Euro vor. Mit dem Bayerischen Baukindergeld 

wollen wir das neue Baukindergeld des Bundes jährlich um 300 Euro pro Kind erhö-

hen, weil Bauen vielerorts in Bayern schwierig und teuer ist.

(Jürgen Mistol (GRÜNE): Fehlanreiz!)

Mit dem Baukindergeld des Bundes ergibt sich eine jährliche Gesamtförderung von 

1.500 Euro pro Kind. Das macht in zehn Jahren 15.000 Euro pro Kind. Für dieses Jahr 

sind für die Eigenheimzulage im zweiten Nachtrag 150 Millionen Euro und für das 

Bayerische Baukindergeld 37,5 Millionen Euro vorgesehen.

Wir bauen daneben auch die staatliche Wohnraumförderung ganz massiv aus. Wir er-

höhen aus Landesmitteln den Bewilligungsrahmen in der Wohnraumförderung um 

200 Millionen Euro. Allein im Jahr 2018 ergibt sich damit in der Wohnraumförderung 

ein Bewilligungsrahmen von insgesamt rund 886 Millionen Euro. Das sind über 43 % 

mehr als noch im Jahr 2017. Die staatliche Wohnraumförderung ist unser erfolgreichs-

tes Instrument, um gemeinsam mit der Wohnungswirtschaft sozialen Wohnraum zu 

schaffen.

Wir werden unser Engagement mit der Gründung des staatlichen Wohnungsbauunter-

nehmens BayernHeim weiter ausbauen. Für diese neue staatliche Wohnungsbauge-

sellschaft sind als Startkapital Grundstockmittel in Höhe von bis zu 500 Millionen Euro 
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vorgesehen. Die dafür erforderliche gesetzliche Ermächtigung für die entsprechende 

Zuführung wird mit dem 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2018 geschaffen. Die Bayern-

Heim soll vor allem Wohnraum für untere und mittlere Einkommensgruppen bereitstel-

len. Ziel sind 10.000 neue Wohnungen bis 2025. Wir tragen damit zu einer spürbaren 

Entlastung des angespannten Wohnungsmarktes in Bayern bei.

Wir unterstützen unsere Maßnahmen für mehr Wohnraum in Bayern organisatorisch 

durch die Gründung des neuen Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und 

Verkehr. Im zweiten Nachtrag sind für den Auf- und Ausbau des Bauministeriums 

sowie zur Stärkung der Bauverwaltung insgesamt 250 neue Stellen vorgesehen. Wir 

können durch die Bündelung der Aufgaben und durch die personelle Verstärkung der 

Bauverwaltung die großen Herausforderungen im Bereich Wohnen zügig und effektiv 

angehen.

Der 2. Nachtragshaushalt 2018 hat eine sehr ausgewogene Schwerpunktsetzung für 

unsere bayerische Bevölkerung. Wir geben damit die richtigen Antworten auf die aktu-

ellen Fragen in den Bereichen Wohnen, Pflege und Familie im Freistaat Bayern. Der 

2. Nachtragshaushalt 2018 ist es daher wert, hier und heute mit großer Mehrheit be-

schlossen zu werden. Das wäre mein Wunsch und meine Bitte.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat der Kollege Güller von der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Harald Güller (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen, Herr Finanzminister! 

Gerne hätte ich natürlich auch den Ministerpräsidenten begrüßt, aber ich glaube, er 

hat das Interesse an seinem Nachtragshaushalt schon wieder verloren.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN – Tobias Reiß (CSU): Ein Irr-

glaube!)
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Ich danke an dieser Stelle wie Herr Kollege Winter ganz ausdrücklich den von ihm ge-

nannten Personen, weil das Arbeitsklima bis zum heutigen Tage mit den Ausnahmen, 

die auch Herr Kollege Winter genannt hat und denen ich mich in Richtung der FREIEN 

WÄHLER ausdrücklich anschließe, gut war. Ich bedanke mich auch bei Herrn Kolle-

gen Winter für die gute gemeinsame Führung der Sitzungen und für seine Vorgaben, 

wobei jeder, so glaube ich, fair behandelt wurde und tatsächlich zu Wort gekommen 

ist, auch wenn die Ergebnisse mehrheitlich nicht immer gut waren.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Jetzt zum Thema des 2. Nachtragshaushalts. Was liegt denn vor uns? – Vor uns liegt 

ein Sammelsurium zur Entscheidung, ob wir es annehmen wollen. Ein Sammelsurium 

erstens aus Dingen, die schon längst hätten gemacht werden müssen, ein Sammelsu-

rium zweitens aus politischem Versorgungswesen für CSU-Abgeordnete, die sonst 

enttäuscht gewesen wären, drittens finden wir Dinge, die rein dem Wahlkampf und der 

panischen Angst vor Machtverlust geschuldet sind, die aber keine echte Lösung der 

Probleme, die es gibt, darstellen, und viertens findet sich die Rubrik "pure Effektha-

scherei".

(Beifall bei der SPD)

Kommen wir zu den Dingen, die schon lange hätten gemacht werden müssen. Man 

kann auch von den Versäumnissen Seehofers, Stoibers und vor allem des ehemaligen 

Finanzministers Söder sprechen. Sicherheit: Was wird angekündigt? – Der Aufbau zu-

sätzlicher Stellen bei der Grenzpolizei,

(Tobias Reiß (CSU): Sehr gut!)

bei der allgemeinen Polizei und dann zusätzliche 200 Polizeipferde mit Ställen und 

Personal und Polizistinnen und Polizisten, die auf diesen Pferden reiten, die aber an 

anderer Stelle – auch das darf man nicht verschweigen – der normalen Polizeiarbeit 

fehlen werden. Das ist Ihre Antwort auf Sicherheitsdefizite,
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(Beifall bei der SPD)

das ist Ihre Antwort auf über 2,1 Millionen Überstunden bei der bayerischen Polizei, 

das ist Ihre Antwort darauf, dass in den meisten Polizeiinspektionen 10 % der Stellen, 

die dort sein sollten, nicht zur Verfügung stehen. Dort sollten die Polizistinnen und Po-

lizisten ihre Arbeit leisten. Was Sie hier betreiben, ist für uns nichts anderes als eine 

Placebopolitik.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CSU)

– Einfach einmal zuhören, nachdenken und demutsvoll zugeben, dass Sie unseren 

Anträgen in den letzten Jahren besser zugestimmt hätten! Dann hätten Sie nämlich 

den 2. Nachtragshaushalt gar nicht gebraucht; denn dann hätten Sie schon lange 

mehr Ausbildungsstellen für Polizistinnen und Polizisten.

(Beifall bei der SPD)

Sie hätten dann heute nicht diesen Mangel an Polizistinnen und Polizisten.

(Tobias Reiß (CSU): Wir haben 1.700 Anwärter!)

Sie brauchten dann heute keine Grenzpolizei aus anderen Bereichen umzuressortie-

ren, sondern Sie hätten genügend Personal zur Verfügung, wenn Sie den Anträgen 

der SPD gefolgt wären.

(Beifall bei der SPD)

Aber nein, aus purer Arroganz erst unsere Anträge ablehnen und jetzt dazwischen-

schreien! Super, eine super Aktion, Kolleginnen und Kollegen der CSU.

Kommen wir zum Bereich Wohnen. Auch hier hätte man schon längst handeln müs-

sen. Wir als SPD haben Anträge vorgelegt, den gesamten Wohnungsbau zu bündeln, 

eine eigene Wohnungsbaugesellschaft des Freistaates Bayern zu bilden und die Im-

mobilien Bayern dort mit hineinzunehmen, unsere Anteile, die wir jetzt an Stadibau 
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und Siedlungswerk Nürnberg haben, einzubringen und so einen machtvollen Gesamt-

aufschlag für ganz Bayern zu haben. Was Sie stattdessen vorschlagen, ist halbherzig: 

Sie wollen 10.000 Wohnungen in sieben Jahren. Das sind knapp 1.430 Wohnungen 

pro Jahr für ganz Bayern bei einer Bevölkerung von fast 13 Millionen Einwohnerinnen 

und Einwohnern. Das geht besser.

(Beifall bei der SPD)

Da können Sie den heute vorliegenden Anträgen der SPD, zum Beispiel zur Änderung 

der Grundstückverkehrsrichtlinien des Freistaats und damit einer vergünstigten Abga-

be oder auch einem Erbbaurecht für Kommunen, für Landkreise und für deren ge-

meinnützige Wohnungsbaugesellschaften, zustimmen. Dann machen Sie mehr, als 

Sie in Ihrem Vorschlag stehen haben.

(Beifall bei der SPD)

Nicht ganz vergessen darf man die Situation der letzten Jahre. Ich weiß, Sie werden 

das Wort GBW nicht mehr hören wollen. Sie müssen es aber hören. Sie kündigen jetzt 

groß 10.000 neue Wohnungen in sieben Jahren an, haben aber 33.000 Wohnungen, 

in denen 85.000 Mieterinnen und Mieter wohnten, vorher verscherbelt. Das ist keine 

ehrliche Politik.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜNEN)

Es ist auch nicht ehrlich, jetzt mit großem Getöse einen Teil der Kürzungen der Wohn-

raumförderung, die Sie in den vergangenen Doppelhaushalten und im Nachtragshaus-

halt vorgenommen haben, mit einem nachgeschobenen Antrag zurückzunehmen und 

ein paar Millionen Euro mehr zu geben. Zuerst kürzen, dann die Hälfte der Kürzung 

wieder bewilligen und sich dann noch feiern lassen – diese Art von Politik haben die 

bayerischen Bürgerinnen und Bürger nicht verdient. Sie haben es verdient, dass der 

Freistaat konsequent mehr Mittel für die Wohnraumförderung ausgibt; sie haben es 
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verdient, dass Sie unseren Anträgen zum Doppelhaushalt, zum ersten Nachtrags-

haushalt und auch zu diesem Haushalt zustimmen.

Natascha Kohnen, unsere Spitzenkandidatin für den Landtag, hat richtigerweise ge-

sagt: Wir brauchen eine echte bayerische Wohnungsbauinitiative, eine Wohnungsbau-

initiative, in der es darum geht, dass der Staat Wohnraum schafft.

(Beifall bei der SPD – Ingrid Heckner (CSU): Wo ist sie denn?)

Es geht unter anderem darum, Staatsbedienstetenwohnungen kostengünstig anzubie-

ten oder auch Raum und Fläche zu mobilisieren und zur Verfügung zu stellen, und 

zwar flächenschonend.

(Zuruf der Abgeordneten Ingrid Heckner (CSU))

– Frau Kollegin Heckner, wir waren uns einmal einig, dass wir Initiativen ergreifen, flä-

chenschonend zu bauen. Schauen wir uns einmal an, was Sie in unserem Haushalt 

vorschlagen: Nothing, was uns in den nächsten Jahren wirklich helfen wird. Wir als 

SPD haben hier Anträge gestellt. Auch diese haben Sie abgelehnt.

Ich komme zur Bildung. Die Forderung nach 50.000 digitalen Klassenzimmern ist nicht 

falsch, aber vielleicht wäre es zunächst einmal sinnvoll, dass wir für diese 50.000 digi-

talen Klassenzimmer genügend Lehrerinnen und Lehrer haben, die überhaupt in die-

sen Zimmern stehen und Ausbildung betreiben,

(Beifall bei der SPD)

dass wir genügend Personal in den Schulleitungen haben und dass wir Sekretariate 

so ausstatten, dass die Schulleitungen entsprechend entlastet werden. Dann wäre 

diese Initiative ernst zu nehmen. Es wäre auch schön, wenn wir für diese 50.000 digi-

talen Klassenzimmer, die Sie fordern, zunächst einmal Gebäude hätten, die in einem 

ordentlichen Zustand sind, die saniert sind und die energetisch auf dem neuesten 

Stand sind.
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(Zurufe von der CSU)

Da müssen wir in vielen Regionen Bayerns mehr machen. Sie müssen die Kommunen 

und die Landkreise stärker unterstützen als bisher. Wir brauchen zusätzliche Investiti-

onsförderprogramme für die Schulen in Bayern.

(Beifall bei der SPD – Tobias Reiß (CSU): Roter OB in München!)

– Ich denke jetzt an die Stadt Augsburg. Ich wüsste nicht, dass dort ein roter OB wäre. 

Ich kenne in Augsburg eine ganze Reihe von Schulen, bei denen man sich schämt, 

wenn man hineingeht. Das hat nichts mit dem Parteibuch zu tun, sondern das hat 

etwas damit zu tun, wie wenig Sie die Kommunen in Bayern in dieser Hinsicht unter-

stützen und wie Sie diese hängenlassen. Somit hat es doch wieder etwas mit dem 

Parteibuch zu tun, nämlich mit dem schwarzen Parteibuch der CSU-Abgeordneten 

hier im Bayerischen Landtag.

(Beifall bei der SPD – Widerspruch bei der CSU)

ÖPNV und SPNV: Was ist nicht alles angekündigt worden. Markus Rinderspacher hat 

es in der Ersten Lesung gesagt: Tausende von neuen Bussen, Ausbau des Schienen-

verkehrs, Elektroantriebe, Unterstützung des Gasantriebes. Und was finden wir im 

Haushalt? – Praktisch nichts davon. Sie stellen sich den Themen "Erneuerung der In-

frastruktur" und "Bereitstellung von genügend öffentlichem Personennahverkehr und 

Schienenpersonennahverkehr" in diesem Haushalt nicht.

(Tobias Reiß (CSU): 2 Milliarden Euro im Kabinett!)

Sie stellen sich dem Thema "Anreize durch günstige Tickets", zum Beispiel für Schü-

ler, Azubis und Studierende, und dem Thema "Anreize für Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer zum Wechsel auf den ÖPNV beim täglichen Weg zur Arbeit" sowie dem 

Thema "Erhaltung der Mobilität für ältere Menschen", zum Beispiel wenn sie nicht 

mehr Auto fahren können oder wollen, in diesem Nachtragshaushalt wiederum nicht. 

Kolleginnen und Kollegen, dies ist ein schweres Versäumnis.
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(Beifall bei der SPD)

Die zweite Rubrik des Sammelsuriums betrifft das politische Versorgungswesen. Was 

tue ich mit sonst enttäuschten CSU-Landtagsabgeordneten, denen Herr Dr. Söder 

vielleicht doch ein bisschen mehr versprochen hat, als er angesichts eines in der 

Bayerischen Verfassung festgeschriebenen achtzehnköpfigen Kabinetts leisten kann? 

Was machen wir da? – Da schaffen wir einfach mal ein paar Beauftragte. Wir haben in 

Bayern zwar ein gutes Petitionswesen, aber wir schaffen einen Bürgerbeauftragten. 

Wir haben ein Finanzministerium und einen Bayerischen Landtag, der für die Beteili-

gungen des Freistaats zuständig ist. Er trägt für die Kontrolle und die weitere Entwick-

lung der staatlichen Beteiligungen die Verantwortung. Aber nein, weil der Kollege nicht 

entsprechend versorgt wurde, müssen wir noch einen Beauftragten für die Beteiligun-

gen des Freistaats Bayern schaffen.

Der Spaß für die fünf neuen Beauftragten kostet allein 108.000 Euro an Entschädigun-

gen, weil diese Tätigkeit ja so ehrenamtlich ist. Daneben fallen 420.000 Euro Sach-

kosten, 1,5 Millionen Euro Personalkosten und 140.000 Euro für neue Dienstfahrzeu-

ge an. Außerdem werden schnell noch 25 Räume in der Staatsverwaltung belegt, also 

ein mittleres Verwaltungsgebäude. Das ist Ihnen aber wurscht. Hauptsache, Sie kön-

nen Ihre Machtverschiebungen in der CSU so handhaben, wie Sie das wollen.

Kolleginnen und Kollegen, das ist eines Landtags und der Bayerischen Verfassung, 

die diese Masse an Beauftragten so nicht vorsieht, sondern vielmehr eine feine Aus-

gewogenheit zwischen Legislative und Exekutive, nicht würdig. Deshalb lehnen wir 

diese neuen Beauftragten, insbesondere den Bürgerbeauftragten und den Beteili-

gungsbeauftragten, ab. Wir haben Anträge zur Streichung dieser Beauftragten ge-

stellt.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN)

Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum dritten Punkt. Hier geht es um Themen, die 

rein dem Wahlkampf und Ihrer panischen Angst vor dem Machtverlust geschuldet 
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sind. Sie bieten mit dem Landespflegegeld, mit dem Bayerischen Familiengeldgesetz 

und dem Baukindergeld Lösungen nach dem immer gleichen Motto an: Der einfachste 

Weg ist es, einen Wahlkampfgeldregen mit der Gießkanne über die Bevölkerung aus-

zuschütten. Dann braucht man sich nämlich nicht die Mühe zu machen, etwas zu ein-

zelnen Punkten zu sagen. Man muss kein klares Konzept vorlegen, wie die tatsächlich 

bestehenden Probleme gelöst werden können. Man muss sich später natürlich auch 

nicht daran messen lassen, ob man diese Konzepte umgesetzt hat. Man muss nur 

Geld auszahlen, den Rest regelt schon irgendwie der Markt.

Nein, das regelt nicht irgendwie der Markt. 1.000 Euro Landespflegegeld sind gut und 

schön. Die Probleme in der Pflege werden mit diesem Geld allein aber nicht gelöst. 

Natürlich gibt es Menschen, die sich eine zusätzliche Pflegeleistung nicht einkaufen 

könnten, wenn sie nicht diese 1.000 Euro zusätzlich hätten. Meistens geht es jedoch 

darum, dass die Pflegeleistung überhaupt nicht in der benötigten Qualität und Menge 

vorhanden ist. Hier müssen wir etwas tun, zum Beispiel die Pflegeleistungen ausbau-

en, und wir müssen beim Kostenersatzsystem etwas tun.

Ich sage es Ihnen aus eigener Erfahrung: Es ist kein Problem, eine Physio verschrie-

ben zu bekommen, sondern das Problem besteht darin, einen Physiotherapeuten zu 

bekommen, der für die Eltern Zeit hat und vielleicht sogar die Zeit findet, zu den Eltern 

ins Haus zu kommen, wenn diese bewegungseingeschränkt sind. Da helfen 

1.000 Euro Pflegegeld nicht. Wir brauchen Konzepte, wie sie die SPD mit mehreren 

Antragspaketen in dieser Legislaturperiode schon vorgelegt hat.

(Beifall bei der SPD)

Das Einkommen ist für die Menschen, die in der Pflege tätig sind, sehr wichtig. Wichtig 

sind aber auch die Arbeitsbedingungen. Wie kriegen wir es hin, dass die Arbeit nicht 

zu schwer ist? Wie kriegen wir es hin, dass nicht zu viele Überstunden anfallen? Wie 

kriegen wir es hin, dass diese Leute einen geregelten Feierabend haben und nicht 

permanent Dienste am Wochenende schieben müssen? Das sind die Fragen, denen 
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Sie sich mit diesem Haushalt hätten stellen müssen. Sie geben jedoch mit der Gieß-

kanne Geld aus, um noch ein paar Stimmen für die Wahl einzufangen.

(Beifall bei der SPD)

Nun zum Bayerischen Familiengeld. Ja, auch das ist okay. Die Fragen, die sich jedoch 

stellen, lauten: Haben wir genügend Kita-Plätze? Weisen diese Kita-Plätze die not-

wendige Qualität auf? Steht für diese Kita-Plätze genügend Personal zur Verfügung? 

Diese Fragen lösen Sie mit dem Bayerischen Familiengeldgesetz nicht. Wir wollen für 

die Kitas in Bayern eine Qualitätsoffensive. Wir wollen mehr Personal, eine bessere 

Ausstattung und vor allem eine Betreuung auch an Tagesrandzeiten. Das sind die For-

derungen der SPD. Diese Forderungen haben Sie bei den Haushaltsberatungen wie-

derum abgelehnt, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU.

(Beifall bei der SPD)

Damit komme ich zum Thema Baukindergeld. Ja, auch das kann man machen. Sie 

verteilen hier mit der Gießkanne ein paar Tausend Euro. Die meisten Familien stehen 

aber nicht nur vor dem Problem, wie sie den Bau finanzieren, sondern auch vor dem 

Problem, wie sie überhaupt eine Baufläche bekommen. Sie stehen vor dem Problem, 

wo sie eine Wohnung kaufen können. Kolleginnen und Kollegen, dazu habe ich für die 

SPD bereits beim Thema Wohnungsbau einiges gesagt.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen damit zur vierten Rubrik: die pure Effekt-

hascherei. Das Bayerische Oberste Landesgericht wurde von Herrn Stoiber sehr kurz-

fristig abgeschafft. Jetzt wird es kurzfristig, ohne längere Planung, wieder eingeführt.

(Karl Freller (CSU): Dem habt ihr doch zugestimmt!)
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Es wurde mal schnell auf drei Standorte verteilt. Das ist alles nett und schön. Da kön-

nen wir auch mitgehen. Aber mit dem Aufbau einer modernen Justiz und der Ausstat-

tung unserer Justiz mit genügend Personal hat das nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Dieses Thema umgehen Sie mit dieser Maßnahme. Hätten Sie gesagt: Das ist ein 

wichtiger Baustein, gleichzeitig statten wir aber unsere anderen Gerichte ordentlich 

aus, wäre das glaubwürdiger gewesen als diese Effekte, die Sie kurzfristig erreichen 

wollen.

Ich habe bereits die Bayerische Grenzpolizei und die Kavallerie genannt. Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, 200 Vierbeiner in den Haushalt hineinzuschreiben statt die dop-

pelte Anzahl an Polizistinnen und Polizisten, die tatsächlich für die Menschen mehr Si-

cherheit bringen und Straftaten verhindern, das sind verschiedene Politikansätze.

(Beifall bei der SPD – Tobias Reiß (CSU): Wir bilden doch schon an der Kapazi-

tätsgrenze aus!)

Ich komme zum Landesamt für Asyl und Rückführungen. Sie reden hier wolkig von 

1.000 neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Im Haushalt sieht das Ganze schon 

anders aus, da Sie nämlich nur Stellen aus anderen Bereichen zusammenführen.Hier 

wählen Sie – nur für die Effekthascherei! – den völlig falschen Weg. Lassen Sie die 

heutigen Strukturen bestehen! Statten Sie die Strukturen, die sich mit der Entschei-

dung von Fragen zu Flüchtlingen, Asyl und Migration beschäftigen, besser aus! Geben 

Sie, wie es die SPD seit Jahren fordert, in diese Strukturen zusätzliches Personal hi-

nein! Geben Sie auch genügend Personal in die bestehenden Strukturen zur Integra-

tion von Menschen aus anderen Ländern, von Migranten, Flüchtlingen und Asylbewer-

bern hinein! Geben Sie genügend Geld und Personal in diese Bereiche hinein! 

Begeben Sie sich nicht auf den Weg einer reinen Umorganisation, um wieder einmal 

ein Signal zu setzen.
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(Zuruf von der Staatsregierung: Völliger Schwachsinn!)

Ich darf an dieser Stelle den Antrag der GRÜNEN erwähnen. Diesen halten wir, die 

SPD, für falsch. Richtig ist die in dem Antrag enthaltene Forderung, das Landesamt 

für Asyl und Rückführungen so, wie es vorgeschlagen worden ist, nicht zu gründen. 

Falsch ist die Forderung, die dafür vorgesehenen 10,7 Millionen Euro einfach zu strei-

chen. Diese Mittel müssen in die heutigen Strukturen hineingegeben werden. Wir 

brauchen mehr qualitativ gut geschultes Personal, damit schnell gute Entscheidungen 

getroffen werden. Wir brauchen genügend Geld zur Unterstützung und Integration von 

Migrantinnen und Migranten. Dazu gehören Sprachkurse, die zu einem möglichst frü-

hen Zeitpunkt angeboten werden, und eine entsprechende berufliche Qualifikation, 

damit die Migrantinnen und Migranten möglichst früh in unseren Arbeitsmarkt integriert 

werden können; denn das ist das Beste für unsere Gesellschaft, Kolleginnen und Kol-

legen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn ich diese vier Punkte zusammenfasse, komme ich zu dem Ergebnis: Mit diesem 

Nachtragshaushalt – es ist der 2. Nachtragshaushalt, gestrickt mit heißer Nadel nach 

der Regierungserklärung des neuen Herrn Ministerpräsidenten – wird eine Milliarde 

Euro verballert. In weiten Bereichen mangelt es an einer langfristigen Konzeption. 

Ohne nachhaltige Strukturentwicklung werden wir den Anforderungen, vor denen Bay-

ern in zehn Jahren stehen wird, nicht gerecht.

(Karl Freller (CSU): "Verballert"? Für den Wohnungsbau!)

– Kollege Freller hat dazwischengerufen: "Für den Wohnungsbau!" Entschuldigung, 

aber wenn es um BayernHeim geht, sollte auch Ihnen in haushalterischer Hinsicht 

eines klar sein: Das ist kein neues Geld, sondern Mittel des Grundstocks werden um-

gewidmet. Das ist eine Forderung, die die SPD seit Jahren erhebt, Herr Kollege. Das 

hat mit der Milliarde gar nichts tun. Die Milliarde geben Sie für Bürgerbeauftragte und 
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Sonstiges aus, aber nicht für den Wohnungsbau. So ordentlich sollten wir hier schon 

noch miteinander arbeiten, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

"Bayern fit machen für eine gute Zukunft" sieht für die SPD anders aus. Dieser 

2. Nachtragshaushalt ist die in Zahlen gegossene Beliebigkeit der Politik von Herrn 

Dr. Söder. Er ist ein Manifest politischer Fehleinschätzungen, von purem Populismus 

und halbherzigen Umsetzungen in den Bereichen Wohnen, Bildung, Pflege und öffent-

liche Sicherheit.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD legt seit Jahren an vielen Stellen konkrete Gegenprojekte vor. Über diese 

sind Sie mit der Arroganz Ihrer derzeitigen absoluten Mehrheit immer hinweggegan-

gen. Sie können nicht erwarten – ich gehe davon aus, Sie werden es auch nicht er-

warten –, dass die SPD Ihnen für diese Fehlallokation von Geld im Haushalt 2018 

noch die Hand reicht. Wir lehnen den Nachtragshaushalt in der vorgelegten Form ab.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat Herr Kollege Pohl von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-

ge.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich mit einem doppelten Dank beginnen: 

Zunächst einmal bedanke ich mich ganz herzlich bei all denjenigen, die dafür verant-

wortlich sind, dass wir hier Geld ausgeben können, nämlich bei den Steuerzahlerinnen 

und Steuerzahlern im Freistaat, bei den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern, bei den 

sehr vielen fleißigen Menschen, die uns hier Gestaltungs- und Handlungsspielraum 

geben. Herzlichen Dank!
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Der zweite Dank geht an denjenigen, der heute seine letzte Haushaltsrede gehalten 

hat, den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses Peter Winter. Ich sage dir ganz per-

sönlich herzlichen Dank für fünf sehr kollegiale, gute Jahre. Es war eine gute Zusam-

menarbeit. Eine Lebensleistung, wie du sie in der Politik vollbracht hast, sollte man an-

gemessen würdigen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Der Dank für die gute, konstruktive Zusammenarbeit gilt natürlich allen Kolleginnen 

und Kollegen im Haushaltsausschuss.

Die heutige Rede des Vorsitzenden des Haushaltsausschusses war allerdings von An-

griffen auf die FREIEN WÄHLER geprägt.

(Peter Winter (CSU): Das musste sein!)

Warum? Es verwundert nicht. Der Grund ist, dass – ich glaube, zum ersten Mal in der 

Geschichte von Meinungsumfragen – die Differenz zwischen den Werten der CSU und 

der FREIEN WÄHLER auf 30 Prozentpunkte zusammengeschmolzen ist. Wenn ihr so 

weitermacht, wird der Abstand weiter zusammenschmelzen, liebe Kollegen von der 

CSU.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Peter Winter (CSU): Das überlassen wir 

aber schon noch den Wählern?)

Ich sage auch sehr deutlich: Wer hier behauptet, wir würden eine Schuldenpolitik for-

dern, der sollte sich sehr bedeckt halten. Ich sage nur: Länderfinanzausgleich! In die-

sen fließen jedes Jahr 6 Milliarden Euro, die Hälfte davon an die Bundeshauptstadt 

Berlin. Das ist kein Beweis seriöser Finanzpolitik. Da habt ihr furchtbar schlecht ver-

handelt. Es kann nicht sein, dass 10 % unserer Haushaltsmittel für Länder draufge-

hen, die eigentlich in der Lage sein müssten, sich selbst zu unterhalten. Stellen Sie 

sich einmal vor, in Bayern müssten die Landkreise Rhön-Grabfeld, Freyung-Grafenau 

und Tirschenreuth Geld zahlen, weil die Landeshauptstadt München mit ihrem Budget 
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nicht zurechtkommt. So absurd ist es mit diesem Länderfinanzausgleich. Deswegen 

glaube ich nicht, dass wir FREIE WÄHLER uns hier Vorhaltungen machen lassen 

müssen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir entscheiden heute über den 2. Nachtragshaushalt, und das wenige Monate nach-

dem der 1. Nachtragshaushalt verabschiedet wurde. Wie kann das sein? Normaler-

weise müsste man vermuten, in Bayern habe es einen Regierungswechsel gegeben, 

die Opposition habe die Macht übernommen und meine nun, sie müsse die Dinge an-

ders gestalten, das heißt, einen echten Politikwechsel einleiten. Dabei hat nur der Fi-

nanzminister auf dem Stuhl des Ministerpräsidenten Platz genommen. Sie hören rich-

tig: der Finanzminister! Es ist nicht etwa ein CSU-Abgeordneter aus dem 

Europaparlament, der Herrn Seehofer abgelöst hat. Nein, der Finanzminister, derjeni-

ge, der für den 1. Nachtragshaushalt federführend Verantwortung trug, kippt diesen 

und sagt jetzt: Wir brauchen eine weitere Milliarde. Das, was wir damals gemacht 

haben, war Murks, war Stückwerk, war nicht genug. – Das ist die Botschaft, die diese 

Staatsregierung und diese Mehrheitsfraktion nach außen senden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zuruf von der Staatsregierung)

Es gibt nur zwei Möglichkeiten: Entweder war der Finanzminister damals zu schwach, 

seine Forderungen durchzusetzen, oder das, was damals gemacht wurde, war 

schlampig. Ich neige zu dem Zweiten; denn die CSU war in den vergangenen neun 

Monaten eigentlich nur damit beschäftigt, Personalien zu klären: Erst musste man den 

Ministerpräsidenten loswerden, den man vor vier Jahren gewählt hatte,

(Ingrid Heckner (CSU): Was Personalien angeht, sollten die FREIEN WÄHLER 

bei sich schauen!)
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dann musste man noch in Berlin zündeln. Ich sage Ihnen sehr deutlich: Wenn ein Mi-

nister der Bayerischen Staatsregierung öffentlich äußert, die Kanzlerin – "die Merkel" – 

müsse weg, dann habe ich dafür keinerlei Verständnis.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Tobias Reiß (CSU): Das hat er so nicht ge-

sagt!)

Ich sehe hier den Kollegen Freller, der schon länger dabei ist.

(Ingrid Heckner (CSU): Ist das noch eine Haushaltsrede?)

Ich sage mit großer Entschiedenheit: Man musste der CSU nicht immer zustimmen; 

aber die CSU stand jahrzehntelang für Verlässlichkeit und Stabilität.

(Tobias Reiß (CSU): Dafür steht sie auch in den nächsten Jahrzehnten!)

Man musste über die Inhalte nicht einer Meinung sein; zumindest auf Stabilität konnte 

man sich aber verlassen. Was ist heute? – Heute wird mit Ultimaten gearbeitet – 

gegen die eigene Kanzlerin, die man vor wenigen Monaten gewählt hat. Regieren, 

liebe Kollegen und Kollegen, heißt gestalten und nicht zündeln. Wer zündelt, der kann 

weder in Berlin noch in München gestalten. Sie mussten mit heißer Nadel einen Nach-

tragshaushalt auf den Tisch legen, weil Sie Ihre Hausaufgaben nicht gemacht hatten. 

Sie waren nämlich mit anderen Dingen beschäftigt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Tobias Reiß (CSU): Was ist das für eine 

verquere Logik? – Ingrid Heckner (CSU): Verstehen Sie noch, was Sie da 

sagen?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, stellen Sie sich einmal vor, Theo Waigel hätte Helmut 

Kohl ein Ultimatum gestellt. Können Sie sich das vorstellen? Ist das denkbar? – Für 

mich nicht.

(Tobias Reiß (CSU): Wir sind beim Haushalt!)
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– Herr Kollege Reiß, Sie werden es erwarten können; warum denn so nervös?

Schauen wir uns doch einmal den Nachtragshaushalt an. Welche Schwerpunkte set-

zen Sie denn? – Die Schwerpunkte des Nachtragshaushaltes heißen, die Staatskanz-

lei zu stärken. Da wird personell aufgerüstet. Die Schwerpunkte des Ministerpräsiden-

ten heißen, wir brauchen Beauftragte – als ob diejenigen, die bisher in der 

Staatsregierung und im Bayerischen Landtag Politik gestaltet haben, versagt hätten. 

Ich sage ganz deutlich: Ein Bürgerbeauftragter der Staatsregierung ist eine Ohrfeige 

für 180 Parlamentarier. Wir alle sind Bürgerbeauftragte.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich gehe schon davon aus – in dem einen oder anderen Fall weiß ich es auch –, dass 

jeder hier seinen Job daheim ganz engagiert macht, dass sich jeder um die Anliegen 

der Bürger kümmert. Warum muss die Staatsregierung noch einen Beauftragten aus 

dem Landtag benennen?

Ein dritter Schwerpunkt sind Stellen bei der Polizei. Das hört sich gut an. Die Stellen 

gibt es aber nicht. Sie haben dafür kein Personal. Das ist die Wahrheit. Dann kommt 

noch als Krönung Kaiser Friedrichs Kavallerie. – Leute, ihr setzt auf Vierbeiner statt 

auf Zweibeiner. Das heißt, ihr setzt auf berittene Polizei, statt die Ausbildungskapazitä-

ten bei der Polizei zu erhöhen.

(Zuruf der Abgeordneten Ingrid Heckner (CSU))

– Frau Kollegin Heckner, Sie wissen ganz genau, dass die Ausbildungskapazitäten 

seit Jahren defizitär sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Seit Jahren bräuchten wir mehr Ausbildungskapazitäten, um nachbesetzen zu kön-

nen,

(Tobias Reiß (CSU): 1.700!)
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um die Polizei aufwachsen zu lassen, die euer damaliger Ministerpräsident Edmund 

Stoiber vor zwölf Jahren kaputtgespart und reduziert hat. – Ja, wir sind jetzt wieder bei 

einem Rekord; das stimmt. Wir sind aber nicht nur bei einem Rekord an Polizeibeam-

ten, sondern auch bei einem Rekord an Menschen. Wenn eine Million Einwohner da-

zukommen, ist es doch logisch, dass auch die Polizei und andere Behörden aufwach-

sen müssen.

Wohnen: Ja! Wohnungsbau: Richtig! Sie haben erkannt, dass das die größte sozialpo-

litische Herausforderung der Gegenwart ist. Das sagen wir seit Jahren. Leider kom-

men die Dinge jetzt erst langsam in Gang, aber immerhin – das gestehe ich zu – ist 

das eine oder andere erfreulich. Die Frage ist allerdings, ob die BayernHeim die Lö-

sung des Problems ist, wenn man 33.000 Wohnungen der GBW auf den Markt wirft 

und damit aus 33.000 bezahlbaren Wohnungen teure Wohnungen macht und dann mit 

10.000 neuen Wohnungen kommt und dafür sehr viele Staatsmittel in die Hand nimmt. 

Tatsächlich stellt sich die Frage, ob das der richtige Weg ist. Wir sagen, wir müssten 

eine Wohnungsbauoffensive machen. Wir müssten die Kommunen stärken, auch di-

rekt stärken, indem wir zum Beispiel im kommunalen Finanzausgleich den Kommunal-

anteil erhöhen, damit die Kommunen Wohnungsbau betreiben können. Wir müssen 

sowohl auf Bundesebene als auch auf Landesebene an Standards heran, die das 

Bauen teilweise unnötig teuer machen. Ich nenne nur das Stichwort Bürokratie.

Natürlich müssen wir uns auch sehr genau ansehen, ob wir das Thema Flächenver-

brauch in einer Zeit, in der Wohnungen fehlen, tatsächlich zum zentralen Diskussions-

thema machen. Natürlich dürfen wir keine Flächen verschwenden, und natürlich ist 

auch da und dort Fantasie zur Anpassung der einen oder anderen Vorschrift gefragt. 

Aber ein Flächenverbrauchsvolksbegehren mit einer Limitierung des Flächenver-

brauchs in einer Zeit zu fordern, in der Zehntausende Wohnungen fehlen,

(Jürgen Mistol (GRÜNE): Gerade in dieser Zeit braucht man das!)

ist der falsche Weg.

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 24



Ganz wichtig und wesentlich wären die Stärkung des ländlichen Raums und die 

Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in Bayern; denn das würde in der Metro-

pole München und an anderen Brennpunkten sehr viel Entlastung bringen und andere 

Gegenden, in denen das Wachstum nicht so stark ist, beleben.

Was haben wir FREIE WÄHLER dagegenzusetzen? – Wir haben klare Prioritäten, 

klare Schwerpunktsetzungen.

Die erste Schwerpunktsetzung lautet: gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bay-

ern. Ich nenne nur ein Stichwort: Nicht in die Metropolen investieren, sondern in die 

Fläche. Es wäre zum Beispiel dringend notwendig, dass sich der Freistaat Bayern 

endlich am Flughafen in Memmingen mit einer staatlichen Beteiligung engagiert, statt 

in Freising eine dritte Startbahn zu bauen, die den Großraum München überhitzen 

würde, während wir anderswo gute Impulse setzen könnten.

Wir haben uns – ich sage, da haben wir tatsächlich etwas erreicht – immer für Hoch-

schulbau in der Fläche eingesetzt. Da ist in den letzten zehn Jahren tatsächlich etwas 

passiert. Wir haben tatsächlich Dependancen von Hochschulen in den ländlichen 

Raum gebracht. Das haben wir gemeinsam gut erledigt; dahinter können wir einen 

Haken setzen. Allerdings dürfen wir damit nicht aufhören. Das muss noch weiterge-

hen.

Positiv ist auch – ich muss deutlich sagen, dass sich innerhalb der Mehrheitsfraktion 

etwas bewegt hat –: Die alte Denke von Edmund Stoiber, München ist Champions 

League, Oberbayern ist Bundesliga und der Rest ist Bayernliga, ist der Erkenntnis ge-

wichen, dass wir in Bayern tatsächlich in die Fläche investieren müssen. Ich danke 

dem ehemaligen Finanzminister und jetzigen Ministerpräsidenten für die Behördenver-

lagerungen. Da ist tatsächlich etwas passiert. Das waren nicht nur Ankündigungen, 

sondern das ist zum Teil schon vollzogen. Am einen oder anderen Punkt hätte es 

schneller gehen können. Grundsätzlich ist dies aber positiv. Das muss und darf man 

anerkennen. Zu diesem Punkt kann man sagen: Weiter so!
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Wir haben von Anfang an Investitionen in die Bildung gefordert. Bildung zu fördern, ist 

die beste Sozialpolitik, die man machen kann. Auch hier haben wir Erfolge erzielt. Wir 

haben tatsächlich die Zahl der Lehrerstellen erhöht. Wir haben es gegen den dauer-

haften Widerstand der CSU geschafft, die Rückkehr zum G 9 zu ermöglichen. Das ist 

wichtig; das war gut. Das haben wir geschafft. Das ist erfreulich.

Wir haben auch Investitionen in die Staatsstraßen gefordert. Auch hier gibt es Bewe-

gung. Es ist zwar leider Gottes so – das ist kein guter Stil –, dass alle unsere Anträge 

immer abgelehnt werden und dann häufig ein Jahr später als Anträge der CSU bzw. 

der Staatsregierung bei uns auf dem Tisch landen. Ich sage aber ganz deutlich: Im 

Staatsstraßenbau hat sich etwas bewegt. Es muss sich noch mehr bewegen. Ver-

kehrsinfrastruktur ist eine Lebensader unserer Wirtschaft; sie ist die Grundlage von 

Mobilität für die Menschen. Das ist wichtig.

Neben der Straße müssen wir uns aber auch die Schiene ansehen. Da haben wir vom 

Bund leider wenig Rückenwind. Deshalb müssen wir selbst Geld in die Hand nehmen, 

auch wenn wir eigentlich nicht zuständig sind. Ich nenne zwei wesentliche Punkte. Der 

erste Punkt ist die Elektrifizierung von Schienenstrecken. Es kann nicht sein, dass der 

Wirtschaftsraum Allgäu das größte "Dieselloch" der Bundesrepublik Deutschland ist. 

Hier müssen wir investieren, und zwar in die Wirtschaft, in die Umwelt und in die Men-

schen, die die Züge benutzen.

Der zweite Punkt ist die Barrierefreiheit. Manchmal wundere ich mich schon, dass die 

Worte des ehemaligen Ministerpräsidenten Horst Seehofer offenbar in Vergessenheit 

geraten sind.Er hat bei seiner Regierungserklärung 2013 angekündigt, Bayern werde 

2023 barrierefrei sein. Na ja, jetzt sind nicht mehr so viele Jahre bis 2023. Die Hälfte 

haben wir hinter uns. Da müsste schon verdammt viel passieren. Eines ist klar: Mobili-

tät ist ein wesentlicher Bestandteil der Barrierefreiheit. Die Mobilität bei öffentlichen 

Verkehrsmitteln, insbesondere bei der Bahn, ist nun mal eine wichtige Stellschraube. 

Deswegen sagen wir ganz klar: Hier muss das Tempo erhöht werden. Hier muss der 
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Freistaat Bayern mehr Geld in die Hand nehmen, damit die Bahnhöfe endlich in der 

Fläche, nicht nur im S-Bahn-Bereich von München, barrierefrei ausgebaut sind.

Ein wesentlicher Punkt war und ist für uns die innere Sicherheit. Hier haben wir lange 

auf Granit gebissen, wenn wir mehr Richterstellen, mehr Staatsanwälte und mehr 

Rechtspfleger gefordert haben. Das hat sich erfreulicherweise geändert. Hier ist in den 

letzten Jahren etwas passiert, seitdem der neue Justizminister – ganz neu ist er jetzt 

nicht mehr – Winfried Bausback am Ruder ist.

(Tobias Reiß (CSU): Gut ist er!)

Seitdem er am Ruder ist, hat sich da tatsächlich etwas bewegt. Das müssen und dür-

fen wir anerkennen.

Die Polizei hatte ich schon angesprochen. Aber bei der Polizei wurde im Grunde ge-

nommen nur das nachgearbeitet, was vor 12 oder 13 Jahren versäumt wurde. Hier 

haben wir noch gewaltigen Nachholbedarf.

Jetzt nenne ich einen Punkt zur Justiz und den Verwaltungsgerichten, an dem man 

sieht, wie zäh und schwierig es für die Opposition ist, der Regierung Nachhilfe zu 

geben und Beine zu machen. Seit Jahren verlangen wir mehr Asylrichter zur Be-

schleunigung von Asylverfahren. Ihr habt in der Flüchtlingspolitik ein ganzes Jahr lang 

Phrasen gedroschen und Ankündigungen um Ankündigungen in den Raum gestellt. 

Ihr wolltet die Bundesregierung verklagen und so weiter und so fort, anstatt hier die 

Hausaufgaben zu machen und auf die Schnelle 50 Asylrichter einzustellen, damit die 

Verfahren beschleunigt werden. Das wäre im Übrigen auch gegenüber denjenigen, die 

in der Warteschleife sind, also gegenüber den Flüchtlingen, human, wenn sie in ab-

sehbarer Zeit wissen: Darf ich bleiben oder muss ich gehen? – Das habt ihr versäumt. 

Jetzt haben wir es im Haushalt. Aber der Höhepunkt der Flüchtlingskrise ist schon drei 

Jahre her.
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Ein wesentlicher Punkt der Politik der FREIEN WÄHLER heißt "Bürger entlasten", was 

ihr von der CSU in jedem Wahlkampf versprecht. Ich kann es gar nicht mehr hören: Ihr 

wollt immer den Soli abschaffen und die kalte Progression stoppen. Wir haben erst 

letzte Woche im Haushaltsausschuss einen Antrag gehabt, den Solidaritätszuschlag 

endlich zu streichen. Was hat die CSU gemacht? – Sie hat dagegen gestimmt. Kalte 

Progression – geht es doch endlich mal an! Ihr redet immer. Ihr seid in München an 

der Regierung, ihr regiert in Berlin mit, ihr stellt in Brüssel die größte Fraktion. Ihr kün-

digt an, aber ihr handelt nicht. Wer regiert, muss handeln. Opposition darf fordern, ja. 

Aber die Regierung muss handeln. Wenn sie das nicht umsetzt, was sie selber ver-

spricht, dann muss man sich fragen, ob sie entweder den Mund zu voll nimmt oder zu 

wenig Hände hat, um das umzusetzen, was sie gerne möchte.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir schauen – das ist ein wesentlicher Bestandteil unserer Politik –, wo es die Men-

schen am nötigsten haben, und zwar die Menschen in der Mitte der Gesellschaft. Wir 

dürfen nicht immer nur auf Einzelne schauen. Wir müssen die Mitte der Gesellschaft 

erreichen. Da muss man die Steuern senken, aber auch konzedieren, dass Menschen 

immer schlechter von dem leben können, was sie verdienen. Und warum? – Weil die 

Mieten steigen, weil die Kosten für Kinderbetreuung steigen etc. Eine Familie mit Kin-

dern hat es schwer. Deswegen wollen wir die Kinderbetreuung kostenfrei stellen. Das 

machen wir, damit Familien eine faire Chance haben und Familien speziell in Bal-

lungsräumen nicht zu der hohen Miete noch Kinderbetreuungskosten in erheblichem 

Umfang draufgeschlagen bekommen. Ich denke, das können und müssen wir uns leis-

ten, genauso wie wir das Studium kostenfrei gestellt haben. Das Erststudium ist Be-

standteil der Bildung und muss deshalb kostenfrei sein.

Wir haben noch weitere Initiativen durchgesetzt. Auch das hat mit bezahlbarem Wohn-

raum zu tun. Wir haben es geschafft, dass endlich die unsozialen und ungerechten 

Straßenausbaubeiträge abgeschafft werden. Übrigens, Kollege Ländner: Dafür hätten 

wir den Nachtragshaushalt tatsächlich benötigt, weil ihr im 1. Nachtragshaushalt unse-
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re Anträge zugunsten der Kommunen auf Abschaffung der Straßenausbaubeiträge 

plus Gegenfinanzierung abgelehnt habt. Jetzt kommt ihr mit einem Vorschlag, der 

nicht zu Ende gedacht ist und die Problematik nicht komplett regelt, sondern besagt, 

dass das, was mit den Kommunen ist, im kommunalen Finanzausgleich 2019/2020 

verhandelt wird. Das ist ein ungedeckter Scheck auf die Zukunft. Die Kommunen wis-

sen nicht, was auf sie zukommt. So kann man nicht Politik machen. Man muss ein Ge-

setz zu Ende denken und ausformulieren. Wir hatten einen Gesetzentwurf unter dem 

Motto "Bürger entlasten, Kommunen nicht belasten". Wir haben ihn zu Ende gedacht, 

ihr habt ihn abgelehnt. Deswegen haben wir jetzt ein unvollständiges Gesetz mit 

einem höchst fragwürdigen Stichtag. Insbesondere – auch das ist ein grober Fehler 

dieses Gesetzes – habt ihr euch nicht getraut, die Ungerechtigkeit bei den Erster-

schließungsbeiträgen alter Straßen anzugehen und zu sagen, jawohl, wir verlegen 

den Stichtag von 2021 auf 2018 vor und ersparen uns riesigen Ärger vor Gerichten.

(Zuruf des Abgeordneten Klaus Adelt (SPD))

Wir haben es nicht fertiggebracht, diese Kleinigkeit zu regeln, die diejenigen, die es 

betrifft und die jetzt ungerecht belastet werden, in der Tat sehr stark entlasten würde.

(Zuruf des Abgeordneten Klaus Adelt (SPD))

Dafür wäre ein Nachtragshaushalt erforderlich gewesen.

Wir stärken die Kommunen. Wenn wir die Kommunen stärken, dann schaffen wir 

gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das wiederum führt zu Steuermehreinnahmen. Wenn ihr bei Haushaltsreden im Bund 

sprecht, dann führt ihr immer im Mund, Steuerentlastungen führen zu einer Belebung 

der Wirtschaft, und was wir dem Bürger zurückgeben, das holen wir durch eine stärke-

re Wirtschaftsleistung und damit Steuermehreinnahmen leicht wieder herein. Diese 

Denke ist grundsätzlich richtig. Man kann nicht statisch sagen, die Steuereinnahme X 
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ist immer genau gleich hoch, sondern man kann und muss Impulse für Wachstum set-

zen. Die setzt man logischerweise, indem man den Bürger entlastet. Wir tun das, ihr 

redet nur davon.

Wenn wir von gleichwertigen Lebensverhältnissen reden, müssen wir auch über die 

Metropole München sprechen. Die Metropole München hat einen Einwohnerzuwachs, 

den sie nicht mehr verkraften kann. Die Stadt und das Umland Münchens stehen vor 

gewaltigen Herausforderungen. Die Mieten explodieren. Der Verkehr nimmt zu. Wir 

haben – das muss ein zentrales Anliegen der Politik sein – die Aufgabe, den Groß-

raum München zu entlasten. Wir wollen hier kein Tokio, kein Paris und kein London. 

Wir haben eine liebenswerte, lebenswerte Hauptstadt. Das soll so bleiben.

Sie haben vorhin davon gesprochen, wer mit Geld umgehen kann. Dazu möchte ich 

Ihnen schon noch ein paar Sätze ins Stammbuch schreiben. Was war das für ein Ge-

zerre um den Länderfinanzausgleich? Ihr habt gesagt, dieser Länderfinanzausgleich – 

damals hat noch Stoiber verhandelt – ist verfassungswidrig, wir klagen dagegen vor 

dem Bundesverfassungsgericht. Wir haben euch damals unterstützt, weil wir es für 

richtig halten, für bayerische Interessen zu kämpfen. Was ist aber daraus geworden? 

– Ein wachsweicher Kompromiss, der uns gerade einmal um eine Milliarde entlastet. 

Der heutige Ministerpräsident hat von zwei Milliarden gesprochen, aber von zwei Milli-

arden ad hoc. Das heißt, die zwei Milliarden sollten das Ergebnis der Verfassungskla-

ge sein. Jetzt sind wir um 50 % hinter dem zurückgeblieben, was Markus Söder gefor-

dert hat. Ist das ein gutes Ergebnis? – Ich sage: Nein. Jahr für Jahr geben wir das 

Geld der bayerischen Steuerzahler nach Berlin und in andere Länder, die mit ihren Fi-

nanzmitteln nicht ordentlich haushalten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das Bayerische Oberste Landesgericht lebt wieder. Das ist schön, das freut mich als 

Jurist außerordentlich. Aber auch das ist keine finanzpolitisch geniale Leistung. Unter 

Stoiber wurde das Gericht wegen einer Einsparung von einer Million Euro im Jahr ab-

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 30



geschafft. Jetzt wird es wiedererrichtet. Der Bayerische Oberste Rechnungshof wird 

einmal nachrechnen, was die Wiedererrichtung des Bayerischen Obersten Landesge-

richts kostet und wie die Bilanz gewesen wäre, wenn es nie abgeschafft worden wäre. 

Ich fürchte, wir zahlen insgesamt drauf.

Ein Vertreter des bayerischen Wirtschaftsministeriums hat bei uns im Haushaltsaus-

schuss gesagt, man könne die Förderkulissen gar nicht evaluieren, man wisse also 

gar nicht, ob das Geld, das investiert wird, gut investiert ist, ob es tatsächlich ankommt 

und ob damit Effekte erzielt werden. Dazu muss ich schon sagen: Das ist kein Aus-

weis eines sorgfältigen Umgangs mit Steuergeld. Gerade an die Adresse des Wirt-

schaftsministeriums darf ich sagen: Wir haben hervorragende Außenrepräsentanzen. 

Wir kümmern uns hervorragend darum, ausländische Investoren und ausländische 

Unternehmer nach Bayern zu holen, damit sie heute und morgen hier investieren. 

Aber warum denn nur im Großraum München? Das muss über die Fläche verteilt wer-

den. Das muss bayernweit passieren, und das hätte längst passieren müssen. Natür-

lich will nicht jeder Unternehmer nach Oberfranken, Unterfranken oder Schwaben.

(Hans Herold (CSU): Aber nach Mittelfranken! – Tobias Reiß (CSU): Und in die 

Oberpfalz!)

In allen Bezirken Bayerns gibt es hervorragende Arbeitskräfte und leistungsfähige und 

leistungswillige Menschen. Manchmal hapert es an der Verkehrsinfrastruktur, aber 

Bayern ist in der Fläche stark. Wir können hier noch unglaublich viel Potenzial heben. 

Der Nachtragshaushalt des Finanzministers hebt diese Potenziale leider nicht. Er setzt 

falsche Schwerpunkte, und deswegen wird die Fraktion der FREIEN WÄHLER diesen 

Nachtragshaushalt ablehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat der Kollege Mütze vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte schön.
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Thomas Mütze (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Leider ist 

es bezeichnend, dass der Ministerpräsident die Verkündung des Haushalts als Chef-

sache übernimmt, dass aber die Mühen der Haushaltsdebatte vom Minister getragen 

werden müssen.

(Peter Winter (CSU): Der ist aber da!)

Herr Minister, es tut mir leid, ich habe meine Rede eigentlich für den Ministerpräsiden-

ten geschrieben, aber ich komme auch auf Sie zu sprechen.

(Manfred Ländner (CSU): Sie müssen halt ein bisschen flexibler sein!)

Es wird ein kleines Lob für Ihr Haus geben, das aber erst später.

(Harald Güller (SPD): Aber nur für das Haus!)

– Nur für das Haus!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, worüber reden wir hier? – Über einen Nachtrags-

haushalt zum Nachtragshaushalt. Wann wird in der Regel ein Nachtragshaushalt auf-

gestellt? – Da wir Doppelhaushalte in Bayern haben, wird für das zweite Haushaltsjahr 

ein Nachtragshaushalt aufgestellt. Das ist in Ordnung, das ist sinnvoll, man korrigiert 

Fehler, die im Laufe der Zeit aufgetreten sind.

Wann wird ein zweiter Nachtragshaushalt aufgestellt? – Wenn sich unvorhergesehene 

Entwicklungen auftun, wenn zum Beispiel die Steuereinnahmen einbrechen oder an-

dere Notlagen oder Katastrophen eintreten. Ist in Bayern eine Katastrophe eingetre-

ten?

(Harald Güller (SPD): Ja! – Peter Winter (CSU): Wenn man euch zuhört, schon!)

Ist Bayern in einer Notlage, liebe Kolleginnen und Kollegen? – Nein. Bayern ist nicht in 

einer Notlage, die CSU ist in einer Notlage, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Tobias Reiß (CSU): Das hättet ihr gerne!)
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Die CSU ist in einer Notlage, denn sie hat Angst, die absolute Mehrheit im Baye-

rischen Landtag zu verlieren. Um dies zu verhindern, würde sie alles tun.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das mit der Großmutter sage ich jetzt nicht. – Deshalb braucht der neue Ministerpräsi-

dent drei Monate vor der Wahl noch schnell eine Milliarde, und die Landtagsmehrheit 

trägt das mit.

(Peter Winter (CSU): Wir haben doch fünf!)

Bei den vielen Ankündigungen und den immensen Ausgabensteigerungen mit dem 

ersten und diesem zweiten Nachtragshaushalt drängt sich der Eindruck auf, dass es 

gar nicht wichtig ist, wofür das Geld ausgegeben wird. Hauptsache ist, dass das Geld 

rausgeht und rechtzeitig vor dem 14. Oktober unter die Menschen kommt. Damit das 

auch klappt, dürfen Beamte für den Staat Nebentätigkeiten im Akkord ausüben, um 

Förderbescheide schneller als üblich abstempeln zu können. In einer Bananenrepublik 

würde es auch nicht anders laufen.

(Peter Winter (CSU): Würdest du das in Bayern nicht tun?)

Schauen wir uns kurz den Nachtragshaushalt mit den Augen eines Haushälters an. 

Ja, das muss hier besonders betont werden, denn dieser Nachtragshaushalt ist Mar-

keting, und da darf man als Haushälter schon einmal genau hinschauen.

Wichtig war Finanzministern und Ministerpräsidenten in diesem Hause bisher immer 

die Investitionsquote. Sie wurde der Opposition wie ein Pokal entgegengestreckt: 

Schaut her, sie liegt über 12 % und ist natürlich besser als anderswo.

(Peter Winter (CSU): Da hast du recht!)

Doch wie ist die Investitionsquote? – Seit 2011 hat die Investitionsquote, die besagt, 

welcher Anteil des Haushalts in die Investitionen geht, nie mehr die 12 % erreicht. Zwi-

schendurch ist sie sogar unter 11 % gesunken. Jetzt erreicht sie mit diesem neuen Re-
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kordhaushalt erstmals wieder die magische Zahl von 12,4 %. Liebe Kolleginnen und 

Kollegen, Sie werden aber sicher mit mir übereinstimmen, dass so ein Haushalt wie 

dieser nicht jedes Jahr möglich ist. Also muss sich an der Ausgabenpolitik etwas än-

dern, wenn unsere Haushalte auch künftig finanzierbar sein sollen.

Jetzt kommt der zweite Punkt, die Finanzierung dieses Haushalts. Ich kann mich gut 

an den 1. Nachtragshaushalt erinnern. Wir GRÜNE hatten uns erdreistet, Investitionen 

in Umwelt, Naturschutz, Bildung, Klimaschutz und die Infrastruktur unseres Landes 

aus der Rücklage zu finanzieren. Große Aufregung gab es damals. Wo ist denn Hans 

Herold? – Er ist nicht da.

(Hans Herold (CSU): Doch!)

– Doch, da ist er.

(Harald Güller (SPD): Aber er ist viel ruhiger als damals!)

Hans, du hast dich sogar zu der Aussage hinreißen lassen, das sei eine unseriöse 

Haushaltspolitik, das sei man von den GRÜNEN gar nicht gewöhnt. Liebe Kolleginnen 

und Kollegen von der CSU, lieber Hans, man sieht sich immer zweimal. Woraus wird 

denn dieser zweite Nachtragshaushalt finanziert? – Raten Sie einmal.

(Peter Winter (CSU): Aus den angesparten Leistungen! – Harald Güller (SPD): 

Aus der Rücklage!)

– Aus der Rücklage! Unseriöse Haushaltspolitik ist das, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen!

(Harald Güller (SPD): Für die SPD ist beides falsch, eures und das von der CSU! 

Wir haben es konsequent gemacht!)

– Ja, die SPD. Was soll ich dazu sagen? – Der Unterschied zwischen der CSU und 

uns ist der, dass wir in den Erhalt und die Zukunftsfähigkeit unserer Infrastruktur inves-

tiert hätten. Sie geben das Geld mit vollen Händen aus.
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(Beifall bei den GRÜNEN – Peter Winter (CSU): Für Pflegebedürftige und Famili-

en!)

Nur zwei Beispiele dafür, wie die Haushaltspolitik unter dem Finanzminister und dem 

Ministerpräsidenten Söder aus dem Ruder lief und aus dem Ruder läuft, mit Risiken 

für die Zukunft, aber dazu später.

Ich muss einiges aus der Einbringungsrede des Ministerpräsidenten zitieren, denn das 

kann man so nicht stehenlassen. Er hat von Anspruch und Haltung gesprochen. Er hat 

von zentralen Fragen gesprochen, die uns bewegen, und ist dabei aber nur auf Digita-

lisierung und Globalisierung eingegangen. Andere Dinge hat er weggelassen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, welche Herausforderungen vor unseren Türen ste-

hen, wissen Sie alle. Darauf komme ich später noch. Er wollte die Zukunft managen, 

aber er ist kein Manager. Er ist der Ministerpräsident, der für die Menschen dieses 

Landes verantwortlich ist. Er muss dafür sorgen, dass dieses Land gut aufgestellt wird. 

Er ist eben kein Manager einer Firma, in der Menschen entlassen werden können, 

wenn es vielleicht nicht gut läuft. Er kann abschieben – das tut er. Sie wollen keine 

endlosen Streitereien in der Regierung. Er will keine endlosen Streitereien in der Re-

gierung wie in Berlin. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Wir wollen 

das auch nicht. Wir brauchen keine Ego-Shooter, die das Vertrauen der Bürgerinnen 

und Bürger in die Politik total zerstören. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das brau-

chen wir nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Schließlich der 10-Punkte-Plan: Ich möchte mit dem beginnen, was er gesagt hat. Ich 

ziehe ein paar Beispiele heraus. Er hat gesagt, wir bräuchten in Bayern mehr Woh-

nungen. Ich komme jetzt nicht zur GBW. Herr Kollege Güller hat dazu und zur Förde-

rung des sozialen Wohnungsbaus in Bayern bereits etwas gesagt. Herr Söder hat ge-

sagt, dass wir 500.000 Wohnungen in Bayern brauchen. Gleichzeitig hat er gesagt, 
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dass die anderen das machen sollen. Er sagte: Wir bauen 10.000 Wohnungen. Der 

Freistaat will 2 % der benötigten Wohnungen bauen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

in diesem Zusammenhang darf ich an den Verkauf des Grundstücks am Neudeck – 

das ist schon länger her – erinnern. Die CSU sagt jetzt: Alle Grundstücke werden für 

den Wohnungsbau genutzt, Wohnungsbau ist oberster Staatsbedarf für alle Men-

schen. Damals hat sich die CSU gegen ein soziales Hotelprojekt entschieden und das 

Grundstück an einen privaten Investor verkauft. Dieser baut Wohnungen in das ehe-

malige Gefängnis am Neudeck, die 15.000 Euro pro Quadratmeter kosten. Liebe Kol-

leginnen und Kollegen, das ist Wohnungsbaupolitik in Bayern. Wohnungen für Super-

reiche – das ist die Realität des Wohnungsbaus in Bayern. Das ist ein Beispiel dafür.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich nenne ein weiteres Beispiel. Das ist kein Quatsch. Das können Sie nachlesen. Ihr 

Ministerpräsident hat gesagt, Bayern sei innovativ. Er will ein Entwicklungszentrum für 

Batterietechnologie bauen. Deutschland sei bei der Batterietechnologie zurückgefal-

len. Keiner habe sich des Problems angenommen. Jetzt kommen die Bayern. Zudem 

hat er betont, wie eng man mit der Autoindustrie zusammenarbeite – Hand in Hand 

und nicht gegen sie. BMW baut jetzt eine Batteriefabrik zusammen mit den Chinesen. 

Sie wissen wo, nämlich in Thüringen. Ich gönne das den Thüringern. Der Punkt ist: 

Während Sie ein Entwicklungszentrum für Batterietechnologie bauen, machen andere 

Bundesländer Nägel mit Köpfen. So sieht das aus.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hinsichtlich der Investitionen in den ÖPNV ist jeder Satz des Ministerpräsidenten eine 

Perle. Ein massiver Einsatz für den ÖPNV sei notwendig – ja, klar. Wenn man den 

ÖPNV über Jahrzehnte vernachlässigt, Linien ausgedünnt und Bahnstrecken abge-

baut hat, nur noch Schülerverkehre in den Regionen fahren lässt, keinen Stundentakt 

auf der Schiene anbietet, sich gegen jede Streckenreaktivierung wehrt, hohe Hürden 

für die Reaktivierung aufbaut, Geld für die zweite Stammstrecke hortet und damit 
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jahre- und jahrzehntelang die Erweiterung des Angebots auf der Schiene torpediert, ist 

jeder Euro für den ÖPNV notwendig, weil man dies über Jahrzehnte nicht getan hat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kommen wir einmal zu dem, was er nicht gesagt hat. Da ist eine große Leerstelle im 

Kramladen des großen Geldausgebens: Umweltschutz, Naturschutz, Klimaschutz und 

Artensterben. In Bayern sind wir jetzt auch massiv vom Klimawandel betroffen. 

Starkregenereignisse und Überschwemmungen betreffen auch immer mehr Bayern 

und seine Bevölkerung. Eines der wichtigsten Themen, wenn nicht das wichtigste 

Thema, bleibt unbearbeitet. Bayern als stärkste Volkswirtschaft in Deutschland trägt 

natürlich zur Klimakrise bei und hat daher eine besondere Verantwortung für den 

Klima- und Umweltschutz.

Gestern erst haben wir im Rahmen der Aktuellen Stunde darüber geredet, warum so 

viele Menschen nach Bayern kommen. Sie kommen nicht wegen der vielen Gewerbe-

gebiete oder der Zersiedelung unserer Landschaft. Sie kommen wegen einer unzerst-

örten Natur und einer besonderen Landschaft. Während sich die Klimakrise, das Ar-

tensterben und die Vermüllung mit Plastik ungehemmt fortsetzen, wehren Sie sich 

sogar gegen die Erhöhung der Mitarbeiterzahl an den unteren Naturschutzbehörden, 

die für die Ausweisung von Naturschutzgebieten und die Umsetzung von Plänen, die 

schon lange auf dem Tisch liegen, zuständig wären. An dieser Stelle stehen Sie nicht 

vorne. Sie wehren sich mit Händen und Füßen. Das ist Umweltschutz, wie ihn die 

CSU versteht.

Es werden keine Investitionen in den Klimaschutz, in die Renaturierung der Moore als 

große CO2-Speicher und in die energetische Sanierung getätigt. Dafür werden zusätz-

liche 20 Millionen Euro für die Staatsstraßen bereitgestellt. Das ist Klimaschutz à la 

CSU. Selbst der ORH hat Ihnen im letzten Bericht die Leviten gelesen, indem er kon-

statierte, dass die Staatsregierung der größten Herausforderung der Menschheit nicht 
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wirklich etwas entgegenzusetzen habe. Was die Staatsregierung tue, mache sie un-

koordiniert und ohne Plan.

Was soll heute alles beschlossen werden? Wer hat diese Ideenbörse eröffnet? Sind 

die Ideen in den Ministerien geboren worden? War das schon lange geplant? – Auch 

das haben wir schon gehört: Dies wäre von langer Hand vorbereitet. Betroffene hätten 

darauf schon lange gewartet. – Nein, die Staatskanzlei hat das Tischfeuerwerk ange-

zündet, ohne Rücksprache und ohne Vergewisserung. Das kam dabei heraus.

Es wurden ein Familiengeld für 260 Millionen Euro und ein Pflegegeld für 400 Millio-

nen Euro auf den Weg gebracht. Der Vorschlag, eine bayerische Kavallerie zu schaf-

fen und Reiterstaffeln aufzustellen, hat selbst innerhalb der Polizei für großen Aufruhr 

gesorgt. Diese Reiterstaffeln bringen kein Mehr an Sicherheit. Die Vorschläge aus der 

Polizei selbst wurden hingegen abgelehnt. Dies wurde mit Geldmangel begründet. Mit 

der Grenzpolizeidirektion wird eine weitere Verwaltungsebene eingeführt – 15 Millio-

nen Euro dafür. Für die Grenzpolizei sollen mindestens 50 Millionen Euro sowie 

1.000 Stellen zur Verfügung gestellt werden.

Die Ausgaben für repräsentative Verpflichtungen in der Staatskanzlei steigen um eine 

Million Euro. Marketing ist natürlich wichtig. Zu den neuen Beauftragten komme ich 

später noch. Die Personalkosten für das Landesamt für Pflege betragen 25 Millionen 

Euro. Für Personal- und Sachausgaben für das Landesamt für Asyl und Rückführun-

gen sind für das Jahr 2018 10 Millionen Euro vorgesehen. Das wird sich angesichts 

des angekündigten Personals noch vervielfältigen.

Für die Eigenheimzulage werden 150 Millionen Euro bereitgestellt. Dann gibt es noch 

das Baukindergeld Plus neben dem Baukindergeld auf Bundesebene – 37,5 Millionen 

Euro. Das sind beides Vorschläge aus der wohnungsbaupolitischen Mottenkiste, die 

im Bund wegen Mitnahmeeffekten sogar schon eingestellt wurden. Ich sage nur: Sub-

ventionsabbau. In Bayern führt man dies wieder ein und setzt noch eines oben drauf. 

"Billiger bauen für Besserverdienende" – das ist eine Überschrift aus der "Frankfurter 
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Allgemeinen Zeitung". So nennt man das. Dort wurde über ein Gutachten des Deut-

schen Instituts für Wirtschaftsforschung berichtet, das sich mit dem Baukindergeld und 

dessen Wirkungen auseinandergesetzt haben. Zu welchem Urteil kommen die? – Das 

Bundesbaukindergeld – Sie setzen noch eines drauf – führt zu Mitnahmeeffekten und 

höheren Grundstückspreisen. Obere Einkommensschichten hätten keine oder weniger 

Probleme auf dem Wohnungsmarkt. Es gebe eine regionale Lenkungswirkung. Selbst-

verständlich senkt das Baukindergeld auf dem Land, wo Grundstücke günstiger sind, 

die Belastung des Eigentumserwerbs. In den Städten ist es jedoch ein Tropfen auf den 

heißen Stein. Der Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung spricht in 

diesem Zusammenhang von Unsinn und sagt weiter: Mitnahmeeffekte sind groß, 

Großstädte mit besonders starken Preisanstiegen und hohen Mieten profitieren am 

wenigsten. – Wenn Sie für das ganze Land arbeiten wollen, sind die beiden Maßnah-

men kontraproduktiv.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hebammenbonus – 4 Millionen Euro, Staatstheater Augsburg – 2,9 Millionen Euro, 

Staatsstraßen – 20 Millionen Euro, Fakultät für Luft- und Raumfahrt in Ottobrunn, "Ba-

varia One", Flugtaxis – noch nicht beziffert, 18.000 zusätzliche Studienplätze – das 

sind im wahrsten Sinne des Wortes hochfliegende Pläne der Staatsregierung.Wenn 

ich mich recht erinnere, hat das eine Zeitung sogar kommentiert und gefragt: Wer be-

kommt über diesen 2. Nachtragshaushalt eigentlich kein Geld? – Es müsste der allein-

stehende Homosexuelle in der Großstadt sein, der über 80.000 Euro verdient. Der be-

kommt von Ihnen kein Geld, aber der passt auch nicht in Ihr Weltbild.

(Karl Freller (CSU): Quatsch!)

Daher wundert uns das nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Insgesamt werden in diesem Jahr 984 Millionen Euro zusätzlich ausgegeben. Wissen 

Sie, an was mich das erinnert? – Das erinnert mich an die Serie "Kir Royal". Vielleicht 

erinnern sich die Älteren unter Ihnen noch an diese Serie.

(Tobias Reiß (CSU): Ich scheiß dich zu mit meinem Geld! – Allgemeine Heiterkeit)

– Du hast einen Fehler gemacht. Ich wollte das nicht sagen, aber du hast es gesagt.

(Tobias Reiß (CSU): Das hat niemand gehört!)

– Das hat jemand gehört. Ich habe es gehört. In der Serie fragt der Generaldirektor 

Haffenloher, gespielt vom genialen Mario Adorf, Baby Schimmerlos, was er mit seinem 

Geld machen würde. Sie wissen, was er gesagt hat; der Fraktionsgeschäftsführer der 

CSU hat es eben ausgesprochen: "Ich scheiß dich zu mit meinem Geld"; das hat er 

gesagt.

(Beifall bei den GRÜNEN – Staatsminister Dr. Florian Herrmann: Tolles Niveau!)

– Ja, tolles Niveau. Ja, genau! Ich habe damit nicht angefangen. Der Unterschied zur 

Serie ist aber, dass das der Ministerpräsident mit dem Geld der Bürgerinnen und Bür-

ger und nicht mit seinem eigenen Geld macht. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist 

der Unterschied.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Peter Winter (CSU): Das scheint deine 

Abschiedsgaudi zu sein!)

– Ja, das ist die Abschiedsgaudi. Ich habe ja noch eine Rede.

Doch kommen wir nun zum Ernst der Lage zurück. Da insbesondere die Personalaus-

gaben nur für ein Viertel- bzw. halbes Jahr angesetzt sind, werden die Kosten für ein 

ganzes Jahr hochgerechnet. Das sind dann über eine Milliarde Euro. Hinzu kommen 

die noch nicht umgesetzten Ankündigungen.
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Ich muss noch einmal zu den Beauftragten zurückkommen. Die Kolleginnen und Kol-

legen haben sich daran abgearbeitet. An den Beauftragten wird die Widersinnigkeit 

des Handelns dieser Regierung offenkundig. Mit dem Beauftragtenunwesen wird eine 

kleine Zusatzregierung am Rande der Bayerischen Verfassung kreiert. Wir wissen 

nicht, ob diese verfassungsgemäß ist. Ministerähnliche Posten mit eigenem Stab und 

Dienstwagen werden in den Ministerien und der Staatskanzlei angesiedelt. Somit wird 

die Begrenzung der Größe der Regierung, welche die Bayerische Verfassung vorgibt, 

unterlaufen. Diese gibt nämlich 17 Staatsminister und Staatssekretäre plus den Minis-

terpräsidenten vor.

In der Staatskanzlei geht es um die Beauftragten für Bürokratieabbau und Bürgeran-

liegen. Nachdem die neuen Beauftragten gleichzeitig Mitglieder des Landtags sind, 

wird auch die Gewaltenteilung in Teilen unterlaufen. Kaum widersprechen lässt sich 

bei dem Punkt, dass ein Beauftragter für Bürokratieabbau genug Arbeit hat. Er soll 

nämlich die Bürokratie abbauen, die die CSU-Fraktion in den letzten Jahrzehnten 

selbst geschaffen hat. Dass die Staatsregierung gleichzeitig fleißig dabei ist, neue Be-

hörden wie das Landesamt für Schule, das Landesamt für Asyl, das Landesamt für 

Pflege und die Grenzpolizeidirektion zu schaffen, macht die Widersprüchlichkeit der 

Handlungen der CSU deutlich.

Brauchen wir einen Bürgerbeauftragten? – Jedes Ministerium, jede Ministerin, jeder 

Minister, jede Staatssekretärin und jeder Staatssekretär hat die Aufgabe, sich um die 

Anliegen der Bürgerinnen und Bürger zu kümmern. Hier im Landtag sitzen eigentlich, 

wenn auch nicht heute, aber bei namentlichen Abstimmungen, 180 Vertreterinnen und 

Vertreter der Bürgerinnen und Bürger. Diese kümmern sich jeden Tag um die Anliegen 

der Menschen. Was denn sonst? – Jedes Ministerium sollte sich darum bemühen, kei-

nen sinnlosen Verwaltungsapparat aufzubauen und sich effizient aufzustellen. Dafür 

braucht es keinen Bürgerbeauftragten und keinen Bürokratiebeauftragten mit Stab und 

Dienstwagen. Der erste Schritt zum Bürokratieabbau wäre der Verzicht auf die Beauf-

tragten.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Dazu kommen 1,25 Millionen Euro an Personalkosten für Umstrukturierungen in der 

Staatskanzlei. Ein Mehr an Effizienz kann das nicht bedeuten, sonst würden die Kos-

ten nicht derart stark steigen. Hier könnte Bürokratie erst gar nicht aufgebaut werden. 

Grundsätzlich ist auch zu fragen, was mit einer solchen Umstrukturierung kurz vor 

Ende der Legislaturperiode in der Sache überhaupt noch erreicht werden kann: wohl 

kaum mehr als öffentlichkeitswirksame Ankündigungen. Das verdeutlicht, worum es im 

Nachtragshaushalt geht: Es geht um PR. Wenn nach der Landtagswahl wieder um-

strukturiert wird, wovon auszugehen ist, werfen wir mit diesem Nachtrag eine Menge 

Geld aus dem Fenster.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte einen Blick in die Zukunft werfen. Hier 

komme ich zum Finanzministerium. Die Haushaltslage in Bayern ist nämlich nur auf 

den ersten Blick gut. Die Haushaltsführung ist sogar verantwortungslos zu nennen.

(Widerspruch bei der CSU)

Das sagt sogar das Finanzministerium.

(Zuruf von der CSU: Was?)

Scheinbar haben einige im Finanzministerium doch noch Ehre im Leib und wollen zu-

mindest auf die Risiken hingewiesen haben. Nun möchte ich auf die Steuerschätzung 

von Finanzminister Füracker vom Mai dieses Jahres hinweisen.

Da steht: Vorbelastungen gibt es durch die in der Regierungserklärung genannten 

Maßnahmen. Strikte Haushaltsdisziplin wird angemahnt. Die anscheinend gute Lage 

basiert eben nicht, entgegen aller Bekundungen, auf einer sparsamen Haushaltsfüh-

rung oder Haushaltsdisziplin. Sie basiert auf stetig steigenden Einnahmen und Zinser-

sparnissen aufgrund der Geldpolitik der Europäischen Zentralbank.
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Der Blick in die Zukunft wird dunkel bis schwarz, wenn all das umgesetzt werden soll, 

was die Regierungen Seehofer und Söder angekündigt haben. Allein die Zusatzaus-

gaben durch diesen 2. Nachtragshaushalt werden den Staatshaushalt auf Dauer in 

Milliardenhöhe belasten. Hinzu kommen der gesetzlich fixierte Schuldenabbau und die 

immer schneller steigenden Ausgaben für Pensionen. Der Rechnungshof fordert 

daher, und das nicht zum ersten Mal, in seinem aktuellen Jahresbericht einen Schul-

dentilgungsplan. Diesen ist die CSU bisher schuldig geblieben. Warum auch? – Man 

will sich natürlich nicht festlegen lassen. Klar, das kann man auch nicht mit so einem 

Ministerpräsidenten.

Wie geht es weiter, wenn Ministerpräsident Söder weiter regiert? – Ich liefere folgende 

Prognose: Es wird eine Vollbremsung wie nach der Wahl im Jahr 2004 geben, als Mi-

nisterpräsident Stoiber die Bremse eingelegt hat, wovon sich der Freistaat bis heute 

nicht erholt hat.

(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: Schmarrn!)

Was wollen wir dagegensetzen? – Wir, die GRÜNEN, setzen auf das, was neben Glo-

balisierung und Digitalisierung wichtig ist, nämlich den Kampf gegen den Klimawandel, 

auf den Klimaschutz, den Umweltschutz, den Erhalt der natürlichen Lebensgrundla-

gen, auch und gerade in Bayern, und Bildung. Das wären Investitionen in Maßnah-

men, die in diesem Haushalt hätten enthalten sein müssen. Diese Investitionen sind 

erstens dringend geboten und zweitens würden die Ausgaben uns auf Dauer entlas-

ten. Hierzu zählt zum Beispiel die energetische Sanierung von Gebäuden, die wir be-

antragt hatten. Hierzu zählen die Investitionen in Schulgebäude, die wir beantragt hat-

ten. Hierzu zählen die Investitionen in die Digitalisierung in der Fläche, die wir 

beantragt hatten.

Unsere Zusammenfassung lautet: Wir sehen hier den teuersten Ministerpräsidenten 

aller Zeiten. Niemand hat in so kurzer Zeit so viel Geld ausgegeben wie Ministerpräsi-
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dent Söder. Wir brauchen keine Begrenzung der Amtszeit eines Ministerpräsidenten 

auf zehn Jahre. Wir brauchen eine Verschwendungsbegrenzung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn Bayern in dem Stil des 2. Nachtragshaushaltes weitermacht, dann dauert es 

keine zehn Jahre bis zur Pleite. Wir können nur hoffen, dass die Wählerinnen und 

Wähler erkennen, dass diese Art der Verschwendung auf ihre Kosten geht und nicht 

auf Kosten, oder hoffentlich doch, der CSU.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als nächster 

Redner hat der Kollege Freller von der CSU-Fraktion das Wort. Bitte schön, Herr Kol-

lege.

Karl Freller (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Lassen Sie mich eine Rechnung 

wiederholen, die ich bereits im letzten Jahr bei der Einbringung des Haushalts darge-

legt habe. Ich wiederhole diese Rechnung gerade auch mit Blick auf die Zuhörerinnen 

und Zuhörer auf der Tribüne. Während meiner Rede baut der Freistaat fast 50 Euro 

pro Sekunde bzw. knapp 3.000 Euro pro Minute an Schulden ab.

(Beifall bei der CSU)

Alleine dadurch spart er sich in Zukunft Minute für Minute etwa 150 Euro an Zinsen. 

Für meine etwa fünfzehnminütige Rede ergibt das einen Schuldenabbau von 42.750 

Euro. Nach meiner Rede hat der Freistaat etwa 50.000 Euro weniger Schulden. Das 

sind rund 2.250 Euro Zinsersparnis pro Viertelstunde.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: Eine völlig überbezahlte Rede!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das muss man sich einmal vor Augen füh-

ren.
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(Unruhe bei den GRÜNEN)

Ich bringe diese Rechnung ganz bewusst aus folgendem Grund. Hier zeigt sich näm-

lich ein doppeltes Verantwortungsbewusstsein, zum einen gegenüber dem Steuerzah-

ler, dem ich an dieser Stelle auch einmal herzlich danken möchte. Keiner von euch 

Oppositionspolitikern hat ein einziges Wort zu den Steuerzahlern gesagt.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Stimmt nicht! – Zurufe von der SPD)

– Stimmt nicht? Gut, Herr Pohl, dann nehme ich Sie aus in diesem Punkt.

(Unruhe bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich halte es für wichtig, dass sich der Landtag auch einmal 

bei den Steuerzahlern bedankt. Ihr Fleiß, ihre tägliche Arbeit führen dazu, dass wir 

das Geld und damit das Rückgrat für den Freistaat haben. Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CSU und des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der geordnete Haushalt und der Schulden-

abbau hat für eine Personengruppe eine ganz immense Bedeutung, und zwar für die 

jungen Menschen in diesem Lande. Es ist eine Fahrlässigkeit der Politik, wenn sie den 

jungen Menschen einen Schuldenberg hinterlässt. Wir machen das Gegenteil, wir be-

freien die jungen Menschen von den Schulden.

(Beifall bei der CSU)

Das ist doch der entscheidende Punkt, wenn man die Pro-Kopf-Verschuldung ver-

gleicht. Das ist wichtig, meine sehr verehrten Damen und Herren; denn sie wird einem 

Kind, das geboren wird, in die Wiege gelegt. Wir liegen hier gerade noch bei knapp 

über 2.000 Euro. In Rheinland-Pfalz sind über 10.000 Euro Schulden das Taufge-

schenk von Malu Dreyer für jedes neugeborene Kind. Meine sehr verehrten Damen 

und Herren, nur ein Fünftel davon lastet auf einem Baby in Bayern. Sie aber reden 
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von einem verantwortungslosen Haushalt. Das ist der verantwortungsbewussteste 

Haushalt, den es überhaupt in Deutschland gibt!

(Beifall bei der CSU – Unruhe bei der SPD)

Wir wollen weg von den Schulden.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kollege Freller, Herr Kollege Mütze – –

Karl Freller (CSU): Wir wollen weg von den Schulden! Rheinland-Pfalz plant mit einer 

Zinsausgabenquote von 5 %. Wir liegen bei knapp über 1 %. Wir wollen die Schulden 

ganz weg haben. Das ist die Befreiung für ein Land, nicht das Schuldenmachen, so 

wie es eure Genossen und die GRÜNEN in anderen Bundesländern tun.

(Beifall bei der CSU – Unruhe bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kollege Freller, Moment! Herr Kollege 

Mütze hat sich zu einer Zwischenfrage gemeldet.

Karl Freller (CSU): Nein, jetzt bitte nicht.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Gut, alles klar.

Karl Freller (CSU): Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt noch einen 

Maßstab, eine Zahl, die ungeheuer wichtig ist, nämlich die Investitionsquote. Meine 

Damen und Herren, in Rheinland-Pfalz liegt sie bei mageren 6,3 %. Wie schaut es bei 

uns aus? – Mit dem 2. Nachtragshaushalt liegen wir bei 12,4 %. Das ist das Doppelte. 

Wir investieren also doppelt so viel wie Rheinland-Pfalz in die Zukunft dieses Landes. 

Diese Zahlen muss man kennen, um hier überhaupt zu urteilen.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben inzwischen den 13. allgemeinen Haushalt ohne neue Schulden. Das ist üb-

rigens auch ein großes Verdienst von Edmund Stoiber. Die Sparpolitik war nicht leicht.
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(Margit Wild (SPD): Da musste einiges zurückgenommen werden!)

Erwin Huber und ich waren damals im Kabinett. Es waren harte Jahre, aber wir haben 

es geschafft, keine neuen Schulden aufzunehmen. Jetzt aber sind es erfolgreiche 

Jahre, weil wir nicht nur keine neuen Schulden aufnehmen, sondern Schulden abbau-

en.

(Margit Wild (SPD): Das ist ja wohl eine rosarote Brille!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da zieht sich ein roter Faden durch: die Ver-

antwortung für die Menschen in diesem Lande. Das ist der entscheidende Punkt.

(Beifall bei der CSU)

Das ist keine Kurzsichtigkeit, sondern das ist Weitsichtigkeit.

Nun zum nächsten Punkt, der mir sehr wichtig ist: Wie viele Menschen haben in einem 

Land Arbeit? – Das ist doch die ganz entscheidende Frage. In anderen Ländern Euro-

pas sehen Sie 30 % und 40 % Jugendarbeitslosigkeit. Schauen Sie dann doch bitte 

einmal nach Bayern. Wir haben Vollbeschäftigung.

(Margit Wild (SPD): Das ist nicht das Verdienst der CSU!)

Die jungen Leute werden hier mit Handkuss genommen. Es gibt fast niemanden, der 

nicht einen Ausbildungsplatz oder einen Studienplatz findet. Wir haben eine Arbeitslo-

senquote von 2,7 % – das ist Vollbeschäftigung – und zwischen den Städten und dem 

flachen Land noch nicht mal eine Spreizung von 1 %. Meine sehr verehrten Damen 

und Herren, wo sonst gibt es Lebensbedingungen wie in Bayern, wo bei der Arbeitslo-

senquote noch nicht einmal 1 % Spreizung besteht? Sagen Sie mir das doch bitte!

(Beifall bei der CSU – Reinhold Strobl (SPD): Ruhig bleiben, ganz ruhig bleiben!)

Das sind doch Zahlen. Ich bin weder polemisch, noch bin ich garstig. Ich stehe 

schlicht und ergreifend auf dem Boden der Tatsachen.

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 47



(Unruhe bei der SPD)

Diese Tatsachen sprechen für Bayern und für die Politik, die hier gemacht wird. Besser 

geht es nicht! Ich bin jetzt seit 36 Jahren im Landtag. So eine Bilanz hat es überhaupt 

noch nie gegeben. Eigentlich müsstet ihr euch verkriechen und sagen: Leider, da kann 

man nichts sagen, beim Haushalt seid ihr klasse, statt zu meckern und zu motzen. 

Entschuldigung!

(Lebhafter Beifall bei der CSU – Unruhe bei der SPD und den GRÜNEN)

Das zieht sich bei euch wie ein roter Faden durch: Meckern statt machen!

(Beifall bei der CSU – Lachen bei den FREIEN WÄHLERN – Unruhe bei der SPD 

und den GRÜNEN)

Das ist doch euer Motto. Ehrlich gesagt – –

(Allgemeine Unruhe – Glocke des Präsidenten)

In Bayern ist das Wappentier der Opposition die Ziege, nicht der Löwe. Das möchte 

ich hier doch einmal deutlich sagen.

(Beifall und Heiterkeit bei der CSU)

Ihr könnt doch nicht dauernd nur meckern, wenn selbst viele kritische Bürger in die-

sem Land sagen: Mit den Finanzen und mit der Wirtschaft ist es hier im Land in Ord-

nung!

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Und bei euch ist es die Schlange!)

– Wieso Schlange? – Das ist wahr! Geht doch hinaus, schaut euch die Unternehmen 

an. Und hier komme ich zum zweiten Lob, das ich aussprechen möchte. Ich möchte 

der bayerischen Wirtschaft, dem bayerischen Handwerk und den Unternehmen dan-

ken. Ich danke den Mittelständlern und den Ladenbesitzern und allen, die heute inno-

vativ und mit Tatkraft ein Geschäft führen. Wir haben eine funktionierende Wirtschaft, 
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der wir auch zu verdanken haben, dass das Land so viel Geld für Soziales ausgeben 

kann. Ihr müsst doch die Zusammenhänge sehen. Nur wenn die Wirtschaft funktio-

niert, wenn wir Unternehmen haben, die hier investieren, nur wenn wir eine Politik ma-

chen, die neue Unternehmen nach Bayern lockt, haben wir das Geld, um im Sozialen 

und im Bildungsbereich etwas ausgeben zu können. Diesen Zusammenhang müsst 

ihr doch auch einmal begreifen. Ihr wollt nur in einem Bereich ausgeben, und die an-

deren wollt ihr vergrätzen. So geht das nicht! Deshalb machen wir so weiter.

(Beifall bei der CSU – Margit Wild (SPD): Ein bisschen mehr Ruhe täte Ihnen 

gut!)

– Gut, manchmal bin ich etwas laut. Das ist ein bisschen Emotion. Ich bleibe aber 

sachlich, ich vergreife mich nicht im Ton. Ich greife niemanden von euch persönlich an, 

weil ich anerkenne, dass im Haushaltsausschuss durchaus oft sachlich und vernünftig 

diskutiert wird. Herr Kollege Güller, Sie haben es gesagt, dass dort oft sehr kollegial 

verhandelt wird. Wenn ihr aber immer wieder im Ergebnis irrt, dann habe ich ein Pro-

blem. So kommen wir nämlich nicht weiter.

Jetzt möchte ich noch ein paar andere Sachen ansprechen, und zwar die, die wir ein-

führen. Liebe Kollegen, zum Haushalt, den wir hier diskutieren: Herr Rinderspacher, 

der SPD-Fraktionsvorsitzende, sprach von Wahlbetrug, weil im 2. Nachtragshaushalt 

nicht bereits alle Punkte der Regierungserklärung umgesetzt würden. In der Regie-

rungserklärung "Das Beste für Bayern" vom 18. April 2018 heißt es aber wörtlich: "Das 

ist das bayerische Zukunfts- und Werteprogramm für die nächsten fünf Jahre." Natür-

lich kann nicht alles bis zum Oktober umgesetzt werden, wenn angekündigt wird, was 

in den nächsten fünf Jahren geschehen soll. Es ist doch hanebüchen, wenn man 

meint, dass innerhalb von drei Monaten alles verwirklicht werden kann, was in einem 

Regierungsprogramm steht. Wenn Herr Rinderspacher also von Wahlbetrug spricht, 

dann weise ich darauf hin, dass wir bereits im zweiten Nachtrag das Bayerische Lan-

despflegegeld und das Bayerische Familiengeld einführen. Wir errichten die Baye-

rische Grenzpolizei und gründen das Landesamt für Asyl und Rückführungen.
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(Christine Kamm (GRÜNE): Und das ist ein Schmarrn!)

Wir stärken den Erwerb von Wohneigentum durch die Eigenheimzulage und das 

Bayerische Baukindergeld Plus. Wir gründen die staatliche Wohnungsbaugesellschaft 

BayernHeim und erhöhen den Bewilligungsrahmen für die Wohnraumförderung um 

200 Millionen Euro auf insgesamt rund 886 Millionen Euro in 2018. Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren, das ist eine Steigerung von 43 %. Wir setzen um und halten, 

was wir versprechen. Doch Herr Rinderspacher spricht hier von Wahlbetrug und von 

einem Wahlkampfmanöver. Wer aber betreibt hier tatsächlich Wahlkampf, meine sehr 

verehrten Damen und Herren? – Herr Rinderspacher erklärte zur Einsetzung des 

GBW-Untersuchungsausschusses sinngemäß Folgendes: Bei der Veräußerung der 

GBW-Anteile durch die BayernLB im Rahmen des EU-Beihilfeverfahrens mag alles 

rechtmäßig abgelaufen sein, aber man müsse jetzt noch einmal alles politisch betrach-

ten. – Genauso gut hätte Herr Rinderspacher sagen können: Es geht uns nicht um 

Aufklärung, es geht uns um reinen Wahlkampf.

(Beifall bei der CSU – Unruhe bei der SPD)

Bemerkenswert ist außerdem, dass das Thema GBW bereits das zentrale Thema 

Ihres Spitzenkandidaten Christian Ude bei der fünf Jahre zurückliegenden Landtags-

wahl war. Mehr muss man eigentlich in diesem Zusammenhang nicht sagen.

(Zuruf des Abgeordneten Horst Arnold (SPD))

Oder was hat Herr Aiwanger von den FREIEN WÄHLERN auf die Frage geantwortet, 

warum der Untersuchungsausschuss erst jetzt, nach über fünf Jahren, eingesetzt 

werde? – Er hat gesagt: In der Politik ist eben nicht jeder Zeitpunkt gleich günstig. – 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jeder denkende Mensch kann diesen Satz 

so interpretieren, wie er zu interpretieren ist, nämlich: Jetzt brauchen wir dieses 

Thema, weil Wahl ist.
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(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das macht ihr doch dauernd! – Florian 

Streibl (FREIE WÄHLER): Was ist mit der Grenzpolizei?)

Ja, es geht noch weiter. Ich bin noch nicht am Ende. Die gleiche Motivation – –

(Unruhe – Glocke des Präsidenten – Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Ja, die 

gleiche Motivation!)

Ja, ihr kommt mit alten Sachen daher; das ist ein Riesenunterschied: Ihr kommt mit 

irgendwelchen alten Sachen daher, die schon längst abgehakt und geklärt sind.

(Jürgen Mistol (GRÜNE): Für euch ist es vielleicht abgehakt, aber für uns nicht! – 

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Wie alt ist die Grenzpolizei?)

– Die Grenzpolizei ist etwas anderes.

(Zuruf des Abgeordneten Horst Arnold (SPD))

Wenn ihr wenigstens mit Programmen für die Zukunft kämt! Manchmal würde ich euch 

wirklich gern einen Beratervertrag anbieten. Wisst ihr, was mich an euch stört? – Dass 

ihr ständig nur in irgendwelchen uralten Sachen herumbohrt und versucht, sie auszu-

graben, statt etwas zu bringen, was für die Leute, für die Zukunft von Bedeutung ist.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Weil ihr es nicht erarbeitet!)

Ihr lebt in der Vergangenheit, darum laufen euch die Wähler davon!

(Beifall bei der CSU)

Ihr müsst die Zukunft sehen, ihr müsst die Jugend sehen und solltet nicht irgendwo ir-

gendetwas, was vor 15, 20 Jahren passiert ist, hervorkramen.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Was ist mit der "Strabs"? – Unruhe – Glocke 

des Präsidenten)

Weiter, ich habe nicht so viel Zeit, nur eine Viertelstunde, sonst wird es zu teuer.
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Mit dem 2. Nachtragshaushalt 2018 reagieren wir vor allem auf die großen Herausfor-

derungen im Bereich Pflege und Wohnen. Daneben verbessern wir die Bildung, die in-

nere Sicherheit und den öffentlichen Personennahverkehr. Wir setzen im 2. Nach-

tragshaushalt einen Schwerpunkt bei der inneren Sicherheit. Die neue 

Grenzpolizeidirektion in Passau soll Schleierfahndungsmaßnahmen, Grenzkontrolltä-

tigkeiten und Schwerpunkteinsätze der Fahndungsdienststellen koordinieren. Der 

zweite Nachtrag enthält für den personellen Aufbau der Grenzpolizei 44 zusätzliche 

Stellen und rund 15 Millionen Euro.

Ich erinnere auch daran, dass vor Kurzem eine fantastische Vereidigung von jungen 

Polizisten in Nürnberg stattfand. Eine Reihe von Kolleginnen und Kollegen war dort. 

1.700 junge Polizisten haben wir eingestellt, tolle junge Leute für diesen Freistaat und 

seine Sicherheit. Da kann man uns doch nicht vorwerfen, wir würden die Sicherheit 

vernachlässigen. Im Gegenteil, ich habe noch in Erinnerung – es mag vielleicht einige 

Jahre her sein –, wie ihr anlässlich unserer Forderung nach neuen Stellen für die Poli-

zei gesagt habt, wir wollten einen Polizeistaat schaffen.

(Horst Arnold (SPD): Was?)

Wo sind wir denn? – Ihr seht die Zusammenhänge nicht mehr, die ihr selber konstru-

iert!

(Horst Arnold (SPD): Das ist eine Selbsttherapie!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Thema Asyl wäre sicherlich zu vertie-

fen; aber dafür haben wir heute noch später Zeit und Gelegenheit.

Die Gerichtsbarkeit hat mit dem zweiten Nachtrag 200 neue Stellen zusätzlich bekom-

men.

Wir stärken den Bildungssektor. Mit der Bildungsoffensive Plus sollen zusätzlich zu 

den 2.000 beschlossenen Stellen des Bildungspaktes noch einmal 2.000 Stellen ge-

schaffen werden. Für die erste Umsetzung enthält der zweite Nachtrag 365 neue Stel-
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len im Bildungsbereich. Wir haben eher das Problem, dass wir die Lehrer für bestimm-

te Schularten nicht finden, die wir bräuchten. Das ist fast das größere Problem: Die 

Köpfe fehlen, während das Geld da wäre.

Daneben wollen wir mit dem Programm Schulsozialarbeit mit 500 Schulpsychologen 

und Sozialpädagogen an Schulen die wichtige Arbeit durch externe Fachkräfte stär-

ken. Der Regierungsentwurf sieht dafür bereits 100 Stellen vor.

Ich nenne noch weitere Herausforderungen im Bildungsbereich, denen wir wirksam 

begegnen: steigende Schülerzahlen, unterschiedliche Sprachkenntnisse, Digitalisie-

rung, Inklusion. Ich sehe den Kollegen Norbert Dünkel. All diese Themen haben wir 

nicht nur besetzt, sondern wir statten den Haushalt auch in einem noch nie dagewese-

nen Maße finanziell dafür aus. Ich bitte, das bei diesem Haushalt auch zu sehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben Gott sei Dank eine Politik auf den 

Weg gebracht, hinter der auch unser Ministerpräsident steht. Er hat darauf geachtet, 

dass in die Bereiche, in denen es möglicherweise hier und da Nachholbedarf gab – 

Stichwort Pflege –, wirklich investiert wird. Sein Programm ist ein Programm für die 

dringenden Notwendigkeiten und für das Wichtige, das Bayern in den nächsten Jah-

ren braucht.

(Zuruf von der SPD: Für den Wahlkampf!)

Ich halte das Programm, mit dem Markus Söder investiert, für exzellent. Ich bin ihm, 

seinem Finanzminister und dem Staatssekretär herzlich dankbar, dass sie es so um-

setzen und im Haushalt so unterbringen, dass das Geld möglichst bald ausgegeben 

wird und den jeweiligen Bevölkerungsgruppen zugutekommen kann. Das ist ein au-

ßerordentlich wichtiger Weg.

Vorhin habe ich meinen Ohren nicht getraut: Wir "verballern" das Geld! Als ob Geld für 

Pflege, für Bildung und für Wohnungsbau "verballert" würde! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen von der SPD, dass euch, wenn ihr so etwas sagt, die Wähler davonlaufen.
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(Widerspruch bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten Dr. Christian Magerl 

(GRÜNE))

Dass euch die Wähler davonlaufen,

(Isabell Zacharias (SPD): Aber euch auch!)

wenn ihr davon sprecht, dass Ausgaben für Pflege, Wohnungsbau und Bildung ein 

"Verballern" sind, ist nicht weiter erstaunlich. Da kann man euch nicht mehr helfen.

(Beifall bei der CSU)

"Verballern" – ich gebrauche dieses Wort, weil Sie es an einer Stelle benutzt haben, 

an der es überhaupt nicht gepasst hat. Für diese Zwecke ist kein Geld verballert; da 

ist jeder Euro sinnvoll angelegt. "Verballern", also bitte! Überlegt es euch, was ihr sagt; 

sonst tretet ihr noch in Schlaglöcher und kommt nicht mehr heraus.

(Zuruf der Abgeordneten Isabell Zacharias (SPD))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe jetzt länger als 15 Minuten gere-

det, nämlich 17 Minuten. Es ist jetzt teurer geworden, oder nein, anders ausgedrückt: 

In den zweieinhalb Minuten, die ich länger geredet habe, sind 7.500 Euro Schulden 

mehr abgebaut worden. Ich glaube, das ist auch eine positive Bilanz.

Ich bedanke mich bei allen, die an diesem Haushalt mitgewirkt haben, bei dem Aus-

schussvorsitzenden an vorderster Stelle. Er scheidet leider aus dem Parlament aus. 

Das ist für den Haushaltsausschuss ein großer Verlust; das darf ich an dieser Stelle 

auch einmal sagen. Lieber Peter Winter, du hast eine exzellente Arbeit gemacht. Den 

Dank möchte ich auch für die Fraktion allgemein aussprechen.

(Beifall bei der CSU und des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kollege Freller, bleiben Sie bitte am 

Rednerpult. Zu Zwischenbemerkungen haben sich der Kollege Mütze und der Kollege 

Güller gemeldet. Zunächst hat Herr Kollege Mütze das Wort. Bitte schön.

Thomas Mütze (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Präsident. – Lieber Kollege Freller, Sie 

haben sich darüber beschwert, dass die Opposition am Haushaltsentwurf der CSU Kri-

tik geübt hat. Sie haben gesagt, wir würden nur meckern. Vielleicht darf ich Sie auf die 

Verfassung hinweisen. Gemäß der Verfassung ist es Aufgabe der Opposition, Kritik an 

der Regierung zu üben. Ein Blick in die Verfassung könnte helfen.

Ich komme zu meiner Frage, Herr Freller. Sie haben vom Schuldenabbau gesprochen. 

Können Sie uns sagen, wer in den letzten Jahrzehnten in Bayern für den Schuldenauf-

bau zuständig war?

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD und der FREIEN WÄH-

LER)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön. – Herr Kollege Freller, Sie 

haben das Wort.

Karl Freller (CSU): Ja, das kann ich Ihnen sagen. Hätten wir all das Geld behalten 

dürfen, das wir wegen der Misswirtschaft in Berlin und andernorts ausgeben mussten, 

hätten wir längst nicht diese Schulden gehabt.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD: Oh!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Jetzt hat der Kollege Güller das Wort zu 

einer Zwischenbemerkung. Bitte schön.

Harald Güller (SPD): Herr Kollege Freller, sagen Ihnen die Zahlen 2.822 Millionen 

Euro Zinszahlungen, sprich 768.000 Euro je Tag, 32.000 Euro je Stunde oder, auf Ihre 

Redezeit bezogen, über 8.000 Euro etwas? – Ich helfe Ihnen nach: Das ist das Geld, 

das die CSU wegen der Landesbank allein an Zinszahlungen zulasten des Haushalts 
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des Freistaats Bayern bis zur jetzigen Minute ausgegeben hat. Das ist der Betrag, mit 

dem Sie die jungen Menschen von den Schulden "befreien", wie Sie es genannt 

haben. Sie bauen einen Teil der Milliardenlast, die Sie den Bürgerinnen und Bürgern 

und den vielen von Ihnen erwähnten Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern Bayerns 

durch Ihre Misswirtschaft bei der Landesbank auferlegt haben, jetzt ein bisschen ab.

Karl Freller (CSU): Vorsicht, Vorsicht!

Harald Güller (SPD): Die Landesbank und Ihre Misswirtschaft haben den Steuerzah-

ler in Bayern derzeit noch 6,3 Milliarden Euro, 6.300 Millionen Euro, gekostet.

Karl Freller (CSU): Vorsicht!

Harald Güller (SPD): Das ist die sechseinhalbfache Summe des heutigen Nachtrags-

haushalts. Ich wäre daher an Ihrer Stelle ein ganz klein bisschen vorsichtig mit meinen 

Äußerungen.

Wenn ich eine Gesamtbilanz dieser Rede voller Beschimpfungen der Opposition von 

Ihrer Seite ziehen würde, würde ich sagen – lieber Kollege Freller, es tut mir leid –: 

unterste Schublade.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der SPD: Bravo!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kollege Freller, Sie haben das Wort.

Karl Freller (CSU): Also, Herr Kollege Güller, zur Landesbank: Ihr lebt schon wieder in 

der Vergangenheit.

(Widerspruch bei der SPD)

Ihr habt doch vorhin schon gesagt, wer daran beteiligt war. Ich will das Thema Spar-

kassen und Beteiligung von SPD-Kommunalpolitikern in diesen Gremien überhaupt 

nicht mehr vertiefen.

(Zurufe von der SPD: Oh!)
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Das wäre ein Thema für sich. Ich kann nur sagen: Dieses Thema ist bestens geordnet 

und auf einem hervorragenden Weg.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich bin sicher, dass die Landesbank wieder Gewinne abwerfen wird. Sie tut es jetzt 

schon. Gerade Ministerpräsident Söder hat damals als Finanzminister, auch attestiert 

vom Kollegen Weidenbusch, eine exzellente Arbeit gemacht, um das Thema aufzuräu-

men. Nein, er hat es nicht nur aufgeräumt, sondern in eine wirklich gute Richtung be-

wegt. Das bitte ich zur Kenntnis zu nehmen.

(Margit Wild (SPD): Ja, wie lange hat es denn gedauert? – Weil die Opposition 

nachgebohrt hat, ist es scheibchenweise rausgekommen!)

Sogar Sie selber haben im Haushaltsausschuss – wir haben wiederholt darüber ge-

sprochen – anerkennen müssen, dass das, was in den letzten Jahren geleistet worden 

ist, beachtlich und anerkennenswert ist.

Diesen Weg zu verfolgen, ist die Zukunft, aber nicht, irgendwie wieder im Gestern zu 

verbleiben. Das ist meine Meinung.

(Margit Wild (SPD): Man sollte auch einmal Fehler zugeben können!)

Noch etwas anderes. Ich habe wirklich keine Oppositionsbeschimpfung betrieben.

(Widerspruch bei der SPD – Natascha Kohnen (SPD): In toto! – Weitere Zurufe)

Nein! Wissen Sie, wenn Sie mit dem Satz angreifen, dass unser Ministerpräsident 

Geld "verballert", obwohl es ausgesprochen sinnvoll ausgegeben wird, dann wird die 

Regierungspartei nicht schweigen.

(Beifall bei der CSU)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Moment, Herr Kollege Freller! Jetzt hat sich 

noch einmal der Kollege Pohl zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. Herr Kollege, 

Sie haben das Wort.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Ihre letzten Bemer-

kungen reizen mich jetzt doch. Zum einen wirkt das Desaster der Landesbank natür-

lich auch in die heutige Zeit hinein. Zum anderen ist es fraktionsübergreifend gelungen 

– das kann man, das darf man sagen, und das ist auch eine große Leistung dieses 

Parlaments –, das Desaster der Landesbank abzuwenden und das Schlimmste zu 

verhindern.

Aber ich zitiere den früheren Finanzminister und heutigen Ministerpräsidenten, der ge-

sagt hat: Das Desaster bei der Landesbank war die schlimmste wirtschaftspolitische 

Fehlleistung im Freistaat Bayern in der Nachkriegsgeschichte. – Und wenn Sie nach 

den Schuldigen suchen, dann sind das der Vorstand und der Verwaltungsrat, allen 

voran Faltlhauser, Huber, Naser etc. Und das waren ausnahmslos Ihre Leute. Es gab 

im Aufsichtsrat auch Vertreter der Sparkassen; aber sie gehörten meines Wissens kei-

ner Partei an. Wenn Sie die Eigentümerversammlung benennen und auch noch darauf 

abstellen, dass sie mit schuld hat, dann könnte man das ganze Kabinett von Minister-

präsident Stoiber in die Haftung nehmen. Das machen wir nicht; aber das muss der 

Ehrlichkeit halber gesagt werden.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Herr Kollege 

Freller, Sie haben das Wort.

Karl Freller (CSU): Stimmen Sie mir zu, dass es eine großartige Sache ist, dass der-

jenige jetzt an der Spitze Bayerns steht, der das Ganze gelöst hat?

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat nun Kollege Dr. Kränzlein von der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.
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Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Herr Präsident, Herr Finanzminister, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Freller, gleich ein Wort vorweg an Sie. Ich erlebe Sie im Haushalts-

ausschuss immer als sehr still, sehr verträglich und leicht resignativ.

(Ingrid Heckner (CSU): Aus Sicht der Opposition!)

Aber hier habe ich den Eindruck, dass Sie Ihre Existenzberechtigung als stellvertre-

tender Fraktionssprecher immer wieder nachweisen müssen, und da hauen Sie drauf 

und treffen weit, weit daneben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben im Haushaltsausschuss detailliert über die einzelnen Anträge gesprochen. 

Darum will ich jetzt auch mehr den großen Bogen schlagen. Nach dem, was hier ge-

sprochen wurde, gehe ich kurz einmal auf die Metaebene, wenn Sie so wollen, also 

auf die Frage ein, wie gute Finanzpolitik, die sich schließlich im Haushalt nieder-

schlägt, eigentlich ausschauen muss und wie man das am bayerischen Haushalt er-

klären kann.

Wenn Sie auch nur grundlegende Kenntnisse der Volkswirtschaft hätten, was ich 

Ihnen wünschen würde, und vielen anderen Finanzpolitikern,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

dann wüssten Sie

(Zuruf des Abgeordneten Karl Freller (CSU))

– Religionslehre allein reicht nicht, um als Finanzpolitiker auftreten zu können –, dann 

wüssten Sie, dass die Politik der Schuldenfreiheit eines Staates von allen Ökonomen, 

ob konservativ, fortschrittlich, liberal oder sozialdemokratisch,

(Zuruf von der CSU: Arroganz!)

als blanker Nonsens bezeichnet wird.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Hören Sie sich das einmal an: Was hat der Freistaat Bayern – und das weiß der Herr 

Freller wahrscheinlich nicht – für eine Staatsverschuldung? – Wir haben in Bayern 

eine Staatsverschuldung von 4 % bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt. Wir haben 

dabei bestimmte Dinge nicht einmal gegengerechnet; eigentlich wäre sie noch niedri-

ger. Die Schuldengrenze in Europa ist auf 60 % festgelegt. Ich bin in Seminare gegan-

gen, zu denen auch die Abgeordneten der CSU eingeladen waren, zum Beispiel beim 

ifo Institut, wo der für mich sehr geniale Carl Christian von Weizsäcker, einer der ange-

sehensten Ökonomen dieser Republik, genau das ausgeführt hat: Bayern wurde von 

der EU – und Bayern ist ganz wesentlich dafür ausschlaggebend, dass wir einen 

hohen Exportüberschuss haben – genau dafür gerügt, dass wir mit dem Geld, das wir 

haben, eben nicht genug Investitionen tätigen, die wir tätigen müssten. Das ist sträf-

lich; denn Bayern mit seinem extrem niedrigen Schuldenstand müsste Geld herneh-

men, um genau das zu finanzieren, was wir momentan leisten müssten. Natürlich 

haben die bayerischen Firmen einen großen Anteil an dem Exportüberschuss. Herr 

Freller, der Staat ist eben nicht die schwäbische Hausfrau. Aber genau so argumentie-

ren Sie; denn Sie wollen hier Hausfrauenpolitik machen. Da tut man den Hausfrauen 

sogar unrecht.

Die Investitionen des Staates, Herr Freller, müssen wir in Bildung, in Forschung, in 

Wissenschaft, in Infrastruktur und in Zukunftstechnologie tätigen. Ein kaum verschul-

deter Staat, der das nicht macht, sichert nicht die Zukunft ab. Er macht die Zukunft un-

sicher. Rentable Schulden, die wir machen müssten und machen könnten, würden 

zum Beispiel im ganz Kleinen verhindern, dass wir Lehrer nur befristet anstellen und 

für die Ferien sechs Wochen ausstellen. Das ist Ihre Politik.

(Beifall bei der SPD)

Für eine Politik, bei der man auch in große Investitionen geht, hat der Kollege Güller 

unzählige Beispiele gebracht, deren Verwirklichung wir uns wünschen würden. Da 
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schaffen wir Arbeitsplätze, schaffen in Zukunft höhere Steuereinnahmen ohne Steuer-

erhöhung und stärken die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft. Genau da wollen wir 

hin. Aber Sie sparen an der falschen Stelle, und Sie geben an der falschen Stelle Geld 

aus. Da wurden Ihnen vom Kollegen Güller Beispiele genannt. Nehmen Sie nur pars 

pro toto den Wohnungsbau. Nehmen Sie die Studenten. Im Minimum eine Million Stu-

denten werden sich in einem Ballungsraum keine Wohnung mehr leisten können, und 

zwar nicht einmal zur Miete. In München kosten 25 m² inzwischen 750 Euro. Das zeigt 

doch: Wir brauchen Geld für die Studentenwerke, damit sie Studentenwohnungen 

bauen. Das ist die wohnungspolitische Seite.

(Beifall bei der SPD)

Es hat auch etwas mit Bildungsgerechtigkeit zu tun. Wo können denn bei diesen finan-

ziellen Möglichkeiten die vielen Studenten noch studieren? Und wenn sie studieren 

können, müssen sie die Hälfte der Zeit für Nebenjobs aufwenden. Das ist genau die 

fehlgeleitete Sparpolitik, die Sie gemacht haben und für die Sie verantwortlich sind.

(Beifall bei der SPD)

Schauen Sie sich einmal an, wie Sie die Hochschulen geschwächt haben. Schauen 

Sie sich einmal an, wie der Mittelbau an den Hochschulen ausgestattet ist: finanziell 

sträflich vernachlässigt. Die Lehrbeauftragten haben Hungerlöhne, und die Grundfi-

nanzierung der Universitäten fehlt völlig. Sie leben inzwischen stärker vom Firmen-

sponsoring als von der staatlichen Grundfinanzierung. Es kann doch bei einem Staat 

mit diesen finanziellen Möglichkeiten nicht sein, dass er so wenig dafür aufbringt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Da könnte ich Ihnen jetzt ewig Weiteres benennen. Zum Beispiel könnte man den 

ÖPNV und zwar nicht nur in den Ballungsräumen, enorm ertüchtigen. Das wäre un-

glaublich wichtig auch für den Umweltschutzbereich – Smog und Ähnliches ist das 

Thema. Sie geben Geld an der falschen Stelle aus und sparen an der falschen Stelle. 
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Das Familiengeld wurde genannt. Ich gönne es allen, wenn sie gut verdienen. Aber 

wer in Bogenhausen oder in Grünwald wohnt, der braucht kein Familiengeld, und die 

anderen, die es brauchen, bräuchten etwas mehr, als man ihnen gibt. Nicht mit der 

Gießkanne übers Land ziehen, sondern intelligent investieren. Das haben Sie nie ge-

macht, und das werfen wir Ihnen vor.

(Beifall bei der SPD)

Als Letztes fast ein persönliches Anliegen von mir. Vom Kollegen Güller wurde Ihnen 

schon einiges vorgehalten: Grenzpolizei, Reiterstaffel, Landesamt für Asyl. Alle diese 

Dinge machen Sie zu dem vermeintlichen Zweck, der AfD das Wasser abzugraben. 

Aber faktisch leiten Sie Wasser auf die Mühlen der AfD.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vor dieser schwierigen Situation in diesem Land stehen wir heute.

Es muss Sie doch nachdenklich machen, wenn man durch München fährt, dass man 

viele Plakate der AfD hängen sieht, auf denen steht: AfD – Wir halten, was die CSU 

verspricht! – Ich sage Ihnen nur: Machen Sie alle miteinander, auch die Finanzpoliti-

ker, in den Ferien einen volkswirtschaftlichen Grundkurs; das schadet nicht.

Einen Wunsch für die neue Legislaturperiode haben wir: Gehen wir auf einer gemein-

samen demokratischen Basis in diese neue Legislaturperiode, damit die AfD mit ihren 

weitgehend verfassungsfeindlich, rassistisch und autoritär denkenden Mitgliedern 

nicht das Projekt Europa, nicht diese freiheitliche Demokratie und nicht den guten Ruf 

Deutschlands in der Welt zerstört.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten Jürgen Mistol (GRÜNE))

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nächster Redner ist der Kollege Herold.

Hans Herold (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst ein persönliches Wort an Herrn 
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Kollegen Dr. Kränzlein. Ich empfand es als keinen guten Stil, lieber Kollege, Herrn 

Freller darauf hinzuweisen, dass bei ihm überhaupt keine Wirtschaftskenntnisse vor-

handen seien. Das möchte ich gleich zu Beginn meiner Rede deutlich sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ihre Rede hat ganz deutlich die großen Unterschiede zwischen der CSU und der 

Staatsregierung einerseits und der Opposition, insbesondere der SPD, andererseits 

gezeigt. Sie haben gesagt, dass Schuldenfreiheit Nonsens sei. Wir sagen genau das 

Gegenteil. Schuldenfreiheit heißt Verantwortung für unsere junge Generation.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Deswegen gilt für uns schon immer das Motto: Die Einnahmen bestimmen die Ausga-

ben. Das heißt konkret: Mit dieser seriösen Finanzpolitik kann man Rücklagen bilden, 

um auch in der Zukunft investieren zu können, wenn Bedarf besteht. Bei Ihnen ist 

genau das Gegenteil der Fall. Bei Ihnen bestimmen die Ausgaben die Einnahmen. 

Deswegen betreiben Sie insbesondere auf Länderebene eine Schuldenpolitik, zum 

Beispiel in Berlin, in Bremen oder auch in Nordrhein-Westfalen.

(Zuruf von der SPD: Hören Sie auf mit dem Quatsch!)

Der 2. Nachtragshaushalt 2018 ist, wie ich meine, die Fortsetzung einer zukunftsorien-

tierten Finanzpolitik. Deswegen sage ich gleich zu Beginn meiner Rede ein herzliches 

Dankeschön an unseren Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder und an 

unseren Finanzminister Albert Füracker.

(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD): Wo ist denn der Ministerpräsident?)

Ich habe mir die Reden der Opposition angehört. Man könnte glauben, dass wir in 

einem anderen Bundesland leben, zum Beispiel in Berlin, wo es No-go-Areas gibt. So 

etwas werden Sie in Bayern nie vorfinden. In Bremen, Herr Kollege Güller, regnet es 

in Schulen hinein. Solche Fälle haben wir nicht in Bayern.
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(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Zuruf des Abgeordneten Horst Arnold 

(SPD))

Ich möchte auf den Vergleich zurückkommen, den Herr Kollege Mütze von den GRÜ-

NEN angesprochen hat. Herr Kollege, wenn ich spare, dann kann ich auch investie-

ren, dann kann ich Rücklagen bilden. Das gilt sowohl für den privaten Haushalt als 

auch für den öffentlichen Haushalt. Deswegen ist es richtig und gut, dass wir mit die-

sem 2. Nachtragshaushalt 2018 Geld für die Bedürfnisse unserer Bürgerinnen und 

Bürger in die Hand nehmen, nämlich im Bereich der Pflege und im Bereich der Kinder.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Lieber Kollege Harald Güller, wir arbeiten – das muss ich ganz ehrlich sagen – sehr 

gut im Haushaltsausschuss zusammen, aber ich möchte doch unterstreichen, was 

Herr Kollege Freller gesagt hat. Deine Wortwahl vorhin, wonach wir mit diesem Nach-

tragshaushalt eine Milliarde Euro quasi verballert hätten, muss man sich auf der 

Zunge zergehen lassen.

(Harald Güller (SPD): Man muss nachdenken und das ändern!)

Ist das Geld verballert, wenn wir Hundertausende von Familien mit Pflegegeld unter-

stützen? – Ich sage: Nein. Dieses Geld ist gut angelegt und nicht verballert. Ist das 

Geld verballert, wenn wir Hundertausende von Familien mit dem Bayerischen Famili-

engeld, mit der Bayerischen Eigenheimzulage oder auch mit dem Baukindergeld Plus 

unterstützen?

(Jürgen Mistol (GRÜNE): Das ist wirklich verballert!)

– Nein, das ist nicht verballert, das ist gut angelegtes Geld für die Bedürfnisse der 

Menschen in Bayern.

(Beifall bei der CSU)
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Deswegen können wir gemeinsam stolz sein, dass wir in den letzten Jahrzehnten auf-

grund dieser seriösen und auch zukunftsorientierten Finanzpolitik der Staatsregierung 

und der CSU-Mehrheitsfraktion Rücklagen in Höhe von 6 Milliarden Euro angespart 

haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ich will, lieber Kollege Harald Güller, auf deine Aussagen zurückkommen. Ich hatte 

den Eindruck, dass man deine Rede auch als Oppositionspolitiker im Parlament der 

Stadt München hätte halten können. Ich denke zum Beispiel an den Zustand der 

Schulgebäude. Ich komme aus einem großen Stimmkreis mit 49 Städten und Gemein-

den und mit zwei Landkreisen. Ich kenne keine Schule in meinen Landkreisen oder 

auch im gesamten Stimmkreis, in die es irgendwo hineinregnet. Ganz im Gegenteil: 

Die Zustände in den staatlichen Schulen, aber auch in den Schulen der meisten Kom-

munen, sind sehr gut im Unterschied zum Zustand der Schulen in München.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Mein zweiter Punkt, lieber Harald Güller, betrifft die Kitas. In meinem Stimmkreis – das 

muss ich ganz ehrlich sagen – werden sehr viele Kinderbetreuungsplätze ausgebaut, 

insbesondere aufgrund des großartigen Programms der Staatsregierung, von der wir 

Fördermittel zwischen 80 und 90 % bekommen. In der SPD-regierten Landeshaupt-

stadt München gibt es Probleme, auch in Nürnberg. Da ist das Problem vorhanden, 

dass Sie keine Plätze für die Kinder finden.

(Widerspruch des Abgeordneten Horst Arnold (SPD))

Deswegen muss dort entsprechend nachgearbeitet werden.

Ich möchte kurz auf Herrn Kollegen Pohl zurückkommen. Lieber Kollege Bernhard 

Pohl, ich muss ehrlich sagen, dass du in Teilen deiner Rede das Thema verfehlt hast.

(Widerspruch des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))
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Wir reden heute über den Haushalt 2018 und nicht über die große Bundespolitik. Eure 

Politik, die Politik der FREIEN WÄHLER, hat die Überschrift "Freibier für alle". "Frei-

bier für alle" ist unseriös und unverantwortlich.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Freibier für Berlin! 6 Milliarden Finanzaus-

gleich!)

Ihr könntet auch eine Unterschriftenliste zur Abschaffung der Steuern auslegen. Auch 

dann würdet ihr viele Unterschriften bekommen.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): 6 Milliarden Euro beträgt die Zahlung in den 

Finanzausgleich!)

Lassen Sie mich ganz kurz zu den Änderungsanträgen der FREIEN WÄHLER kom-

men.

Das ist eben schon erwähnt worden. Zum Doppelhaushalt 2017/2018 betrug das Volu-

men der Änderungsanträge ungefähr 3,2 Milliarden Euro, im ersten Nachtragshaushalt 

betrug es 2 Milliarden Euro, im zweiten Nachtragshaushalt 1,5 Milliarden Euro.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Das ist keine seriöse Politik, das ist Populismus pur.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Es gibt noch einen Punkt, der mir ganz wichtig ist und über den ich selbst erstaunt 

war. Man muss wissen, dass bei der Abstimmung und auch bei der Debatte des Ein-

zelplans im Haushaltsausschuss die FREIEN WÄHLER überhaupt nicht anwesend 

waren. Als wir über die Änderungsanträge der FREIEN WÄHLER beraten und abge-

stimmt haben, war niemand von den FREIEN WÄHLERN anwesend. Das kann man 

auch im Protokoll nachlesen. Deswegen empfehle ich euch, liebe Kolleginnen und 

Kollegen von den FREIEN WÄHLERN: Verschickt dieses Protokoll an die Bürgermeis-

terinnen und Bürgermeister oder auch an diejenigen, die letztlich davon betroffen sind.
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Lieber Kollege Thomas Mütze, es ist richtig, dass wir uns immer wieder gegen den 

Eingriff in die Rücklagen ausgesprochen haben. Das ist richtig, weil ich der Meinung 

bin, dass wir die Gelder nur für bestimmte Bereiche nehmen sollten. Ich sage aber 

auch, dass wir in den letzten drei Jahren circa 9,5 Milliarden Euro zur Unterstützung, 

Förderung und Integration von Menschen in die Hand genommen haben. Das ist sehr 

viel Geld. Da müssen wir uns nicht verstecken. Wir nehmen mehr Geld als jedes an-

dere Bundesland in diesem Bereich in die Hand. Deswegen sage ich auch mit großem 

Stolz: Jetzt nehmen wir gut 900 Millionen Euro für die Bedürfnisse der Menschen in 

Bayern aus unseren angesparten Rücklagen in die Hand. Das ist gut so.

Wir haben wieder einen Haushalt ohne neue Schulden. Nennen Sie mir ein Bundes-

land in Deutschland, das es geschafft hat, bereits zum 12. oder 13. Mal einen Haus-

halt vorzulegen, ohne neue Schulden zu machen. Das gibt es nur im Freistaat Bayern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Schwerpunkte dieses Haushalts, zum Beispiel 

das Bayerische Landespflegegeld in Höhe von 400 Millionen Euro, das Bayerische 

Familiengeld in Höhe von 260 Millionen Euro, die Bayerische Eigenheimzulage in 

Höhe von 150 Millionen Euro, das Baukindergeld Plus in Höhe von 37,5 Millionen 

Euro und natürlich die Wohnraumförderung in Höhe von 200 Millionen Euro sind gut 

angelegtes Geld für die Menschen in Bayern.

Ein Punkt ist mir auch noch ganz wichtig. Ich bin sehr dankbar dafür, dass wir es ge-

meinsam geschafft haben, weitere Mittel für den öffentlichen Personennahverkehr im 

ländlichen Raum bereitzustellen. Das ist vor allem für die Zukunft unseres ländlichen 

Raumes von großer Bedeutung. Ich bin sehr froh darüber, dass wir die Mittel dafür auf 

insgesamt 100 Millionen Euro erhöht haben. Ich bin auch sehr froh darüber, dass wir 

weitere Mittel für Dorferneuerungsmaßnahmen, für die Städtebauförderung und für die 

Heimatstrategie, Stichwort Behördenverlagerungen, zur Verfügung gestellt haben. Das 

ist für die Zukunftsfähigkeit unseres ländlichen Raumes eine wichtige Maßnahme.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, insbesondere lieber Herr Kollege Bernhard Pohl, 

können Sie mir sagen, wie wir den Länderfinanzausgleich vollständig abschaffen sol-

len? Sie kritisieren ständig, dass wir dafür zahlen müssen.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Zwischen Abschaffen und den Mitteln, die wir 

dafür zur Verfügung stellen, besteht ein Unterschied! 10 % unseres Haushaltsvo-

lumens werden da verballert!)

Bayern zahlt weit über 50 % des Länderfinanzausgleichs. Wir haben aber Bundesge-

setze. Wollen Sie das abschaffen? Das Land Berlin erhält allein über drei Milliarden 

Euro. Konkret heißt das, dass sich der Freistaat Bayern bedauerlicherweise an der 

Katastrophe des Berliner Flughafens beteiligt. Glücklicherweise ist es Horst Seehofer 

und Markus Söder gelungen, eine gewisse Modifizierung zu erreichen, sodass der 

Freistaat Bayern künftig, ab dem Jahr 2020, nicht mehr so viel in diesen Länderfinanz-

ausgleich einzahlen muss. Wir können nur hoffen, dass sich andere Bundesländer, 

insbesondere rot-grün-regierte Bundesländer, in der Zukunft besser entwickeln, damit 

weniger Geld benötigt wird.

Abschließend möchte ich noch auf einen Punkt eingehen, der mir persönlich sehr 

wichtig ist. Hier wird von der Opposition über die Situation im Freistaat Bayern gejam-

mert und geschimpft. Ich muss Ihnen aber eines ganz ehrlich sagen: In keinem deut-

schen Bundesland gibt es eine so hohe Lebensqualität wie im Freistaat Bayern. In den 

meisten Regionen des Freistaats Bayern gibt es Vollbeschäftigung. Wo gibt es denn 

das noch? Unsere Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 2 %. Wo gibt es solche Daten? In 

den meisten Kommunen, ausgenommen vielleicht in München und in Nürnberg, gibt 

es sehr gute Kitas, in denen die meisten Kinder untergebracht werden.

Wir haben grandiose Schulen, Grundschulen, Mittelschulen, Realschulen und berufli-

che Schulen. Für diese Schulen sind natürlich in erster Linie die Sachaufwandsträger 

verantwortlich; sie werden aber auch vom Freistaat Bayern unterstützt. Deswegen bin 

ich davon überzeugt, dass die Situation im Freistaat Bayern gut ist. Gerade dieser 
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zweite Nachtragshaushalt für das Jahr 2018 ist eine gute Grundlage, um den Freistaat 

Bayern auch künftig für die Menschen voranzubringen. In diesem Sinne: Herzlichen 

Dank für die Aufmerksamkeit. Ich bitte um Zustimmung.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bleiben Sie bitte am Rednerpult. Wir haben eine 

Zwischenbemerkung von Herrn Kollegen Woerlein.

Herbert Woerlein (SPD): Herr Kollege Herold, die Sommerpause steht an, und da 

gehen wir Abgeordnete gerne vor Ort. Ich hätte eine schöne Empfehlung für Sie: Be-

suchen Sie doch die Berufsoberschule in Augsburg. Die Berufsoberschule in Augs-

burg ist keine x-beliebige Schule, sondern die Schule, in der der Ministerialbeauftragte 

für die Beruflichen Oberschulen in Südbayern, Herr Konrad Maurer, sitzt.

Der Schulleiter, Herr Dr. Laqua, hat mich auf Dinge aufmerksam gemacht, die man 

nicht glauben kann, wenn man Ihre Rede hört. An dieser Schule regnet es seit über 

einem Jahr in mehrere Klassenzimmer. Die Fenster sind mit Kartons zugepappt. Tech-

nisches Gerät, zum Beispiel die Computer- und die IT-Ausstattung, wurde durch das 

Wasser teilweise zerstört. Hören Sie also auf, hier ständig zu behaupten, wir hätten 

ideale Verhältnisse und lebten in der Vorstufe zum Paradies.

Viele unserer engagierten Lehrkräfte arbeiten unter wirklich miesen Bedingungen. Als 

Beispiele nenne ich Hunderte von Containern, in denen manche Klassen über Jahre 

hinweg unterrichtet werden. In Bayern gibt es sicherlich Leuchtturmschulen. Ver-

schweigen Sie aber bitte nicht, dass viele Kolleginnen und Kollegen im Lehramt unter 

völlig unzumutbaren Bedingungen arbeiten müssen. Noch einmal: Berufsoberschule 

Augsburg, ein guter Termin für die Ferien.

(Beifall bei der SPD)

Hans Herold (CSU): Lieber Herr Kollege, ich gehe davon aus, dass Sie wissen, wer 

hier zuständig ist. Auch für solche Schulen ist der Sachaufwandsträger zuständig. Ich 
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gehe davon aus, dass es in Augsburg Stadträte gibt, die auch im Landtag sitzen. Sie 

müssen diese Leute eben auf die Probleme hinweisen.

(Widerspruch bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Das Wort hat Herr Herold.

Hans Herold (CSU): Um Einzelmaßnahmen müssen Sie sich selbst kümmern. Dafür 

sind die Vertreter des Stadtrats Augsburg zuständig.

Ich möchte noch einen Punkt ansprechen, den ich vorher vergessen habe. Lieber Herr 

Kollege Bernhard Pohl, wenn ich mir die Aussagen zum Flächenverbrauch ansehe, 

frage ich mich, wie ihr euch draußen aufstellt.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Genau so!)

– Eben nicht! Ganz im Gegenteil! Sie haben hier klipp und klar erklärt, man dürfte 

beim Flächenverbrauch nicht so stark eingrenzen wie auf der Schiene der GRÜNEN. 

Ich kenne bei mir zu Hause einen Fall, in dem die Kolleginnen und Kollegen der FREI-

EN WÄHLER genau das Gegenteil behaupten.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sie haben daheim einen Fall?)

– Ja, in einer Kommune in meinem Stimmkreis gibt es einen Fall, in dem sich die 

Kommune dafür einsetzt, dass in die Höhe gebaut werden soll, um Flächen zu sparen. 

Was tun die Kollegen der FREIEN WÄHLER? – Sie stellen sich an die Spitze einer 

Bewegung, um das zu verhindern. Die FREIEN WÄHLER sprechen im Landtag so und 

daheim ganz anders.

(Beifall bei der CSU – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ich habe im Stimmkreis 

einen Kollegen, der sagt: Merkel muss weg!)

Nachdem ich noch Zeit habe, möchte ich mich bei Herrn Kollegen Peter Winter für die 

großartige Arbeit bedanken, die er in den letzten fünf Jahren als unser Ausschussvor-
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sitzender geleistet hat. Ich bedanke mich aber auch bei allen anderen Kolleginnen und 

Kollegen des Haushaltsausschusses, auch bei den Kolleginnen und Kollegen der Op-

position. Das möchte ich deutlich hervorheben.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Der nächste Redner ist Herr 

Kollege Knoblauch.

Günther Knoblauch (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert) Frau Präsidentin, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Liebe Kollegen Herold, Freller und andere Kollegen der 

CSU, dort oben auf der Tribüne sitzen junge Leute, die sich wahrscheinlich denken: 

Wissen denn die überhaupt noch, worum es geht? Wir haben in der Politik eine Krise, 

die von allen etablierten Parteien beklagt wird. Dazu tragen insbesondere Ihre Ausfüh-

rungen bei. Sie sagen immer: Wir sind die Größten, die Schönsten und die Besten.

(Hans Herold (CSU): Und ihr sagt genau das Gegenteil!)

Was interessiert denn einen Bürger in Bayern, was in Berlin droben passiert, wenn er 

hier ein Problem hat. Wir müssen die Leute verstehen. Wir müssen ihnen verdeutli-

chen, dass wir wissen, um was es geht.

Ich möchte einen Punkt herausgreifen, der besonders wichtig ist. Vorhin hat es gehei-

ßen, wir müssten uns bei den Unternehmern bedanken – natürlich. Wir müssen uns 

aber auch bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bedanken; denn ohne sie 

wären die Arbeitgeber überhaupt nichts. Die Kooperation zwischen beiden macht es.

Ein Punkt, über den heute überhaupt noch nicht gesprochen wurde, ist die Vereinbar-

keit von Familie und Beruf. Unsere Anträge, mit denen wir dazu einen Beitrag leisten 

wollten, wurden von der CSU immer abgelehnt. Wir haben eine Qualitätsoffensive für 

die Kindertagesstätten vorgeschlagen. Leider ist das alles abgelehnt worden.
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Was meinen Sie, was in Familien gedacht wird, in denen niemand zur Arbeit gehen 

kann, weil die Zeit für die Betreuung gebraucht wird? Was denkt eine Alleinerziehen-

de, die vielleicht sogar pendeln müsste, um zur Arbeit zu kommen? Sie möchte arbei-

ten gehen, aber in dieser Zeit muss das Kind betreut werden. Wer nicht arbeiten 

gehen kann, hat Angst, wenig Rente zu bekommen, weil vorher wenig verdient wurde. 

Auch der Aspekt der Lebensqualität darf nicht außer Acht gelassen werden. Denken 

Sie einmal darüber nach: Wir sind in der Bundesrepublik das Land mit der höchsten 

Armutssteigerung.

Wir, die SPD, haben beantragt, die Ganztagsbetreuung zu erweitern, damit auch die 

Rand- und Ferienzeiten umfasst sind. Was sage ich Eltern, die früh um halb sieben 

zur Arbeit fahren müssen und erst abends um halb sieben wieder heimkommen? Wer 

soll die Kinder betreuen, wenn die Oma nicht da ist? Diesen Eltern ist das Familien-

geld überhaupt keine Hilfe. Diese Eltern brauchen ein Betreuungsgeld. Das Problem 

setzt sich übrigens fort, wenn die Kinder die Kindertagesstätte verlassen und in die 

Grundschule gehen. Wir sind in der Bundesrepublik Schlusslicht bei der Ganztagsbe-

treuung.

Auch die Qualität in den Kitas lässt zu wünschen übrig. Wir haben Anträge gestellt, 

um zu Verbesserungen beim Personal zu kommen. Dazu gehört auch eine entspre-

chende finanzielle Ausstattung der Kommunen. Ich muss auch sagen, dass es unsere 

gemeinsame Aufgabe ist – Kollege Winter ist leider nicht im Saal –, darauf hinzuwir-

ken, dass die Menschen draußen eine hohe Lebensqualität haben. Dazu trägt bei, 

dass sie so leben können, wie sie es brauchen. Die Eltern müssen für die Kinder alles 

machen können, aber es kann nicht sein, dass sie den Großteil ihres Einkommens für 

die Kinderbetreuung ausgeben müssen und den Rest für die Wohnung usw.

Wir müssen auch dazu kommen, dass die Arbeit derjenigen, die sich um die Kinder 

kümmern – zu dieser Arbeit gehören auch die Leitungsaufgaben in einer Kindertages-

stätte, der Umgang mit behinderten Kindern und mit Kindern, die aus anderen Grün-
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den besonderer Fürsorge bedürfen –, besser anerkannt wird. Entsprechende Anträge 

hat die CSU bisher abgelehnt.

Da hier schon häufig von der Regierungserklärung von Herrn Söder die Rede war, 

stelle ich fest: In dem 10-Punkte-Programm findet sich kein Wort zu behinderten oder 

zu aus anderen Gründen benachteiligten Menschen in unserem Land. Kein Wort! Es 

tut mir leid, dass ich das so sagen muss.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Redezeit geht zu Ende. Aber eines muss ich noch sagen: Liebe Freunde von 

der CSU, wir sind froh darüber, dass in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften für 

die Menschen, die an Maschinen arbeiten – dazu gehört auch der IT-Spezialist –, 

manches erreicht worden ist.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Günther Knoblauch (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert) Wir müssen aber auch an 

diejenigen denken, die bei ihrer Arbeit mit Menschen umgehen. Dazu gehören unter 

anderem Lehrer und diejenigen, die in der Kinderbetreuung und der Pflege tätig sind. 

Auch diese Menschen müssen für ihre Leistungen entsprechend bezahlt werden. Sie 

müssen in unserer Gesellschaft, auch in unserer Politik, wieder höhere Wertschätzung 

erhalten. Dazu müssen wir zurückkommen.

In diesem Sinne werden wir dem Haushalt nicht zustimmen, weil unsere Anträge von 

der CSU immer abgelehnt worden sind.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächster Redner ist Herr Kolle-

ge Mütze.
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Thomas Mütze (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Da die 

Emotionen etwas zurückgegangen sind und ich noch etwas Redezeit habe, möchte 

ich noch zwei Anmerkungen machen.

Warum kommt die Opposition zu dem Urteil, die Staatsregierung und die sie tragende 

CSU gebe das Geld als Kosmetik aus? "Verballert" hat der Kollege gesagt. Das kann 

man sagen; man muss es nicht so sagen. Ich will zwei Beispiele nennen. Das erste 

Beispiel betrifft den Hebammenbonus. Sie geben den Hebammen 1.000 Euro pro 

Jahr. Das ist eine schöne Geste, die die Hebamme erfreut. Das löst aber nicht das 

Problem.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben zu wenige Hebammen. Hebammen müssen ihren Job aufgeben, weil sie es 

sich nicht mehr leisten können, freiberuflich tätig zu sein. Der Versicherungsbeitrag, 

den freiberufliche Hebammen zu entrichten haben, beträgt inzwischen über 

6.000 Euro pro Jahr. Dieses Problem wird durch den Hebammenbonus nicht gelöst; 

es bleibt bei der Geste. Man kann das machen; man muss es nicht machen.

(Zuruf von der CSU: Sollen wir die 1.000 Euro nicht zahlen?)

– Sie könnten auch versuchen, das Problem zu lösen, statt nur einen Scheck herüber-

zuschieben. Ein Scheck ist immer schön. Das Problem bleibt jedoch bestehen.

Das zweite Beispiel betrifft das Pflegegeld für pflegende Angehörige. Auch schön – 

1.000 Euro für jeden pflegenden Angehörigen. Ein Dankeschön für die Arbeit dieser 

Menschen! Ich saß bei der Verleihung

(Peter Winter (CSU): Verdienstordens!)

– des Bayerischen Verdienstordens, genau – neben einer Frau Müller aus der Ober-

pfalz. Diese Frau Müller hat vier Angehörige insgesamt 70 Jahre lang gepflegt. Das 

hat sie nicht deshalb gemacht, um dafür 1.000 Euro zu erhalten. Das hat sie gemacht, 
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weil, wie sie gesagt hat, Blut dicker als Wasser ist. Die 1.000 Euro sind natürlich ein 

schöner Ausdruck des Dankes. Damit werden aber die eigentlichen Probleme nicht 

gelöst: Wir haben zu wenige Menschen in der Pflege, die dort Tätigen verdienen zu 

wenig, der Beruf ist nicht attraktiv. All diese Probleme werden durch diese 1.000 Euro 

nicht gelöst, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Deswegen sagen wir: Das ist Kosmetik, das ist das Rausschmeißen von Geld, damit 

werden die Probleme nicht gelöst. Deswegen lehnen wir diesen Haushalt ab. Das ist 

das eine.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das Zweite: Das ist meine letzte Haushaltsrede. Da ich es in meiner Rede vorhin ver-

gessen habe, möchte ich mich an dieser Stelle herzlich bei allen Kolleginnen und Kol-

legen im Haushaltsausschuss für das gute Klima, das wir hatten – nicht immer, aber 

meistens –, bedanken. Besonders bedanken darf ich mich bei demjenigen, der auch 

für das gute Klima zuständig war, dem Kollegen Peter Winter. Er hat dafür gesorgt, 

dass wir gut zusammengearbeitet haben. Vielen Dank, Peter Winter! Alles Gute für die 

Zukunft!

(Beifall bei den GRÜNEN und der CSU – Peter Winter (CSU): Ebenfalls! Danke!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Herr Herold hat noch einmal um 

das Wort gebeten.

Hans Herold (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte noch zwei Punkte ansprechen, die mir während der Rede des Kollegen 

Knoblauch aufgefallen sind. Lieber Kollege Knoblauch, du hast auch das Familiengeld 

angesprochen. Es ist doch bekannt – das sollte man deutlich hervorheben –, dass das 

Familiengeld natürlich auch für die Deckung der Kitagebühren verwendet werden darf. 

Das ist ein entscheidender Hinweis, wenn es um das Familiengeld geht.
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Als nächsten Punkt hast du die Unterstützung der Kommunen erwähnt. Man muss 

doch endlich anerkennen, dass die Kommunen im Freistaat Bayern über den kommu-

nalen Finanzausgleich in den letzten Jahren so viel Geld bekommen haben wie bis 

dahin noch nie, nämlich 9,51 Milliarden Euro.

Abschließend zu einem Punkt, der mir auch persönlich sehr wichtig ist: Du hast in 

Bezug auf die Würdigung der Leistungen, die für Menschen mit Behinderung erbracht 

werden, Kritik geübt. Dazu kann ich aus Erfahrung sprechen. Ich bin Vorsitzender der 

Lebenshilfe in meinem Landkreis Neustadt an der Aisch-Bad Windsheim. Wir betreuen 

circa 1.000 Menschen mit Behinderung. Ich sehe, welche Leistungen für diese Men-

schen erbracht werden, auch von der öffentlichen Hand, insbesondere vom Freistaat 

Bayern. Dafür möchte ich mich bei unserer ehemaligen Sozialministerin Emilia Müller, 

aber auch bei der Nachfolgerin, Ministerin Schreyer, sehr herzlich bedanken. Es wird 

sehr viel gemacht. In meinem Landkreis gibt es eine Schule für geistig behinderte Kin-

der. Auch in Bezug darauf gewährt uns der Staat immer wieder große Unterstützung. 

Wir haben für Menschen mit Behinderung nach dem Erwerbsleben eine Tagesstruktur 

geschaffen. Für diese wunderbare Einrichtung haben wir extrem hohe Fördermittel be-

kommen. Erwähnen möchte ich auch die Unterstützung bei der Errichtung von Wohn-

heimen für Menschen mit Behinderung und für die Einrichtung von Förderstätten. 

Auch dafür bin ich sehr dankbar.

Ich möchte abschließend deutlich hervorheben, dass gerade der Freistaat Bayern, 

auch die Staatsregierung, für Menschen mit Behinderung sehr viel tut.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nun hat Herr Staatsminister 

Füracker das Wort.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen, Landesentwicklung und Heimat): Sehr 

verehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin in einer wirklich 

guten Situation; denn ich dachte zunächst, es werde nicht notwendig sein, 48 Minuten 
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zu reden. Jetzt, da es erforderlich wäre, zwei Stunden zu reden, bin ich wiederum froh, 

dass ich noch 48 Minuten habe. Ich freue mich auf Ihre höchste Aufmerksamkeit.

Ich möchte all das, was uns heute geraten wurde, verstehen und für unseren Haushalt 

nachvollziehen. Wir wurden aufgefordert, viel zu bauen. Wir wurden aufgefordert, 

dafür keine Flächen zu verbrauchen. Wir wurden aufgefordert, keine neuen Schulden 

zu machen. Wir wurden aufgefordert, Schulden zu machen. Wir wurden aufgefordert, 

für eine hohe Investitionsquote zu sorgen. Gleichzeitig wurden wir aufgefordert – wenn 

ich das sagen darf: von demjenigen, der sich offensichtlich als Chefvolkswirt in diesem 

Hause sieht –, rentierliche Schulden zu machen. So sollen wir Geld aufnehmen, um 

Lehrer zu bezahlen. Ich habe genau mitgeschrieben.

Das Allerbeste war, dass mein lieber Kollege Knoblauch, den ich sehr schätze, heute 

ein Betreuungsgeld gefordert hat. Ich habe mitgeschrieben. Das Betreuungsgeld ist 

von dieser Seite des Hauses jahrelang als "Herdprämie" diffamiert worden. Beschimpft 

sind wir worden! Die Menschen, die sich entschieden haben, ihre Kinder zu Hause zu 

betreuen, sind für verrückt erklärt worden. Heute fordert der Herr Knoblauch – ich 

habe mitgeschrieben – ein Betreuungsgeld statt eines Familiengeldes. Herzlichen 

Glückwunsch!

(Beifall bei der CSU)

Ich muss ehrlich sagen, ich bin begeistert angesichts all dessen, was mir geraten 

wurde.

Ich habe einen Vorschlag zu machen. Ich bin froh, dass ihr euch so engagiert; insbe-

sondere die SPD ist insoweit sehr engagiert.

Eure Konzepte führen momentan dazu, dass ihr in allen belastbaren Umfragen, die im 

Freistaat Bayern durchgeführt werden, noch auf sagenhafte 12 % kommt. Das ging 

nach der letzten Wahl bei 20 % los; jetzt ist man bei 12 %. Man glaubt, die 12 % da-

durch zu verbessern, indem man hier im Plenum vor allem eines macht: Die CSU zu 
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beschimpfen, der Staatsregierung Unfähigkeit zu unterstellen und vor allen Dingen zu 

negieren, wie es diesem Land wirklich geht. Ich gehöre zu den Menschen, die sich 

dazu bekennen, dass der Freistaat Bayern nicht das Paradies selbst oder das Him-

melreich auf Erden ist. Eines müsst ihr mir aber schon einmal sagen: Habt ihr in Jahr-

zehnten noch nicht verstanden, dass das ständige Schlechtreden, das ständige He-

runterreden dieses wunderbaren Landes die Menschen nicht von eurer politischen 

Leistungsfähigkeit und Kraft überzeugt? Versteht das doch einfach einmal!

(Beifall bei der CSU)

Ihr redet Bayern nur schlecht; alles wird schlechtgeredet.

Ich habe euch zweieinhalb Stunden lang zugehört und habe mit depressiver Stim-

mung kämpfen müssen. Ich musste mir schon überlegen: Soll ich dieses Land verlas-

sen; wahrscheinlich ist es anderswo viel besser? – Ich rate Ihnen: Wenn die SPD nicht 

mehr mit 20 %, sondern mit 12 % der Stimmen gewählt wird, haben viele Kollegen die 

Chance, nicht mehr dem Bayerischen Landtag angehören zu müssen. Sie haben freie 

Wahl des Landes. Gehen Sie nach Nordrhein-Westfalen, wenn Sie glauben, dass dort 

die Lebensverhältnisse besser sind. Gehen Sie dort hin, und erklären Sie den Men-

schen in Nordrhein-Westfalen, wie man richtig Politik macht, aber doch nicht dauernd 

uns.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, dieses wunderbare Land ist nicht zerstört. Dieses wunder-

bare Land erfreut sich höchster Zuwachsraten im Tourismus. Das spricht dafür, dass 

wir im Bereich von Umweltschutz und Landschaft nicht alles verkehrt machen konnten. 

Dieses schöne Land, meine Damen und Herren, hat ein Niveau erreicht, um das uns 

alle anderen auf dieser Welt beneiden. Ich fordere Sie auf: Nennen Sie mir fünf Länder 

auf der Welt, in denen es dem Durchschnittsbürger besser geht als den Menschen in 

Bayern.
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(Zuruf von der SPD: Liechtenstein, Schweiz!)

– Gehen Sie in der Schweiz essen. Ich möchte wissen, was der Durchschnittsbürger 

dazu sagt.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Der verdient auch das Doppelte!)

Meine lieben Freunde, wir sind beim Niveau angekommen. Ich freue mich.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN – Harald Güller (SPD): Wie es der Finanzmi-

nister vorgibt! Wir passen uns Ihrem Niveau an! – Zuruf des Abgeordneten Hubert 

Aiwanger (FREIE WÄHLER))

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich bitte doch um etwas Ruhe.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen, Landesentwicklung und Heimat): – Und 

der Rentenbeitrag um 4 %. Aber das ist immer das Gleiche.

(Zuruf von der SPD – Unruhe)

– Ich habe 48 Minuten. Ich habe kein Problem. Ich kann warten.

(Margit Wild (SPD): Ich würde jetzt gerne einmal etwas Inhaltliches hören!)

– Ich habe schon etwas Inhaltliches gesagt, liebe Margit Wild. Die Forderung des Kol-

legen Knoblauch, ein Betreuungsgeld einzuführen, war der interessanteste Punkt des 

ganzen Tages.

(Margit Wild (SPD): Ja, okay!)

Bayern wird heruntergeredet. Nach Bayern kommen die Menschen. Nicht jedes Pro-

blem, das hier geschildert wird, hat der Freistaat Bayern verursacht. Sie lehnen heute 

bei diesem Haushalt aus Ihrer Wut und aus Ihrer Wahlkampfstimmung ab, dass wir ein 

Pflegegeld einführen. Sie lehnen ab, dass wir im Bereich des Bauens signifikante Ver-

besserungen beschließen, um zum Beispiel jungen Menschen die Bildung von Wohn-
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eigentum zu erleichtern. Sie lehnen ab, dass wir in der inneren Sicherheit mehr tun 

können. Sie haben eine bestimmte Wortwahl an den Tag gelegt. Es ist geradezu eine 

Unverschämtheit, mir vorzuwerfen, ich würde ein bestimmtes Niveau anschlagen.

(Harald Güller (SPD): Das ist allerdings tatsächlich wahr!)

Da wird davon gesprochen, mit Geld zu sch... Wahrscheinlich muss man ein neues 

Wort finden; es heißt dann, mit Fäkalien überziehen oder sonst etwas, Herr Mütze. Ich 

hätte euch hören wollen, wenn das jemand von uns gesagt hätte.

(Harald Güller (SPD): Das hat der Kollege Reiß gesagt!)

– Herr Mütze hat dies hier am Rednerpult ausgesprochen. Dass der Chefvolkswirt 

allen, die keine volkswirtschaftliche Ausbildung haben, erklärt, dass sie nichts von der 

Welt verstehen und dann geht, spricht auch für sich. Dass man hier erfährt, dass die 

FREIEN WÄHLER bei den Haushaltsberatungen gar nicht im Ausschuss waren, ist in-

teressant und kein Schmarrn. Das werden wir entsprechend verbreiten, Herr Pohl; da 

brauchen Sie sich nichts zu denken.

(Beifall bei der CSU – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Habt ihr sonst nichts?)

Sie stellen sich als der große Populist dieser Welt hier her. Sie retten den Länderfi-

nanzausgleich. Sie retten alles, was es gibt.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ich habe nur den Ministerpräsidenten zitiert! 

Ist das verboten?)

Schreiben Sie bitte einmal alles, was Sie heute hier von sich gegeben haben, auf eine 

Seite eines Blattes Papier. Schreiben Sie dann auf die andere Seite des Blattes Pa-

pier, was das kostet und wer dafür zuständig ist. Dann können wir wieder seriös mit-

einander reden.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Viele Milliarden im Jahr nach Belieben!)
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Gehen Sie dann in die Sitzungen, in denen die Dinge beschlossen werden. Hier reden 

Sie gescheit daher; im Haushaltsausschuss haben Sie sich gedrückt.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Schmarrn! Das ist falsch!)

Ich sage Ihnen noch etwas. – Falsch? – Dann ist hier eine Lüge erzählt worden? Fakt 

ist: Ich bin mir ganz sicher, dass Sie, wenn Sie auf Bundesebene über den Länderfi-

nanzausgleich verhandeln müssten, in den vier Länder einzahlen und bei dem zwölf 

Länder kassieren, auf demokratischem Wege 100-prozentig erreicht hätten, dass die 

vier Länder, die bezahlen, am Schluss höchstens noch einen Bruchteil dessen bezah-

len, was sie bisher einzahlen, und die zwölf Länder, die kassieren, praktisch nichts 

mehr bekommen. Sie wären auf jeden Fall der einzige Verhandlungsführer, der das er-

reicht hätte.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Demokratie hat eben auch mit Mehrheitsfindung zu tun. Wenn zwölf Länder kassieren 

und vier einzahlen, haben wir das Problem, in anderer Weise eine demokratische 

Mehrheit zu erreichen. Wir zahlen nun 1,3 Milliarden Euro weniger. Das ist schon ein 

großer Erfolg.

(Beifall bei der CSU)

Wir führen nun ein Regierungsprogramm nach dem Motto durch: Nicht nur reden, son-

dern auch handeln. Das ist ambitioniert, aber es ist, wie der Name schon sagt, das 

Beste für Bayern. Warum können wir das machen? – Wir können das nur deswegen 

machen, weil wir in den letzten Jahren nicht auf Sie gehört haben. Hätten wir auf Sie 

gehört, hätten wir keine 6,5 Milliarden Euro Rücklagen. Das ist doch die Wahrheit.

(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD): Was ist mit Kindertagesstätten?)

Was höre ich heute? – Von dem einen höre ich "zu wenig", von dem anderen höre ich 

"zu viel", von dem einen höre ich "zu spät", von dem anderen höre ich, dass es gar 
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nicht notwendig wäre. Jeder rät uns etwas anderes. Immerhin ist uns aber heute gera-

ten worden, ein Betreuungsgeld einzuführen. Das ist schon eine große neue Erkennt-

nis bei der SPD. Darüber freue ich mich sehr.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht um die großen gesellschaftlichen 

Herausforderungen. Von 6,5 Milliarden Euro Rücklagen verwenden wir 984 Millio-

nen Euro für diesen Nachtragshaushalt. Hier wird darüber gesprochen, dass 

10.000 Wohnungen zu wenige wären. Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist 

immer alles zu wenig. Ich will aber sagen: Machen wir einen realistischen Beschrieb 

dessen, was der Staat zu tun hat. Wir regen den Wohnungsbau mit vielen anderen Ini-

tiativen an. Die 10.000 Wohnungen sind doch nicht das Einzige, was passiert. Dann 

wird immer erzählt, dass Wohnungen verkauft worden wären. – Stehen denn diese 

Wohnungen leer? Wäre es Ihnen denn lieber gewesen, wir hätten diese Wohnungen 

gekauft und würden jetzt keine neuen Wohnungen mehr bauen? Man muss schon 

auch noch die Wahrheit ein wenig in den Vordergrund rücken dürfen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: Bezahlbare Wohnungen!)

In Bayern wird der Wohnungsbau wie noch nie unterstützt. Sie sagen aber, dass das 

wie mit einer Gießkanne geschieht. Ich werde das den jungen Familien sagen, die 

jetzt das Baukindergeld bekommen, die jetzt die Eigenheimzulage des Freistaates 

Bayern erhalten. Ihnen sage ich, dass Sie im Landtag gesagt haben, dass das eine 

Förderung wie mit der Gießkanne sei, wenn man in den nächsten zehn Jahren, wenn 

man zwei oder drei Kinder hat, 30.000 oder 40.000 Euro bekommt. Die Opposition im 

Landtag hat gesagt: Man braucht das nicht, das sei nur ein Tropfen auf den heißen 

Stein. – Wenn 30.000 Euro oder 40.000 Euro, je nach Anzahl der Kinder, für Sie ein 

Tropfen auf den heißen Stein sind, frage ich mich, wie Sie überhaupt finanzpolitisch in 

den nächsten Jahren klarkommen wollen.

(Beifall bei der CSU)
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Dann kommen die Rechenkünstler. Herr Pohl erklärt uns hier, wie viele Überstunden 

die bayerische Polizei hat.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Nein, ich habe kein Wort dazu gesagt!)

– Wer hat es dann gesagt?

(Zuruf von der SPD)

– Es war Herr Güller. Dann nehme ich das in aller Form zurück und entschuldige mich 

bei Herrn Pohl. Herr Güller, teilen Sie bitte 2,1 Millionen Überstunden durch 

40.000 Menschen. Haben Sie das schon ausgerechnet? Wenn man 2,1 Millio-

nen Überstunden durch 40.000 Menschen teilt – bei der Polizei haben wir immerhin 

42.000 Menschen; ich teile es durch 40.000 Menschen –, ergibt dies im Durchschnitt 

52,5 Überstunden.

(Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): 32.000 Polizeibeamte!)

In der Tat kann man angesichts von 52 Überstunden fragen, ob das sein muss oder 

nicht. Sie sprechen aber davon, dass durchschnittlich 52 Überstunden bei der Polizei 

der größte innenpolitische Skandal wären. Dazu muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen: 

Das ist Wahlkampfpolemik pur, und sonst ist nichts dahinter.

(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD): Ich habe auch nicht vom größten 

Skandal gesprochen! Ich habe gesagt, dass 10 % der Stellen fehlen!)

Wir hatten in Bayern noch nie so viele Polizeibeamte wie jetzt. Wir haben 42.400 Stel-

len. Das ist die höchste Zahl an Stellen bei der Polizei seit dem Zweiten Weltkrieg.

(Harald Güller (SPD): Und der Bevölkerungszahl!)

– Schreien Sie so weiter, Herr Güller.

Das wird vielleicht dazu führen, dass Sie von 12 auf 13 % kommen. Ich habe knapp 

drei Stunden lang zugehört. Jetzt darf ich ein paar Worte sagen. Aber der Herr Güller 
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hat vor allen Dingen eine Motivation: Durch Stören dem Finanzminister zu erklären, 

dass er nichts versteht.

(Harald Güller (SPD): Das muss ich nicht erklären!)

– Mein Gott, wenn das Ihre Motivation ist, dann machen Sie so weiter! Aber ich werde 

meine Rede fertig halten. Dann rede ich halt 52 Minuten, wenn Sie das möchten, kein 

Problem.

(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD): Gern! Davon wird der Inhalt aber 

auch nicht besser!)

Die Tatsache, dass wir im Bereich der Bildung ebenso wie im Bereich der inneren Si-

cherheit ein Niveau erreicht haben, das es in dieser Weise noch nicht gab, ist eine 

Wahrheit, die ständig verschleiert und bewusst hintertrieben wird.

Wir haben in Bayern zurzeit auch bei den Lehrern Rekordzahlen. Wir haben in den 

letzten Jahren 14.000 Stellen – 7.500 Stellen neu geschaffen, 6.500 Stellen demogra-

fische Rendite – im System gelassen. Wie kann man dann dauernd sagen, wir würden 

bei den Lehrerstellen nicht anerkennen, dass wir mehr Bedarfe haben? Wir haben 

getan, was in den letzten Jahren möglich war. Weitere Lehrerstellen sind in dem 

neuen Haushalt wiederum angekündigt.

(Margit Wild (SPD): Das ist ja auch nötig!)

Insofern haben wir hier überhaupt keinen Dissens. Aber daraus immer zu schließen, 

dass die Bildung in Bayern darunter leide, dass wir die Lehrerzahlen nicht im Griff hät-

ten – meine Damen und Herren, schauen Sie sich doch mal die Bildungsvergleiche 

an!

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Finnland!)

Schauen Sie sich all die bundesdeutschen Bildungsvergleiche an, und dann sagen Sie 

mir mal, ob es in Bayern, in Berlin oder sonst wo die beste Bildung gibt! Seien wir stolz 
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darauf, dass unsere Kinder in Bayern Bildung erfahren und nicht dort, wo die SPD re-

giert!

(Beifall bei der CSU – Dr. Ludwig Spaenle (CSU): So ist es! – Margit Wild (SPD): 

Das ist eine sehr undifferenzierte Aussage!)

Im Kindergarten schaffen wir Stellen für 2.000 neue Tagesmütter. Dann wird aber hier 

gesagt, es werde gar nichts für die Kinderbetreuung getan. Das stimmt doch schlicht 

nicht. Es wird halt nicht zur Kenntnis genommen, wenn es im Haushalt steht. Da muss 

man hundert Mal das Gleiche erklären, und dann wird es wieder bestritten.

Das Gleiche gilt für die Gesamtsituation im Land beim Thema Bildung, meine Damen 

und Herren. Ich jedenfalls kenne kein einziges Kind im ländlichen Raum, das nicht die 

Chance hätte, in zumutbarer Entfernung jegliche Schule zu erreichen, die für die Bil-

dung notwendig ist. Keines! Sie haben nur eine falsche Auffassung von Bildung.

(Lachen bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN)

Sie glauben und behaupten immer, der Mensch beginne erst mit einer akademischen 

Ausbildung. Das ist Ihre Debatte.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Ihr habt über 60 Jahre das Bildungssystem in 

Bayern geprägt!)

Wir haben in Bayern ein Bildungssystem, bei dem es nicht darauf ankommt, welchen 

Beruf der Vater hat und in welchem Dorf das Kind lebt.

(Margit Wild (SPD): Man sollte sich nie auf ein Themenfeld begeben, von dem 

man nichts versteht! – Weitere Zurufe)

Bei uns in Bayern – –

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Meine Damen und Herren, bitte beruhigen Sie 

sich etwas! Der Herr Minister hat das Wort.
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Staatsminister Albert Füracker (Finanzen, Landesentwicklung und Heimat): Bei uns 

in Bayern – –

(Weitere Zurufe)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Minister, warten Sie ein bisschen ab, bis 

Ruhe einkehrt. Sie können sowieso so lange reden, wie Sie wollen.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen, Landesentwicklung und Heimat): – Die 

geben die ganze Sitzung keine Ruhe. – Bei uns in Bayern wird jedes Kind in jedem 

Dorf jeden Tag zur Schule abgeholt, in die Schule der Wahl und des Wunsches ge-

bracht und am Nachmittag oder abends wieder zurückgebracht, und das bis zur 

11. Klasse kostenlos. Wenn ein Kind nach einer Grundschulausbildung nicht auf ein 

Gymnasium geht, sondern an eine Mittelschule, erfährt es dort eine hervorragende Bil-

dung. Wenn ein Kind keinen mittleren Schulabschluss hat, sondern eine Lehre im 

Handwerk macht, kann es als Handwerksmeister, wenn es das möchte, akademische 

Bildung erreichen.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): So ist es!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 42 % der Menschen, die in Bayern studie-

ren, haben kein Abitur am Gymnasium gemacht. 42 %! Und da wird uns dauernd er-

klärt, die Bildungschancen in Bayern seien so verheerend. Alle Vergleiche mit allen 

anderen Bundesländern beweisen, dass Bildung in Bayern besser funktioniert als an-

derswo. Reden Sie den Leuten doch nicht immer ein, sie seien benachteiligt! Reden 

Sie den Menschen doch nicht immer ein, das Schicksal eines Kindes entscheide sich 

in der vierten Klasse! Die Chancen bestehen, solange man lebt,

(Margit Wild (SPD): Nicht für alle gleich!)

und wir in Bayern sind stolz darauf, dass wir Gott sei Dank berufliche Bildung in allen 

Teilen unseres Landes neben akademischer Bildung gut unterbringen.
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Dazu gehört auch Forschung. Da sagt doch jemand – das war wirklich der Herr Pohl 

–, wir hätten in den letzten zehn Jahren – "wir" hat er gesagt! Der Herr Pohl war da 

praktisch mit dabei – die Hochschullandschaft dezentralisiert. Die OTH Amberg-Wei-

den ist 1994 gegründet worden. Ich weiß nicht mehr – Erwin, vielleicht liege ich auch 

falsch –, aber heute ist wieder gesagt worden, Stoiber habe nur in München investiert.

(Erwin Huber (CSU): Ich glaube nicht!)

Die Entwicklung der Technischen Hochschulen und der Fachhochschulen war eine der 

größten und wichtigsten strukturpolitischen Entscheidungen in Bayern in den letzten 

30 Jahren.

(Beifall bei der CSU)

Das hat Stoiber in seiner Zeit gemacht, und Sie behaupten heute, es sei in den letzten 

zehn Jahren durch Ihr Zutun entstanden.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

In den letzten zehn Jahren ist durch Ihr Zutun wenig entstanden, Herr Pohl, weil die 

Opposition alles, was wir in Bayern im Bereich Hochschuldezentralisierung gemacht 

haben, abgelehnt hat.

(Hans Herold (CSU): Abgelehnt! So ist es!)

Das ist doch die Wahrheit! Wir haben es gemacht!

(Beifall bei der CSU – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ist doch nicht wahr! Das 

sind alternative Fakten!)

Dann haben wir die Landespflegegelddebatte. Wie soll ich einer Familie eigentlich er-

klären, dass es im Bereich der Pflege das Angebot gibt, vom Freistaat Bayern tausend 

Euro im Jahr zur Unterstützung der Aufwendungen, wo auch immer, zu bekommen, 
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und die Opposition im Bayerischen Landtag sagt: Das wollen wir nicht, weil das zu 

wenig ist

(Hans Herold (CSU): Hört, hört!)

und weil man ganz woanders ansetzen muss? – Dann sage ich der Familie: Mir wäre 

es auch recht, wenn Pflegekräfte in diesem Land mehr verdienen würden. Aber ich 

kann das im Bayerischen Landtag nicht regeln.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Sie sind in Berlin auch dabei! Sie haben 

schon einen Gesundheitsminister gehabt! Bundesgesundheitsminister habt ihr 

gehabt!)

Das macht bestimmt der Herr Pohl.

(Weitere Zurufe des Abgeordneten Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

– Herr Aiwanger, dass Sie nie zuhören, wissen wir schon lange. Herr Aiwanger, Ihre 

Spezialität im Landtag ist, dazwischenzuschreien. Das machen Sie zwar laut, aber 

nicht perfekt. Das muss ich Ihnen ehrlich sagen.

(Beifall bei der CSU)

Seid doch mal ehrlich! Derjenige, der im Pflegeheim arbeitet, sagt: Ich müsste für die 

harte Arbeit eigentlich viel mehr verdienen. Derjenige, der einen Angehörigen in ein 

Pflegeheim geben muss, sagt: Das kann sich niemand leisten. Das ist die Diskrepanz. 

– Die lösen Sie niemals durch Geschrei im Bayerischen Landtag und mit Verweise auf 

Bundesgesundheitsminister auf. Das ist eine gesellschaftliche Situation, dass sich in 

den letzten 30 Jahren die Arbeit an der Maschine für Arbeitnehmer im tariflichen Be-

reich besser bezahlt gemacht hat als der Dienst am Menschen. Ich habe keine Tarif-

verträge ausgehandelt, Sie wahrscheinlich auch nicht; aber wenn, dann hätte es der 

Aiwanger perfekt gemacht.
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Und das geht weiter. Wir werden in den nächsten Jahren eine Entwicklung haben, bei 

der wir uns noch weit über das hinaus, was wir jetzt diskutieren, unterhalten werden, 

wie wir das überhaupt leisten können. 1964 hat es in Deutschland 1,4 Millionen Kinder 

gegeben, voriges Jahr 700.000. Diese 700.000 sollen die Pflege von 1,4 Millionen or-

ganisieren. Dafür wünsche ich uns viel Glück. Und da diskutieren wir heute darüber, 

ob es ein schlechter Ansatz ist, wenn der Freistaat Bayern bereit ist, das zu tun, was 

er tun kann, nämlich denjenigen, die pflegebedürftig sind, 1.000 Euro anzubieten. Wir 

machen das gerne. Wir haben nach zwei Monaten 100.000 Anträge gehabt. 

100.000 Familien haben das schon beantragt. Ich prognostiziere, dass mindestens 

200.000 weitere dazukommen werden. Dazu sagt die Opposition in Bayern, das sei 

nach dem Gießkannenprinzip, das diene den Menschen nicht. – Das dient den Men-

schen sehr wohl, und zwar ausschließlich den Menschen. Wir führen dieses Landes-

pflegegeld aus voller Überzeugung ein, auch wenn Sie dagegenstimmen.

(Beifall bei der CSU)

Das Niveau kommentiere ich hier nicht. Abgesehen davon haben Sie, Herr Mütze, die 

Auszahlungsmodalitäten, die vollkommen korrekt sind, hier am Rednerpult des Baye-

rischen Landtags in die Nähe einer Bananenrepublik gerückt. Da muss ich Ihnen ganz 

ehrlich sagen: Da möchte ich von euch noch etwas zum Niveau hören. Sie legen hier 

eine solche Wortwahl an den Tag, weil wir in völliger Transparenz angekündigt haben, 

dass wir bis zu 360.000 Antragsberechtigte haben, dass das Geld ausbezahlt wird, 

dass man das in irgendeiner Weise machen muss und dass die zuständige Behörde 

erst im nächsten Jahr installiert ist. Dann kritisieren Sie, dass wir zwei Euro pro Antrag 

für die Auszahlung bei Menschen ausgeben, die diese zusätzliche Leistung freiwillig 

erbringen.

(Jürgen Mistol (GRÜNE): Weil es wahr ist!)

Da muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen: Da fehlen mir die Worte.

(Zuruf des Abgeordneten Thomas Mütze (GRÜNE))
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– Sie sagen hier als Redner der GRÜNEN, das sei wie in einer Bananenrepublik, und 

kritisieren gleichzeitig die Einführung eines Bürgerbeauftragten. Darauf sage ich 

Ihnen: Wir brauchen viele Bürgerbeauftragte, die Ihre Wortwahl hier im Bayerischen 

Landtag untersuchen. Das ist eine Unverschämtheit!

(Beifall bei der CSU)

Genauso das Familiengeld: Natürlich ist es diskriminierungsfrei. Jahrelang haben wir 

hier die Debatte geführt, ob ein Betreuungsgeld, eine "Herdprämie", etwas ganz 

Furchtbares ist, weil sich jemand entscheidet, das Kind nicht in die Kita zu geben. Jah-

relang wurde hier behauptet, Betreuungsgeld gebe es nur dann, wenn man seinen 

Beruf unterbricht. Das hat nie gestimmt, sondern die einzige Voraussetzung war, die 

Kita nicht in Anspruch zu nehmen. Da hat man die jungen Eltern diskriminiert und ge-

sagt, das sei eine "Herdprämie". Beim Elterngeld, das es seit Langem gibt, war man 

der Meinung, das sei eine gute Familienleistung. Um Elterngeld zu bekommen, muss-

te man den Beruf unterbrechen. Da habe ich nie gehört, das sei eine "Herdprämie".

Jetzt haben wir das Betreuungsgeld und das Landeserziehungsgeld zusammenge-

führt und geben es als Familiengeld an die Familien, die dann selbst entscheiden kön-

nen, was sie damit tun, ob sie eine Tagesmutter oder eine Kita bezahlen oder ob sie 

sich in eigener familiärer Betreuung um das Kind kümmern wollen. Das wird jetzt wie-

der kritisiert, abgesehen davon, dass ich heute erstmals gehört habe, dass ein Betreu-

ungsgeld besser wäre. Ich weiß langsam nicht mehr, wo wir Ihren Ratschlägen folgen 

sollten.

Wenn ich dann noch die Ratschläge höre, die wir zur Finanzierung der Kommunen be-

kommen, bin ich ganz froh, dass wir in den letzten Jahren nicht auf Sie gehört haben, 

sondern einen Weg gegangen sind, mit dem wir die Kommunen optimal unterstützt 

haben. Nie haben bayerische Kommunen so viel Geld vom Freistaat Bayern bekom-

men. Wir setzen auf kommunale Selbstverwaltung. Auch das möchte ich sagen. Hier 

wird darüber diskutiert, dass man auf der einen Seite Wohnungen bauen soll, auf der 
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anderen Seite aber keine Flächen verbrauchen darf. Hier wird darüber diskutiert, dass 

sich im ländlichen Raum Unternehmen ansiedeln sollen, wir aber keine Flächen ver-

brauchen dürfen. Hier wird darüber diskutiert, das niemand besser weiß als der Staat, 

was die Kommunen brauchen. Soll ich vielleicht eine Landesbehörde für die Buchfüh-

rung darüber einrichten, wer wie viele Quadratmeter Fläche wo verbrauchen darf? Die 

kommunale Selbstverwaltung ist das Gebot der Stunde, meine Damen und Herren. 

Die kommunale Selbstverwaltung wird in Bayern ermöglicht und unterstützt.

(Beifall bei der CSU – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): An wen richtet sich das? 

Wen meinen Sie damit?)

Deswegen fasse ich alle diese Maßnahmen folgendermaßen zusammen: Ja, wir 

geben Antworten auf die großen, gesellschaftlich konzentrierten Herausforderungen. 

Niemand will bei allen diesen Maßnahmen in Abrede stellen, dass wir für diese Fragen 

auch Lösungen brauchen. Da hilft jetzt kein Sammelsurium von Wünschen und kein 

Erklären, was man alles machen könnte, müsste oder sollte. Machen Sie einmal einen 

Plan, in dem steht, was Sie vorhaben, und halten Sie dann Ihren Plan neben unseren 

Plan. Dann möchte ich wissen, ob Sie dann auch noch sagen, wir würden zu viel Geld 

ausgeben.

Deswegen danke ich dir, lieber Peter Winter, und deinem Ausschuss ganz herzlich. 

Auch ich danke ganz herzlich, persönlich, aber auch im Namen des Finanz- und Hei-

matministeriums und der Bayerischen Staatsregierung für deine Arbeit als Ausschuss-

vorsitzender. Ich danke allen Mitgliedern des Haushaltsausschusses. Wir wissen, dass 

Peter Winter dem nächsten Landtag nicht mehr angehören wird. Peter, du warst jeder-

zeit ein über die Parteigrenzen hinaus geschätzter Vorsitzender des Haushaltsaus-

schusses. Du warst ein hervorragender Ratgeber und ein hervorragender Kontrolleur; 

dafür ganz herzlichen Dank im Namen aller Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der SPD und den FREIEN WÄHLERN)
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Zum Schluss möchte ich Sie herzlich bitten: Nehmen Sie doch wenigstens die Realität 

wahr. Wo leben wir denn eigentlich? Leben wir wirklich in einem Land, das kurz davor 

steht, alle Zukunftschancen zu verspielen, wie es heute von der Opposition beschrie-

ben wurde? Leben wir wirklich in einem Land, dessen Haushalt total geplündert wird? 

Leben wir wirklich in einem Land, in dem wir seit Jahren dafür gesorgt haben, dass 

der Staat sich nichts mehr leisten kann? Haben wir in Bayern wirklich schlechtere Bil-

dungschancen als anderswo in Deutschland? Sind in dem Land, in dem wir leben dür-

fen, die wirtschaftliche Situation und die Arbeitslosigkeit schlechter als anderswo? 

Geht es der Landwirtschaft in Bayern schlechter als der in Nordrhein-Westfalen? Geht 

es in Bayern den Polizisten schlechter? Ist die innere Sicherheit in Bayern schlechter 

als anderswo? Haben wir im Vergleich zu anderen Bundesländern zu wenige Lehrer? 

Selbst unsere Landesbank gibt es noch. Dort, wo Sie, meine Damen und Herren von 

der SPD, regiert haben, wurden Landesbanken mit riesigen Milliardenschäden abge-

wickelt.

(Beifall bei der CSU)

Gäbe es Bayern nicht, würde Deutschland nicht funktionieren. Das sind die Fakten. 

Wir wollen, dass Bayern stark bleibt. Wir werden weiter an unseren Grundkonzepten 

festhalten. Wir investieren. Unsere Investitionsquote ist seit langer Zeit die höchste. 

Wir investieren nicht nur, sondern wir geben Antworten auf die großen gesellschaftli-

chen Herausforderungen, im sozialen Bereich ebenso wie in der Infrastruktur. Natür-

lich bleiben wir auch finanzpolitisch auf unserem Kurs. Wir tilgen in den Jahren 2017 

und 2018 zwei Milliarden Euro. Wir haben bis jetzt 5,6 Milliarden Euro Schulden ge-

tilgt. Nennen Sie mir doch eine westliche Demokratie, die investiert hat, die für das 

Personal entscheidende Weichen gestellt hat und die gleichzeitig Schulden in diesem 

Ausmaß abgebaut hat! Das geschieht nur in Bayern. Sie können uns schlechtreden, 

wie Sie wollen, aber Bayern ist auch in dieser Hinsicht spitze.

(Beifall bei der CSU)
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Der Zustand eines Landes ist die Antwort auf die Art und Weise, wie Politik gemacht 

wird. Das Land steht hervorragend da. Nennen sie mir ein Land, in dem Sie lieber 

leben möchten; nennen Sie mir eine Zeit, in der es den Menschen in diesem Land 

besser ging als jetzt! – Das heißt noch lange nicht, dass alle Probleme gelöst sind. 

Das ist für uns Auftrag, dafür zu sorgen, dass es weiterhin so gut bleibt, dass die Men-

schen, die nicht auf der Sonnenseite stehen, sich genauso unterstützt fühlen. Wir kön-

nen mit einer kräftigen und dynamischen wirtschaftlichen Entwicklung und mit unserer 

Infrastruktur dafür sorgen, dass in unserem Land auch Sozialpolitik gemacht werden 

kann. Wenn andere davon hören, dass wir von 6,5 Milliarden Rücklagen 984 Millionen 

nehmen können, um diesen Aufgaben auch im Jahr 2018 gerecht zu werden, benei-

den sie uns um diese Möglichkeit. Wir haben ordentlich gewirtschaftet, und deswegen 

können wir jetzt auch den Menschen wieder etwas zurückgeben. – In diesem Sinne 

bedanke ich mich und bitte natürlich um Zustimmung zum 2. Nachtragshaushalt 2018.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte bleiben Sie am Rednerpult. – Wir haben 

zwei Zwischenbemerkungen; zunächst spricht der Kollege Knoblauch, dann der Kolle-

ge Pohl.

Günther Knoblauch (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Staatsminister, Sie 

haben in Ihrer Rede viermal ausgeführt, dass ich das Betreuungsgeld gefordert habe. 

Das enttäuscht mich schon ein bisschen. Brauchen sie denn das überhaupt? Wenn 

Sie nachverfolgen, was ich gesagt habe, wüssten Sie, dass die Familien nicht das Fa-

miliengeld, sondern Betreuungszeit brauchen. Weil Sie diesen Versprecher viermal 

wiederholt haben, möchte ich das richtigstellen. Wenn Sie das nachvollziehen, werden 

Sie merken, dass ich das auch nicht so gemeint habe. Das Betreuungsgeld lehne ich 

ab. Das ist für mich der Eintritt in die Altersarmut der Frauen.

(Beifall bei der SPD – Tobias Reiß (CSU): Das hat doch mit Arbeit nichts zu tun!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Minister, Sie sind dran.
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Staatsminister Albert Füracker (Finanzen, Landesentwicklung und Heimat): Das war 

eine Richtigstellung.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Dann der Kollege Pohl. Bitte.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Schauen wir ein-

mal, ob der Minister bei mir kommunikativer ist. – Dass Bayern nicht zukunftsfähig ist 

und der Haushalt total ausgeplündert wird, habe ich von keinem Redner hier in diesem 

Hohen Haus gehört. Ich habe solche Worte jedenfalls nicht in den Mund genommen. 

Sie wären auch Blödsinn. Das wissen wir alle.

Dass Sie, Herr Staatsminister, Kritik für unerwünscht halten, ist das eine. Dass Sie 

aber auch kein Lob haben wollen, überrascht mich schon. Ich habe ausdrücklich aner-

kannt, dass wir, der Bayerische Landtag, alle Fraktionen, und die Staatsregierung ge-

meinsam mit der Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in den letzten zehn 

Jahren vorangekommen sind. Als Beispiel habe ich den Ausbau der Hochschulland-

schaft genannt. Ich erwähne nur Cham in der Oberpfalz.

Zum Zweiten habe ich die Behördenverlagerung gelobt, die Sie jetzt bitte auch fortfüh-

ren sollen.

Meine dritte Bemerkung, und darauf sind Sie uns eine Auskunft schuldig geblieben:

Sie waren Staatssekretär, und Herr Söder war Finanzminister, als wir vor wenigen Mo-

naten den ersten Nachtragshaushalt verabschiedet haben. Was bewegt Sie dazu, jetzt 

hektisch einen zweiten Nachtragshaushalt in Höhe von einer Milliarde Euro hinterher-

zuschieben? Warum braucht es das?

(Ingrid Heckner (CSU): Wegen einer Regierungserklärung!)

Haben Sie damals schlampig gearbeitet? Was ist der Grund?
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Meine letzte Frage: Warum lösen Sie in diesem zweiten Nachtragshaushalt nicht we-

nigstens die drängenden Probleme der Straßenausbaubeiträge und der Kommunalfi-

nanzierung? – Sie hätten alle Möglichkeiten gehabt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Reinhold Bocklet (CSU): Das habt ihr ver-

ursacht!)

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen, Landesentwicklung und Heimat): Wahr-

scheinlich ist die Frage im Haushaltsausschuss schon behandelt worden. Ich habe ge-

hört, dass Sie dort nicht anwesend waren.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der CSU: Bravo!)

Wenn eine neue Regierung startet und eine neue Regierungserklärung vorgelegt wird, 

muss diese mit einem entsprechenden Haushalt hinterlegt werden. Ich hätte Sie gerne 

gehört, wenn wir eine Regierungserklärung gemacht hätten, ohne einen Haushalt vor-

zulegen. Dann hätte ich den Herrn Pohl einmal hören wollen.

(Beifall bei der CSU)

Herr Pohl, ich rate Ihnen, im Haushaltsausschuss immer anwesend zu sein. Das bil-

det.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Mehr fällt Ihnen wohl nicht ein!)

Habt ihr im Haushaltsausschuss nicht über die Straßenausbaubeiträge gesprochen? 

War der Herr Pohl nicht da? – Im Gegensatz zu Ihnen haben wir etwas im Hinblick auf 

die Straßenausbaubeiträge getan. Wir haben ein Vorgehen gewählt, das sich seit Jah-

ren bewährt hat. Alle Fragen, die die Kommunen betreffen, haben wir mit den kommu-

nalen Spitzenverbänden besprochen. Das haben wir nicht einmal, sondern x-mal ge-

macht. Das Vorgehen bei der Abschaffung der Straßenausbaubeitragssatzungen ist 

von Anfang an mit den Kommunen besprochen worden. Als Erstes haben wir Klarheit 

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 95

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000359.html


über die Abschaffung geschaffen. Viele wollten das wissen. Die Frage der Erstattung-

en wird im Rahmen des Doppelhaushalts 2019/2020 geklärt.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Das wollten die kommunalen Spitzenverbän-

de?)

– Das war mit den Kommunen besprochen. Die kommunalen Spitzenverbände haben 

zugestimmt. Im Hinblick auf die Debatte, wie das entschädigt werden soll, haben die 

kommunalen Spitzenverbände überhaupt keinen Zeitdruck aufgebaut. Stattdessen 

haben sie sich mit uns darauf verständigt, das bis zum Doppelhaushalt 2019/2020 zu 

regeln. Wenn Sie uns kritisieren, kritisieren Sie auch die kommunalen Spitzenverbän-

de.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Das wird die Bürgermeister freuen, wenn sie 

solche Vertreter haben!)

– Hat der Herr Pohl wieder das Wort? – Das ist auch richtig, weil die Erstattung we-

sentlich komplizierter ist, als Sie, Herr Pohl, immer wieder breit in die Öffentlichkeit po-

saunen. Sie glauben, es wäre gerechter, wenn das nicht vor Ort gezahlt würde. Es gibt 

jedoch auch Menschen, die sagen: In Zukunft zahlen die großen Kaufhauskonzerne in 

der Innenstadt meiner Stadt nichts mehr. Das zahlt jetzt der Steuerzahler mit seinen 

3.000 Euro brutto.

(Beifall bei der CSU)

Die finden das nicht gerecht.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Warum haben Sie das dann beschlossen?)

Herr Pohl, deshalb braucht es mehr Gehirnschmalz, als der Bevölkerung zu sagen: 

Wir schaffen ab, und die Gemeinden bekommen einen Ausgleich. Mit den Gemeinden 

ist vereinbart, ihnen in Zukunft 100 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen. In den 

letzten acht Jahren haben die Gemeinden im Durchschnitt 65 Millionen Euro erhoben. 
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Was sagen die FREIEN WÄHLER in der Öffentlichkeit? – 100 Millionen Euro seien viel 

zu wenig.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): 150 Millionen Euro!)

Wo bisher 65 Millionen Euro reichten, sollen 100 Millionen Euro in Zukunft zu wenig 

sein? – Das ist Haushaltspolitik à la Herr Pohl von den FREIEN WÄHLERN.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der CSU: Bravo! – Bernhard Pohl (FREIE WÄH-

LER): Weil Sie die Kommunen im Regen stehen lassen!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Damit ist die Aussprache geschlossen. Bevor ich mit den Abstimmungen beginne, 

möchte ich Ihnen einen Überblick über den Ablauf der Abstimmungen geben. Zu-

nächst möchte ich darauf hinweisen, dass die CSU-Fraktion für die Schlussabstim-

mung namentliche Abstimmung beantragt hat. Nach diesem Abstimmungsmarathon, 

der auch von Sitzungsunterbrechungen betroffen ist, werden wir den Tagesordnungs-

punkt 28 von gestern aufrufen und eine namentliche Abstimmung durchführen. Im An-

schluss daran wird die Richterwahl in schriftlicher Form stattfinden. Nach der Mittags-

pause geht es mit dem Bericht der Enquete-Kommission weiter. Die Redner sollten 

dann parat stehen.

Zuerst folgt die namentliche Abstimmung zum Änderungsantrag der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN.

(Unruhe)

Ich bitte jetzt um etwas Ruhe; das dauert etwas länger. Bis zum Vorliegen des Abstim-

mungsergebnisses muss die Sitzung gegebenenfalls kurz unterbrochen werden. Da-

nach folgt die Abstimmung zum 2. Nachtragshaushaltsplan mit den dazu einschlägi-

gen Änderungsanträgen. Daran anschließend folgen die Abstimmungen über die 

Änderungsanträge zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz sowie die Abstimmung und 

Schlussabstimmung zum 2. Nachtragshaushaltsgesetz.
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Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Zuerst erfolgt die Abstimmung über den dem Ge-

setz als Anlage beigefügten 2. Nachtragshaushaltsplan 2018. Der Abstimmung liegen 

der Entwurf des 2. Nachtragshaushaltsplans 2018, die dazu einschlägigen Änderungs-

anträge und die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Staats-

haushalt und Finanzfragen auf Drucksache 17/22777 sowie die zur Zweiten Lesung 

eingereichten Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf den 

Drucksachen 17/23034 und 17/23035 zugrunde.

Vonseiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde zum Änderungsantrag be-

treffend "Personalausstattung der unteren Naturschutzbehörden" auf Drucksa-

che 17/22560 Einzelabstimmung in namentlicher Form beantragt. Wir führen somit 

nun diese namentliche Abstimmung durch. Der federführende Ausschuss empfiehlt 

die Ablehnung des Änderungsantrags. Wir beginnen mit der Abstimmung. Die Urnen 

stehen auf beiden Seiten des Saals bereit. Die Abstimmungszeit beträgt fünf Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 12.16 bis 12.21 Uhr)

Die Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte Sie, wieder Platz zu nehmen. Jetzt folgen 

Abstimmungen in einfacher Form. Bitte nehmen Sie wieder Platz.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das Abstimmungsergebnis wird außerhalb des Plenarsaales ermittelt. Wir fahren in 

der Zwischenzeit in der Tagesordnung fort. Bevor ich über den 2. Nachtragshaushalts-

plan abstimmen lassen kann, ist zuerst über die zur Zweiten Lesung eingereichten Än-

derungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 

17/23034 und 17/23035 abzustimmen.

Mit dem Änderungsantrag der GRÜNEN auf Drucksache 17/23034 sollen die im Ein-

zelplan 03 A für das Landesamt für Asyl und Rückführungen veranschlagten Mittel ge-

strichen werden. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-

zeichen. – Das sind die FREIEN WÄHLER, die GRÜNEN und die Kollegen Muthmann 
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(fraktionslos), Felbinger (fraktionslos) und Claudia Stamm (fraktionslos). Gegenstim-

men! – Das sind die Fraktionen der CSU und der SPD. Gibt es Stimmenthaltungen? – 

Keine Stimmenthaltungen. Dann ist dieser Änderungsantrag abgelehnt.

Es folgt nun die Abstimmung über den Änderungsantrag der GRÜNEN auf Drucksa-

che 17/23035. Mit dem Antrag sollen Mittel für Zuschüsse an Schulen für Angebote 

zur Demokratieförderung bereitgestellt werden. Wer diesem Änderungsantrag zustim-

men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD, 

der FREIEN WÄHLER, der GRÜNEN und die Kollegin Claudia Stamm (fraktionslos). 

Gegenstimmen! – Das ist die CSU-Fraktion. Gibt es Stimmenthaltungen? – Bei Stimm-

enthaltung der Kollegen Muthmann (fraktionslos) und Felbinger (fraktionslos). Damit 

ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Die Sitzung wird jetzt bis zum Vorliegen des Ergebnisses der namentlichen Abstim-

mung unterbrochen. Bitte bleiben Sie auf Ihren Plätzen, da das nicht lange dauern 

kann.

(Unterbrechung von 12.23 bis 12.24 Uhr)

Ich nehme die Sitzung wieder auf und gebe das Ergebnis der vorher durchgeführten 

namentlichen Abstimmung über den Änderungsantrag betreffend "Personalausstat-

tung der unteren Naturschutzbehörden", Drucksache 17/22560, bekannt: Mit Ja haben 

18 gestimmt, mit Nein 89, Stimmenthaltungen: 52. Damit ist der Änderungsantrag ab-

gelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Es folgen nun die Abstimmungen über den 2. Nachtragshaushaltsplan und das 

2. Nachtragshaushaltsgesetz.

(Unruhe)
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Ich bitte um etwas Ruhe. Zum 2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 

empfiehlt der federführende Ausschuss die Annahme mit der Maßgabe von Änderun-

gen, die sich aufgrund des Änderungsantrags von Abgeordneten der CSU-Fraktion er-

geben. Ich verweise insoweit auf die Drucksache 17/22777.

Wer dem 2. Nachtragshaushaltsplan 2018 unter Berücksichtigung der vom federfüh-

renden Ausschuss vorgeschlagenen Änderungen zustimmen möchte, den bitte ich, 

sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich auf 

die gleiche Weise anzuzeigen! – Das sind die Fraktionen der SPD, der FREIEN WÄH-

LER, der GRÜNEN und die Kollegen Muthmann (fraktionslos), Felbinger (fraktionslos) 

und Claudia Stamm (fraktionslos). Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthal-

tungen. Der 2. Nachtragshaushaltsplan 2018 ist damit in der Fassung des federfüh-

renden Ausschusses angenommen.

Die sich auf den 2. Nachtragshaushaltsplan beziehenden, vom federführenden Aus-

schuss zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungsanträge, über die wir nicht einzeln 

abgestimmt haben, sind gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung als erledigt zu 

betrachten. Insoweit verweise ich auf Teil I der Ihnen vorliegenden Mitteilung.

(Siehe Anlage 1, Teil I)

Zum 2. Nachtragshaushaltsplan 2018 soll außerdem noch folgender Beschluss ge-

fasst werden:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat wird er-

mächtigt, die aufgrund der in den parlamentarischen Beratungen vorgenomme-

nen Änderungen erforderlichen Berichtigungen insbesondere in den Erläuterun-

gen, der Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen und den sonstigen 

Anlagen beim endgültigen Ausdruck des 2. Nachtragshaushaltsplans 2018 vorzu-

nehmen.
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Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 

der CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und die Kollegen Muthmann (fraktionslos) 

und Felbinger (fraktionslos). Gegenstimmen! – Das sind die Fraktion BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN und die Kollegin Claudia Stamm (fraktionslos). Gibt es Stimmenthal-

tungen? – Keine Stimmenthaltung. Dann ist das so beschlossen.

Mit der Annahme des 2. Nachtragshaushaltsplans 2018 in der Fassung des federfüh-

renden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen hat der in Teil II der aufge-

legten Liste enthaltene Änderungsantrag der CSU-Fraktion auf Drucksache 17/22573 

seine Erledigung gefunden. Das Hohe Haus nimmt davon zustimmend Kenntnis.

(Siehe Anlage 1, Teil II)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über das 2. Nachtragshaushaltsgesetz 2018. Der 

Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 17/22033, die Änderungsanträ-

ge auf den Drucksachen 17/22574 mit 17/22578 und die Beschlussempfehlung mit 

Bericht des endberatenden Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

auf Drucksache 17/23063 sowie die zur Zweiten Lesung eingereichten Änderungsan-

träge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 17/23036 und 

17/23037 und der Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion auf Drucksa-

che 17/23219 zugrunde.

Ich lasse vorab über die vom endberatenden Ausschuss zur Ablehnung empfohlenen 

Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/22575 mit 17/22578 abstimmen. Die Aus-

schüsse empfehlen für alle Änderungsanträge die Ablehnung. Die Fraktionen sind 

übereingekommen, dass über die Änderungsanträge unter Zugrundelegung des Vo-

tums des endberatenden Ausschusses insgesamt abgestimmt werden soll. Unter-

schiedliche Voten innerhalb der Fraktionen liegen nicht vor. Daher lasse ich so abstim-

men.

Wer hinsichtlich der Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/22575 mit 17/22578 

mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstimmungsverhaltens 
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seiner Fraktion im jeweils endberatenden Ausschuss für Verfassung, Recht und Parla-

mentsfragen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 

Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gibt es Ge-

genstimmen? – Keine Gegenstimme. Gibt es Stimmenthaltungen? – Bei Enthaltung 

der Kollegen Muthmann (fraktionslos), Felbinger (fraktionslos) und Kollegin Claudia 

Stamm (fraktionslos).

Damit übernimmt der Landtag diese Voten. Die Änderungsanträge sind damit abge-

lehnt.

Jetzt ist über die zur Zweiten Lesung eingereichten Änderungsanträge der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und von Abgeordneten der CSU-Fraktion abzustimmen.

Mit dem Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-

che 17/23036 sollen die neuen Stellen für das vorgesehene Landesamt für Asyl und 

Rückführungen gestrichen werden. Wer dem Änderungsantrag zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der FREIEN WÄHLER, 

der GRÜNEN und Kollege Muthmann (fraktionslos) und Kollegin Claudia Stamm (frak-

tionslos). Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der CSU und der SPD. Gibt es 

Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. Damit ist der Änderungsantrag abge-

lehnt.

Es folgt die Abstimmung über den Änderungsantrag auf Drucksache 17/23037, eben-

falls von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Mit dem Antrag sollen die Voraus-

setzungen dafür geschaffen werden, dass das Bayerische Familiengeld auch für Pfle-

gekinder gewährt werden kann. Wer diesem Änderungsantrag zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der FREIEN 

WÄHLER, der GRÜNEN und die Kollegen Muthmann (fraktionslos), Felbinger (frakti-

onslos) und Kollegin Claudia Stamm (fraktionslos). Gegenstimmen! – Das ist die CSU-

Fraktion. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. Damit ist der Ände-

rungsantrag abgelehnt.
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Es folgt nun noch die Abstimmung über den Änderungsantrag von Abgeordneten der 

CSU-Fraktion auf Drucksache 17/23219. Mit dem Antrag soll die ausdrückliche Zweck-

bestimmung des Bayerischen Landespflegegeldgesetzes eingefügt werden. Wer die-

sem Änderungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – 

Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion, die FREIEN WÄHLER, das BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, Kollege Muthmann (fraktionslos), Kollege Felbinger (fraktions-

los) und Frau Kollegin Claudia Stamm (fraktionslos). Gibt es Gegenstimmen? – Keine 

Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Dann ist diesem 

Änderungsantrag zugestimmt worden.

Es folgt nun die Abstimmung über den Gesetzentwurf. Zum Gesetzentwurf selbst 

empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen Zustim-

mung mit der Maßgabe von Änderungen hinsichtlich der Kapitalausstattung der staatli-

chen Wohnungsbaugesellschaft BayernHeim und hinsichtlich der Förderung von Kin-

dertageseinrichtungen. Diesen Änderungen stimmt der endberatende Ausschuss für 

Verfassung, Recht und Parlamentsfragen ebenfalls zu. In § 14 Absatz 2 werden die 

verschiedenen Daten des Inkrafttretens entsprechend den vorgenannten Änderungen 

angepasst bzw. festgestellt. Ich verweise auf Drucksache 17/23063. Wer dem Gesetz-

entwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um 

sein Handzeichen. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – 

Das sind die SPD-Fraktion, die FREIEN WÄHLER, das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

Herr Kollege Muthmann (fraktionslos), Kollege Felbinger (fraktionslos) und Kollegin 

Claudia Stamm (fraktionslos). Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung-

en. Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Die CSU hat bereits namentliche 

Abstimmung beantragt.

Die Abstimmung soll also gemäß § 127 Absatz 2 Satz 1 der Geschäftsordnung in na-

mentlicher Form erfolgen. Ich lese noch einmal vor: Der Abstimmung wird der Gesetz-
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entwurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses für Verfassung, Recht und 

Parlamentsfragen gemäß Drucksache 17/23063 mit den beschlossenen Änderungen 

aufgrund des Antrags der CSU-Fraktion auf Drucksache 17/23219 zugrunde gelegt. 

Die Urnen sind bereitgestellt. Wir beginnen mit der Stimmabgabe. Drei Minuten!

(Namentliche Abstimmung von 12.33 bis 12.36 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Wir zählen außerhalb des Sitzungssaales aus. 

Ich unterbreche die Sitzung kurz, bis das Ergebnis der namentlichen Abstimmung be-

kannt gegeben wird. Ich mache darauf aufmerksam: Es folgt jetzt eine weitere na-

mentliche Abstimmung, dann die Richterwahl und dann noch Tagesordnungspunkt  8. 

Erst dann ist Mittagspause.

(Unterbrechung von 12.36 bis 12.38 Uhr)

Bitte nehmen Sie wieder Platz. Wir treten jetzt wieder in die Tagesordnung ein.

(Allgemeine Unruhe)

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Schlussabstimmung zum 2. Nachtrags-

haushaltsgesetz 2018, Regierungsentwurf auf Drucksache 17/22033, bekannt. Mit Ja 

haben 93 gestimmt, mit Nein haben 71 gestimmt. Stimmenthaltungen gab es keine.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3 – Allgemeine Unruhe)

Bitte seien Sie etwas leiser! – Damit ist der Gesetzentwurf in der Fassung des endbe-

ratenden Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen und mit den be-

schlossenen Änderungen aufgrund des Änderungsantrags auf Drucksache 17/23219 

angenommen. Das Gesetz hat den Titel: "Zweites Gesetz zur Änderung des Haus-

haltsgesetzes 2017/2018 (2. Nachtragshaushaltsgesetz 2018)".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfes in der soeben beschlossenen Fassung haben 

der Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion auf Drucksache 17/22574 

und der eben beschlossene Änderungsantrag auf Drucksache 17/23219 ihre Erledi-
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gung gefunden. Das Hohe Haus nimmt davon Kenntnis. Damit sind die Beratungen 

zum 2. Nachtragshaushalt 2018 abgeschlossen.
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